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Aus DER Redaktion 

Wenn das Jahr zu Ende geht ist Groß- 
Reinennachen angesagt, so auch bei uns. 
Beim Rückblick auf die letzten zwei Jahre 
stellen wir erfreut fest, daß wir unseren 
Anspruch zehn Hefte zu produzieren mit 
dieser Ausgabe erfüllt haben (Tusch!). Wie 
uns nebenbei, eherzufällig, zu Ohren kam, 
finden viele ‘die randschau’ in ihrer jetzigen 
Form gelungener, informativer und 
interessanter, was uns freut. Aber 
genausowenig, wie wir solche Reaktionen 
von Euch in schriftlicher Form erhalten 
(auch nur mitkriegen, daß ‘die randschau' 
überhaupt gelesen wird), kriegt Ihr 
irgendetwas ausderRedaktionundunserer 
Arbeit mit. Zumindest Letzteres wollen wir 
von sofort an ändern: Ab dieser Nummer 
wird es die Rubrik ‘Aus der Redaktion' 
geben. Wir wollen Euch an unseren 
Diskussionen um das künftige Konzepte 
und die Zukunft der ‘randschau’, an Lust 
und Frust unserer Arbeit, den Freuden, 
Schwierigkeiten und Absurditäten, die das 
Zeitungsmachen nunmal so mit sich bringt, 
wesentlich mehr als bisher beteiligen. 
Die Gestaltung der Zeitung ist profes- 
sioneller geworden, und darauf sind wir 
auch ein klein wenig stolz. Dennoch trügt 
der Eindruck; ‘die randschau’ ist kein 
durchorganisierter Betrieb mit eigendem 
Büro und hauptamtlichen Mitarbeiterinnen. 
Die Redaktionsarbeit machen wir neben- 
her, zumeist (bis auf Ursula Auriens ABM, 
die im Mai 94 ausläuft) ohne Kohle aus dem 
Projekt zu ziehen. Telefon- und Reisekosten 
trägt jedeR von uns selbst und auch 
notwendige Neuanschaffungen werden 
i.d.R. aus der eigenen Tasche finanziert. 
Eine anderweitig tragfähige Bassis, z.B. 
zur Absicherung von Stellen, ist entgegen 
unserer Erwartungen von vor zwei Jahren 
nicht in Sicht. 

Die gemeinsame Arbeit am Projekt 
'randschau' wird zudem durch die räumliche 
Entfernung von uns vier (Berlin, Essen, 
Kassel, München) erschwert. Dennoch 
machen wir 'die randschau', weil uns die 
Existenz einer radikalen Behinderten- 
zeitschrift wichtig ist, deren Horizont nicht 
andern äch sten Bordstei nkante endet. U nd 
auch vielen unserer Autorinnen, die 
ebenfalls nurfür warme Worte und unseren 
dicken Dank arbeiten und schreiben. 
Aus der Überlegung heraus, den Arbeits- 
aufwand etwas zu reduzieren und mög- 
lichenweise zu einem für Alle nachvollzieh- 
bareren Erscheinungsmodus zu kommen, 
haben wir uns entschlossen, ab 1994 nur 
noch vierteljährlich zu erscheinen. Trotz- 
dem bekommt Ihr, die Abonnentinnen auch 
94 genausoviel ‘randschau’ für's Geld (44 
Seiten pro Nummer). Außerdem wollen wir 
ab der nächsten Nummer die Heftstruktur 
insoweit ändern, daß künftig der jeweilige 
Schwerpunkt nur2/3 des Hefts einnehmen 
soll und aktuelle Meldungen und Berichte 
1/3. Dabei sind wir dringend auf Euere 
Unterstützung angewiesen, denn wir 
können nicht überall sein - Berichte von 
Euch sind noch mehr als bisher gefragt. 
Geld und Ausstattung ist auch weiterhin 
ein Problem unsererseits. Konkrete An- 
schaffungen, wie Fax-Geräte zur Redak- 
tionsinternen Kommunikation, ein Flach- 
bett-Scanneroderauch nur ein neues Abon- 
nentinnenprogramm sind bei uns, obwohl 
wir wollen, nicht drin. Die, die Geld für uns 
übrig haben seien hiermit aufgefordert, uns 
zu unterstützen. Die, die keins haben seien 
hiermit aufgefordert wenigstens an die 
Gummibärchen oder die Schokolade zum 
versüßen unserer Redaktionsitzungen zu 
denken. 

DIE randschau-Redaktion 

An die ■ 

Abonnentinnen | 

der 'randschau'! ■ 

Wir geben hiermit be- 

kannt, daß wir ab 1994 

die Erscheinungsweise 

der 'randschau' auf vier 

Mal im Jahr umstellen. 

Dies bedeutet den Weg- 

fall einer Ausgabe pro 

Jahr. Wir werden die 

Seitenzahl dieser Aus- 

gabe umlegen, so das 

alle Hefte nunmehr 

mindestens 44 Seiten 

haben werden. Die 

Abo-Preise bleiben in 

der jetzigen Form erhal- 

ten. Als Einzelheft wird 

'die randschau' künftig 

7 DM kosten. 
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Magazin 

“De Kosten unseres 

Gesundheitswesens 

SIND DIE Kosten des 

AlT‘WERDENS. ” 

5. März 1993: Anläßlich des Jahresemp- 
fangs 1993 des PARITÄTISCHEN Wohl- 
fahrtsverbandes Berlin gibt Helnz-Bodo 
Lucke seine “Betrachtungen eines Volks- 
wirtes zum Gesundheitsstrukturgesetz 
1993” zum Besten: 
“Kann es die Aufgabe dieser Solidarge- 
meinschaft sein, den medizinischen Fort- 
schritt einseitig zu finanzieren und gegen 
die Gesetze der Natur unter Inkaufnahme 
eines erheblichen finanziellen Aufwandes 
den Eintritt des Todes immer weiterhinaus- 
zuschieben. Setzen wir diesen finanziellen 
Aufwand in Relation zu der Tatsache, daß 
jährlich viele Millionen Kinder auf der Welt 
verhungern, dann muß zumindestdie Frage 
erlaubt sein, ob wir uns moralisch auf dem 
richtigen Weg befinden." 

Wenn Enak, der Eskimo, nicht genügend 
Robbenfängen kann, um seine Famiiie zu 
ernähren, geht seine Mutterstillschweigend 
aus dem Iglu und wartet auf den Tod durch 
Erfrieren. Das gebiete die Tradition und die 
Natur zur Erhaltung der Art. Lucke läßt 
offen, ob der “moderne Eskimo westlicher 
Prägung" sich diesem Verhalten an- 
schließen soll. Nichtsdestotrotz sprechen 
seine "Betrachtungen” einedeutliche Spra- 
che. 

“Ist es erstrebenswert, daß jeder von uns 
durch gesunde Lebensgewohnheiten eines 
Tages zu einem Riegefall wird?" Lucke 
findet, daß Gesundheit im weitesten Sinn 
die gesellschaftlichen Kosten nurauf einen 
späteren Zeitpunkt verschiebe. Wie eine 
Lawine sieht er die “behandlungsfähigen 
Senioren” auf uns zukommen. Der auf- 
merksame Zuhörer sieht die “Rentner- 
generation” quasi die Arztsprechstunden 
stürmen. Wenn krank ist, wer sich krank 
fühlt, dann sei das ein hervorragender Nähr- 
boden dafür, daß “unser Volk sich als ein 
Volk von Kranken" verstehen könne. 
Ein Rentner koste sechsmal soviel wie ein 
noch im Beruf stehender Versicherter. Und: 
“Wer älter als 72 Jahre ist, wird nicht mehr 
krank im üblichen Sinn, sondern läßt fast 
ausschließlich nur noch sein Alt-werden 
behandeln.... Die Kosten unseres Gesund- 
heitswesens sind die Kosten des Alt- 
werdens." 

Es werde nicht diskutiert, was wir uns medi- 
zinisch leisten wollen und können. Da man 
Ärzte nicht zu Scharfrichtern über Leben 
und Tod machen könne und auch die 
Gesellschaft nicht bereit und in der Lage 
sei, “eine Entscheidung gegen das Leben 
zu treffen”, würden die Gesundheitskosten 
weiter explodieren und da die Überalterung 
in ailen westlichen Industriestaaten 
zunehme, bleibe auch die Dynamik des 
Kostenanstiegs ungebrochen. 

JAHRESPLANUNG 
Schwerpunktthemen 
1994 

1/94 
Arbeit und Reha 
Redaktionsschluß: 15. Januar 
1994 
Verantwortlich: Ursula Aurien 

2/94 
Szene und Bewegung 
- Zustand und Perspektiven - 
Redakttonsschluß: 15. April 1994 
Verantwortlich: Jörg Fretter 

3/94 
Krüppelkids/Scene-Nachwuchs 
Redaktionsschluß: 15, Juli 1994 
Verantwortlich: Ulrike Lux 

4/94 
Linke und Behinderte 
Redaktionsschiuß: 15. Oktober 
1994 
Verantwortlich: Thomas Schmidt 

Alle diejenigen, die Ideen für die 
Gestaltung der Schwerpunkt- 
themen, Interesse am Schreiben 
von Beiträgen zu den o.g. Themen, 
Lust haben sich photographisch 
oder künstlerisch einzubrigen, sei 
auf das heftigste empfohlen sich 
an die jeweiligen Verantwortlichen 
zu wenden (Adressen s. u.). 

Zuständigkeiten für Ressorts 

Magazin 
Ursula Aurien, Barbarossastr. 24, 
10779 Berlin, % 030 - 218 43 76 

Bücher 
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88 88 598 

Dates/Termine 
Ulrike Lux, Huttropstr. 41,45138 
Essen, % 0201 -27 49 16 

Zeitschriften 
Jörg Fretter, Mombachstr. 17, 
34127 Kassel, % 0561 / 8 45 78 

Suchen DRINGEND gegen Spen- 
denbescheinigung, Bargeld (ca. 
3.800 DM) oder lau einen FLACH- 
BETTSCANNER (1.200dpi) für den 
Satz der 'randschau' - 
Kontakt: % 0561 / 8 45 78 

Nicht gerade neue Töne, Ich frage mich 
ailerdings, was den PARITÄTISCHEN dazu 
bewegt, seinen Jahresempfang solcherart 
nach volkswirtschaftlichen Gesichts- 
punkten gestalten zu lassen. Widerspruch 
gegen die “Betrachtungen” Luckes ist nicht 
bekannt geworden. 

“Berlin tut nicht gut 

FÜR Menschen 

MIT Behinderungen. ” 

Betr.: “Diskriminierungen in unserer Stadt 
für Menschen mit Behinderungen nehmen 
ständig zu und werden unerträglich! 
Rückgabe meines Verdienstordens des 
Landes Berlin, weil es mir unmöglich 
gemacht wird, minimalste Erfolge im Kampf 
um eine menschenwürdige Infrastruktur zu 
erzielen.” 

Mit diesen Worten bat Babel Reichelt die 
P resse fü r de n 15.11.93 ins Rote Rathaus 
von Berlin. Am 1. Oktober 1989 war sie für 
ihre “hervorragenden Verdienste” um Berlin 
- für ihren unermüdlichen streitbaren Ein- 
satz für eine behindertenfreundliche Stadt 
und Verbesserung der Lebensbedingungen 
behinderterMenschen-mit dem “Verdienst- 
orden des Landes Berlin” ausgezeichnet 
worden. 
Vier Jahre danach entscheidet sich Bärbel 
Reichelt, die Auszeichnung zurückzugeben, 
denn nach wie vor würden behinderte 
Menschen aus dem öffentlichen Leben 
ausgeschlossen: “Wenn alles dichtgemacht 
würde, was wir nicht nutzen können - Berlin 
wäre eine tote Stadt.” 

“Wozu die Auszeichnung?! Es hat sich für 
Menschen mit Behinderungen nichts positiv 
verändert.” Bärbel Reichelt ist empört. 
“Menschenrechtsverletzungen sind nach 
wie vor an der Tagesordnung. Kommt ein 
Aufzug an einem Bahnhof dazu, wird an 
einem Restaurant eine Rampe mit Blumen- 
kübeln verstellt. Gibt es irgendwo ein neues 
WC, wird an anderer Stelle ein bereits 
abgeflachter Bordstein wieder angehoben 
... Stufen, Stufen, Stufen.” betont sie in 
einem offenen Brief an den Regierenden 
Bürgermeister von Berlin, Diepgen. Keines 
der Programme der letzten 20 Jahre sei 
auch nur andeutungsweise umgesetzt 
worden. 
“Ich will... nicht als Alibi dienen dafür, wie 
sehr doch der Senat behinderte Menschen 
achtet und ehrt ...l” 

Der Termin war gut gewählt, bot doch die 
Senats-Einladung zum Rundgespräch mit 
Diepgen und Vertretern der Behin- 
dertenverbände und anderer Gruppen die 
Gewähr, daß der Regierende auch 
anwesend sein würde. Allerdings reagierte 
Diepgen beim Anblick der Presse unge- 
halten: Wenn einer die Presse einlade, 
dann er. Sie mußte draußen bleiben, der 
weitere Verlauf spielte sich im trauten 
Rundgespräch fast wie geplant ab. Die 
Rückgabe selbst wurde von Diepgen 
ignoriert, für die Begründung fehlt ihm 
offenbar jegliches Veständnis. So schlimm 
sei doch das alles gar nicht. Wenn aus ® 
baupolizeilichen Gründen behinderten 3 
Menschen nicht in ein Kino (oderein anderes 
Gebäude) gelassen würden, dann könne 
man da nichts machen. Eine Diskrimi- 
nierung behinderter Menschen sieht 
Diepgen nicht, das sei Schwarz-Weiß- 
Malerei. 
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Rollireifen runderneuern? 

Da ich, ein vielfahrender GARANT-Elektrorollstuhlbenulzer, nicht länger tatenlos Zusehen 
konnte, wie abgenutzte (zudem ä 32,- bzw. 48,- DWI teure) Reifen nach ungefähr halbjährlich 
erfolgendem Austausch gegen neue durch die Rehabiütationsmittelhandlungen kurzerhand dem 
Müll übergeben werden, beschloß ich, um dem Umweltschutz einen Beitrag zu leisten, mich nach 
Möglichkeiten der Rollstuhlreifenrunderneuerung, wie sie auch für PKW- und LKW-Reifen 
Verwendung findet, umzutun. Bei meinen diesbezüglich durchgeführten Recherchen stieß ich 
indes auf verschiedene Sachverhalte, die mein Vorhaben um Haaresbreite zum Scheitern 
brachten: 
Da den Krankenkassen in meinem Plan die Rolle der kostenerstattenden Patei zufällt, wandte 
ich mich mit meiner elemetaren Frage, ob sie bereit seien, die Kosten der Reifenunderneuerung 
zu erstatten, zunächst an diese. Der äu ßerst aufgeschossene Abtei lungsleiter namens Fleckman n 
einer Münchner AOK-Filiale beschied mich hier mit der Auskunft, daß die Kassen in der Regel 
einzig mit Sanitäshäusern, nicht aber mit Pivatpersonen abrechnen, erklärte sich jedoch nach 
meinem Einwand, daß die Sanitätshäuser wohl kein Interesse am Verkauf runderneuerter Reifen 
haben werden, mit der Prüfung einer Ausnahmeregelung einverstanden. Er forderte allerdings, 
ihm den Kosten veranschlag eines runderneuernden Unternehmens zu unterbreiten. 
Durch die Erfüllung der von Herrn Fleckmann gestellten Bedingung wiederum geriet ich an die 
Limburger Vulkanistionsfirma Gummi-Mayer, von deren Mitarbeiter Metz ich eluhr, daß für die 
Erneuerung eines nicht kreidenden, d.h. keine Spuren auf dem befahrenen G rund hinterlassenden 
Reifens der Größe 260x85 (Vollreifen) / 3.00x8 (Hinterreifen), mit denen QARANT-23 und -24- 
Elektroroostühle versehen sind, eine ca. 1000,- DM kostende Form gegossen werden müsse. 
Dennoch sage er zu , mein Anliegen im Unternehmen zur Sprache zu bringen und bat mich, ihm 
erstens ein Exemplar eines abgenutzten Reifens zu senden und zweitens, damit er seine 
Kalkulation aufstellen könne, eine Mitteilung über das zu erwartende Aufkommen zu geben. U.a. 
danach erst könne er ermitteln, ob sich die Hersteling einer Form überhaupt amortisierte oder der 
Preis einer Runderneuerung jeden Interessierten, ganz gleich, ob Kasse oder Privatperson, 
abschrecken würde. Meinen letzten Zweifel an der Möglichkeit, abgenutzte Reifen zu erneuern, 
nämlich die Venweigerung des Erteilens der Allgemeinen Betriebserlaubnis durch den TÜV, 
zerstreute Herr Metz mit dem Hinweis, daßdieQualitätrundeneuerter Reiten jener der Neureifen 
entspreche, von dieser Seite daher kein Hemmnis zu befürchten sei. 
Mein Aufruf geht nun an alle, die einen GARANT 23 oder GARANT 24 mit nicht kreidenden 
(grauen) Reifen der Größen 260x85 (vorn “cheng shin’’) sowie 3.00-8 (hinten “seven stars”) 
benutzen oder einen Rollstuhlreifen dieses Typs verwendende Personen, die ebensolches 
Interesse an einer kostensparenden sowie umweit- bzw. ressourcenschonenden 
Reifenrunderneuerung hat, kennen, mir ihr Interesse vermittels einer Postkarte oder per 
Telefonat anzuzeigen. 

Christian Holz, Safferlingstr. 5, 80634 München, Tel. 089 13 28 62 

“Alle nur noch Opfer 

IN Deutschland?" 
Protest gegen “Neue Wache” 

"Wir distanzieren uns 
/i, von der beabsichtigten Verhöhnung aller 
Opfer des deutschen Faschismus, 
A,von der geplanten Unkenntlichmachung 
derTäter, ja dem unverschämten Versuch, 
sie und sich selbst ein-zu-opfern, 
\ von dem Vorhaben, den in der soge- 
nannten Historikerdebatte gewünschten 
“Schlußstrich unter die deutsche Ge- 
schichte” durch einen zentralen Schluß- 
Klotz zu manifestieren. 
Gegen die Behauptung vom gesellschaft- 
lichen Konsens erklären wirunseren Wider- 
spruch zu diesem Schandakt.” 

Am 9. November, wenige Tage vor der 
offiziellen Einweihung der “Zentralen 
Gedenkstätte derBundesrepublik Deutsch- 
land", wo zukünftig “den Opfern von Krieg 
und Gewaltherrschaft” gedacht werden soll, 
wurde die Neue Wache von Angehörigen 
verschiedener Gruppen besetzt. 

In einer von “Meshulash Berlin”, der “Anti- 
rassistischen Initiative” und Berliner Mit- 
gliedern des Auschwitz-Kommitees in der 
BRD Unterzeichneten und von weiteren 
Gruppen unterstützten Stellungnahme 
heißt es u.a.: 
“Soll es denn in Deutschland künftig egal 
sein, ob einerfreiwillig die Hakenkreuzbinde 
anzog, oder ob eine andere gezwungen 
wurde, einen gelben Stern mit der Aufschrift 
“Jude” zu tragen? Soll es denn wirklich egal 
sein, ob einer SS-Sturmbannführer war, 
der ein Ghetto “liquidierte” und später in 
Dresden “ausgebombf wurde, oder ob je- 
mand zu den deutschen Jüdinnen und Ju- 
den gehörte, die im Novemberpogrom 1938 
umgebracht wurden, denen Synagogen, 
ihre Freiheit und ihr Eigentum zerstört 
wurde. Soll es auch egal sein, ob jemand 
als Soldat, als Volkssturm-Mann oder als 
Flak-Helferin die faschistische Reichs- 
hauptstadt bis zum letzten Moment 
fanatisch verteidigte und hier'fiel”, oderob 

Als Assistentenstelle vielleicht, - oder 
andenweitig. Mit dem 6 km/h - Zirkuswagen 
unterwegs. Nicht behindertenspezifisch 
ausgebaut, - daher alles unmöglich? 
Anfrage an: Uwe Müller, Neisserstraße 
12, 40880 Ratingen, Anrufbeantworter: 
02102/47 38 56 

Rollstuhlfahrer, weitgereist (u.a. China, 
Neuseeland, Peru, Südsee, Zimbabwe, 27 
Reisen) sucht Verleger für ein Buch. Kon- 
zept liegt vor. Rückfragen bei: J. Falt, 
München 80333, Karl Straße 43 Tel. 089 - 
59 37 49 

eine andere in Viehwaggons durch Europa 
abtransportiert wurde, an der Rampe von 
Auschwitz selektiert und schließlich mit 
Millionen anderen in Gaskammern getrie- 
ben und ermordet wurde?” 

Das kollektive Gedenken soll nunmehr 
unterschiedslos den “Gefallenen der Welt- 
kriege” und den “Millionen ermordeter 
Juden” gelten, den “Unschuldigen, die durch 
Krieg und Folgen des Krieges in der Hei- 
mat, die in Gefangenschaft und bei der 
Vertreibung ums Leben gekommen sind”. 
Dagegen die Autorinnen der Stellung- 
nahme: “Wir fragen: Wessen Krieg? In 
wessen Gefangenschaft? Welche Vertrei- 
bung? Es ist unerträglich, daß derer, die 
systematisch aus der Gesellschaft ausge- 
grenzt und vertrieben wurden, nicht ge- 
dacht werden soll.” 
Gleichzeitig weigere sich die Bundesregie- 
rung, Mittel für die Instandhaltung der 
Gedenkstätte in Auschwitz zur Verfügung 
zu stellen und Angehörige der im Faschis- 
mus verfolgten Gruppen seien in diesem 
Land erneut der Verfolgung ausgesetzt. 
Solange diese Situation bestehe, “solange 
sprechen wir diesem Land das Recht ab, 
ihrer heuchlerisch zu gedenken.” 

Das bundesweite Anti-Eugenik/Anti-”Eutha- 
nasie”-Forum hatte sich mit einer eigenen 
Erklärung dem Protest angeschlossen. 
Darin heißt es (auszugsweise): 

‘‘Wer gleichzeitig zu Vieler gedenkt, der 
heuchelt! 

Wer die Täter und die die Opfer nicht klar 
benennt, der mahnt und erinnert nicht, son- 
dern der vertuscht, der verhöhnt die Opfer 
und entlastet die Täter! 
Die Neue Wache ist dadurch nicht mehr ein 
Denk-mal, sondern ein Vergiß-mal! 

Wir leben schon wieder in Zeiten, 
- in denen offen über den Lebens wert behin- 
derter Menschen diskutiert wird, 
- in denen behinderte Menschen von Philo- 
sophen und Wissenschaftlern zu Unper- 
sonen erklärt werden, deren Tötung ethisch 
gerechtfertigt und sozial notwendig ist, 
- in denen durch die vorgeburtliche Diag- 
nostik, die Gentechnologie oder die Repro- 
duktionsmedizin das "Heilen" zum “Ver- 
nichten” oder “Nicht-mehr-Zulassen" von 
behinderten Menschen wird, 
- in denen erneut alte, kranke und behin- 
derte Menschen durch Kosten-Nutzen- 
Rechnungen in der Sozial- und Gesund- 
heitsversorgung bedroht werden, 
- in denen sich wieder eugenisches Denken 
und Handeln ausbreitet und in denen behin- 
derte und andere von der Norm abweich- 
ende Menschen wieder Opfer von offen 
rechtsradikaler, rassistischer Gewalt 
werden. 

Ähnliche Diskussionen gab es in den Jahren 
vor der NS-Diktatur. Die deutschen 
Faschisten griffen sie konsequent auf und 
setzten sie mit Zwangssterilisationen und 
dem Massenmord an behinderten und an- 
deren abweichenden Menschen in Taten 
um. 
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Um so dringender müssen wir die Erin- 
nerung an den Faschismus wachhalten! 
Die sozialen und wirtschaftlichen Struk- 
turen, die ihn mögiich gemacht haben, be- 
stehen noch immer. 
Macht aus der Neuen Wache ein ieben- 
diges, aufkiärendes Mahnmal für die Opfer 
des deutschen Faschismus und keine tote, 
nichtssagende Granittafei!” 

Andreas Jürgens 

VERSUCHT Kandidatur 

BEI GRÜNEN/BÜND- 

NIS 90 

Andreas Jürgens, der bundesdeutschen 
Krüppel- und Behindertenscene durch zahl- 
reiche behindertenpolitische Aktivitäten 
wohl bekannt, bemüht sich derzeit - unter- 
stützt von verschiedenen Aktiven bei der 
Partei DIE GRÜNEN/BÜNDNIS 90 um ei- 
nen Listenplatz für die Bundestagswahlen 
1994. Überden Landesverband Nordrhein- 
Westfalen versucht er Ende Januar 94 in 
Aachen einen der begehrten Plätze auf der 
Landesllste zu bekommen. Da die Scene 
jedoch kaum noch eine politische Basis in 
der(Ex?)-Öko-Partei besitzt, sind die Chan- 
cen auf einen aussichtreichen Listenpiatz 
eher gering. Andreas ist bei seiner Kandi- 
datur auf alie Unterstützung angewiesen, 
die er kriegen kann, sonst wird er wohl 
Franz Christoph folgen, der schon mal bei 
einer Kandidatur für ein Europaparlament- 
mandat durchfiel. 

Schadenersatz wegen 

Diagnosefehler 

Der Bundesgerichtshof in Karlsruhe 
verurteilte jetzt einen Arzt zur Zahlung von 
100.000 DM Schadenersatz. Ein Elternpaar 
hatte im Rahmen der genetischen Beratung 
wissen wollen, ob die Behinderung der 
Tochter auch bei m zweiten Kind zu enwarten 
sei, was der Arzt als “äußerst unwahr- 
scheinlich" verneinte. Das zweite Kind hatte 
dann die gleiche Behinderung wie die 
Schwester. Der BGB setzt damit die 
fehlerhafte Prognose mit einem “Behand- 
lungsfehler" gleich. Das Kind sei keinesfalls 
als “Schaden” zu bewerten, es erfolge auch 
kein Negativ-Urteil, sondern lediglich eine 
Lastenverteilung. “Der Senat kann hier 
keinen Angriff auf die Würde des Kindes 
erkennen.” 

Es wird sich zeigen, welche Konsequenzen 
dieses Urteil für die Prognosestellung der 
Humangenetikerhaben wird, arbeiten diese 
doch in der Regel mit Wahrscheinlichkeits- 
rechnungen. Auch wenn angeblich keine 
Negativ-Beurteilung des Kindes erfolge, ist 
der Ausgangspunkt doch, daß die Geburt 
eines behinderten Kindes ausgeschlossen 
werden sollte. In der Nichteinlösung dieses 
“Behandlungsauftrages” liegt nach Meinung 
der Eltern und des Gerichts der “Behand- 
lungsfehlet'’. 

dates 

22. Januar 1994,14-18Uhr,Treffen des 
Anti-Euthanasie-Forums Rhein-Ruhr im 
Ludwig Steil Haus, Im Defdahl 61,44141 
Dortmund, Kontakt u. Info: Genarchiv, 
Tel.: 0221 / 78 42 48 

Bundesweites Anti-Eugenik, Anti- 
”Euthanasie”-Forum, 
15.Januar 94,11.30 Uhr bis 19.00 Uhr, 16. 
Januar 94, 11.00 bis 16.00 Uhr, Gesamt- 
hochschule Kassel, Nora-Platiel-Str. 4, 
in den Räumen 0213, 0215, 0207 (Erd- 
geschoß). Infos c/o Christof Rill, 
Weidstücker Str. 9, 34127 Kassel, Tel. 
9561/84355 

bifos 
26. Februar 94, Workshop: Electronic Mail 
- Möglichkeiten der Daten Vernetzung in 
der Behindertenpolitik, Anmeldeschluß: 
1. Februar 94, TN-Gebühr 25 DM. Anmel- 
dung und Infos: bifos, Werner-Hilpert- 
Str. 8,34117 Kassel, Tel.: 0561 /7133 87, 
Fax: 0561 /71 31 32 

26. März 94, Workshop: Superwahljahr 
1994 - Behinderte mischen mit, Ort: 
Gesamthochschule Kassel, Anmelde- 
schluß: 1. März 94, TN-Gebühr: 25 DM. 
Anmeldung und Infos: bifos, Adr. s.o. 

Forum der Krüppel- 
und Behinderteninitiativen 
18. - 20. Februar 1994 - Thema: Bio-Ethik 
22-24. April 1994 - Thema: Was bleibt 
trotz der Pflegeversicherung 
17.-19. Juni 1994 - Thema: Werkstätten 
für Behinderte: In der Krise? 
23.-25. September 1994 - Thema: Öffent- 
lichkeitsarbeit 
25.-27 November 1994 - Thema: Anti- 
diskriminierungsgesetze 
Alle Treffen finden in der Jugendherberge 
Melsungen statt. 

ALLE THEMEN VORLÄUFIG - ÄNDE- 
RUNGEN WAHRSCHEINLICH! 

4. - 6, März 94, Seminarreihe: Behinderte 
in Politik, Parteien, Parlamente - 1. 
Behindertenpolitik in der Kommunalpoli- 
tik, Ort: Haus am Hafen Wiesbaden, 
Anmeldeschluß 1, Februar 94, TN-Gebühr 
50 DM, Anmeldung und Infos: bifos, 
Adr. s.o. 

DadieFinanzierungALLERT reffen noch 
nicht gesichert ist, ebenso die Orga- 
nisatorlnnen noch nicht benannt sind: 
INFOS bei allen randschau-Redaktionen 
(Adressen s. Impressum) 

Tagung am 18.2.1994 

in der Heilpädagogischen Fakultät der Universität zu Köln 

Sexuelle Gewalt und Behinderung 

Zunehmend sehen sich auch Sonderinstitutionen mit Fragen der sexuellen Gewalt 
konfrontiert. Die Tagung greift Grundlagen und Probleme im juristischen, sozial- 
pädagogischen, familiären und therapeutischen Rahmen auf, sowie Aspekte der Prätention. 

Tagesleitung: Prof. D. Eva-Maria Weinwurm-Krause 
Kostenbeitrag: 20,- DM 
Anmeldung: Unterlagen anforder bei: 

Universität zu Köln, Heilpädagogische Fakultät, 
Prof. Dr. E.-M. Weinwurm-Krause, Frangenheimstraße 4, 
50931 Köln oder mittwochs telephonisch: 0221/470-4912 

Anmeldeschluß: 1.2.1994 
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SCHWERPUNKT 

Bevölkerungspolitik, das hat doch etwas mit “Dritter Welt” zu tun, mit Armut, Hunger, 

“Überbevölkerung”. Mit Steriiisationskampagnen und Famiiienplanungs-Programmen. 
“Überbevölkerung”, das hat etwas mit “Unterentwicklung” zu tun, mit “den anderen” auf 
jeden Fall, nicht mit uns. Das Probiem haben nicht “wir”, das Problem haben “die anderen”. 

Die müssen ihr “generatives Verhalten”, ihren “Geburten-Überschuß” in den Griff kriegen, 
ihre Politik ändern. Dann stimmt die Welt. • So oder ähnlich lauten die gängigen Vor-Urteile. 

Bevölkerungspolitik in Deutschland, das gehört doch der Vergangenheit an. 

Bevölkerungspolitik in der Bundesrepublik - kein Thema für uns? 

Sicher, Bevölkerungspoiitik im Trikont sieht anders aus, als in den Industrieländern. Wo es um 

“Quantität” geht, treten Fragen der “Qualität” zunächst einmal in den Hintergrund. Insofern 
sind die Industrieländer in ihrem “generativen Verhalten” einen Schritt weiter; sie beschäftigen 
sich in erster Linie mit Fragen der “Qualität”. Steht für den Trikont Geburten-Kontrolle im 

Vordergrund, so heißt es für uns Geburten-Regeiung. Wir betreiben die Kontroile freiwillig. 

Welche Wert-Urteile stecken hinter bevölkerungspolitischen Vorgaben? Was bedeutet 
Bevölkerungspolitik heute und hier für behinderte Menschen? 

Mit diesem Schwerpunkt wolien wir versuchen, einen Blick hinter die Kulissen zu werfen, 
Quer-Verbindungen und Strukturen aufzuzeigen. Wir werden sehen, wie eng der eugenische 

und der rassistische Bück Zusammenhängen. 
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BEVÖLKERUNGSPOLITIK 

Ein Problem macht Karriere... 

Die Behauptung, daß es zuviele Menschen auf der Erde gebe, schließt immer auch eine Aussage 

mit ein, welche Menschen zuviel sein sollen. Apokalyptische Zukunftsvisionen einer 
übervölkerten Welt sollen Maßnahmen legitimieren, die letztlich einer rassistischen und eugenischen 
Selektion dienen. Das ist die zentrale These von Ulla Penselin. Im folgenden Artikel zeichnet sie 

die Entwicklung eines bevölkerungspolitischen Diskurses nach, der in manchen Spielarten bis in 
die links-alternative Szene wirksam ist. 

... die Bevölkerung in der 

“Dritten Welt” explodiert, 

es herrscht Überbevölkerung. 

Je nach Weltlage und nach Zieigmppe gibt 
es seit dem Zweiten Weltkrieg verschiedene 
Varianten, um vor allem den Menschen in 
den tonangebenden industrienationen {aber 
auch den Bourgeoisien in den Trikont- 
Ländern) zu erklären, warum es sich um ein 
“Weltproblem” handelt: 
Die (anderen) werden uns die Haare vom 
Kopf fressen: Sorgen wir uns darum, daß 
unsere Futtertröge immer voil bleiben! Wir 
müssen handein, damit die {anderen) sich 
nicht bei uns satt essen kommen! 
Wenn die sich weiterso vermehren, geraten 
wir hoffnungsios in die Minderheit. 
Zu vieie Menschen bedeuten Hunger, und 
Hunger kann zu Unzufriedenheit und 
Aufständen führen, die auch uns bedrohen. 
Für diejenigen, die nicht so offen um den 
Verlust ihrer Priviiegien bangen, heißt es 
eher: Die (anderen) werden den Hunger 
nie überwinden, wenn sie nicht weniger 
werden. Wir wolien doch nur ihr Bestes. 
Oder: Wie sollen sich denn die (anderen) 
Frauen emanzipieren, ihre vieien Kinder 
machen sie arm und abhängig. 
Unübertroffen die umweltpoiitische Vari- 
ante: Der “Überschuß" an Menschen in der 
“Dritten Welt” treibt die ökologische Kata- 
strophe voran, die die ganze Menschheit 
gleichermaßen bedroht. 
Unsere Verantwortung wird auch nicht ver- 
schwiegen, die Grenzen des Wachstums 
sind erreicht: Die (anderen) müssen ihr 
Bevölkerungswachstum in den Griff kriegen, 
wir unseren Konsum und die Ressourcen- 
verschwendung. 

Die Abschaffung der 

Armen statt der Armut 

Nachdem in der ersten Phase der inter- 
nationaien bevöikerungspoiitischen Offen- 
sive gegen Menschen im Trikont in den 
60er und 70er Jahren (mehr oder weniger 
direkte) Zwangsmaßnahmen - von Militär- 
einsätzen bis zu materiellen Anreizen - in 
erster Linie gegen Frauen die Rege! waren, 

setzte Ende der 70er Jahre/Anfang der 
80er Jahre ein Umdenken ein. Erstens 
zeigten alle Statistiken, daß die bisherdurch- 
geführten Programme nicht den gewünsch- 
ten demographischen Erfoig bescherten; 
zweitens waren z.B. Zwangssterilisationen 
der Akzeptanzförderung in den Industrie- 
nationen nicht unbedingt förderlich. 

Heute wird bei der Beschreibung des 
Szenarios mit vielfältigen Faktoren und Zu- 
sammenhängen jongiiert: Armut, Hunger, 
Entwicklungschancen, Arbeitsmarkt, 
Altersversorgung, Migration, Emanzipation, 
Bildung, Gesundheit, Umweltschutz, 
Ressourcenverschwendung etc. - und 
Bevölkerungswachstum. In den ver- 
schiedensten Analysen scheint es hinsicht- 
lich der Frage von Ursache und Wirkung oft 
durcheinander zu gehen: z.B. sollen Armut 
und Hunger etc. - kurz die sog. Unterent- 
wicklung - einerseits Folgen hoher 
Geburten raten sein (zu wenig zu essen für 
zu viele Menschen), andererseits werden 
mangelnde Bildung, fehlende Arbeitsver- 
sorgung, schlechte Gesundheitsdienste etc. 
als Ursachen dargestellt, die zu hohen 
Geburten raten führen 

Diese “Scheindialektik” löst sich allerdings 
ganz schnei! in Nichts auf, wenn es an die 
Formulierung politischerZielvorgaben geht. 

Als typisches Beispiel sei der Weltbe- 
völkerungsbericht 1993 der UNFPA ge- 
nannt. Punkt eins der als ein Resümee am 
Schluß stehenden “Empfehlungen” heißt: 
"Damit eine Reduktion der unerwünscht 
hohen Fruchtbarkeitsraten in den ländlichen 
Gebieten erreicht werden kann [es g eht u m 
interne Migration, d. Verf.], sollte den 
sozialen Diensten wie Bildung, Gesund- 
heitsfürsorge und Familienplanung höchste 
Priorität eingeräumt werden. ” (S. 38) 
Die gegenwärtigen Verhältnisse sind aber 
nicht originär ein Ergebnis hoher Fruchtbar- 
keitsraten. Sie sind Produkt eines “Moder- 
nitätkonzeptes", das Fortschritt mit 
Wachstum und Industrialisierung aller 
Lebensbereiche gleichsetzt, einer Wirt- 
schaftsordnung, die auf Profitmaximierung 
und damit auf die ungehemmte Ausbeutung 
von Menschen und Natur abzielt. Die gegen- 
wärtige Armut ist ein strukturelles Phäno- 
men, das Ergebnis von Kolonialismus und 
45 Jahren sog. Entwicklungspolitik (von 
der“Grünen Revolution” bis zu den heutigen 
Strukturanpassungsprogrammen unter 
Weltbank- und IWF-Diktat) ist. 7 

Die Herrschenden haben die Macht der 
Definition: “Überbevölkerung”, “über- 
schüssige Bevölkerung” meint die Men- 
schen, die nicht in die Ausbeutungsstruk- 
turen des Weltmarktes integriert werden 
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können und die, die auf der Suche nach 
Überlebensmöglichkeiten in die Städteoder 
in andere Länder migrieren, oder die, die 
den Aufstand wagen könnten. 

Vielschichtige Rassismen 

Wenn weiße Metropolenmenschen von 
“Überbevölkerung" reden, sind “die 
anderen” gemeint - die, die sich aus 
Unwissenheit, Dummheit, Hemmungs- 
losigkeit, Verantwortungslosigkeit oder 
aufgrund ökonomischer Zwänge (je nach 
Bedarf) unkontrolliert vermehren. 

Die ideologischen Begründungsmuster für 
internationale Bevölkerungspolitik benutzen 
in vielfältiger Weise rassistische Muster. 
An die Menschen in der “Dritten Welt" wird 
als “den anderen", die “Fremden” gedacht. 
Jeden kulturellen und Klassenunterschied 
verwischend, wird von “den Inderinnen”, 
“den Afrikaneri nnen”, “den Eingeborenen”, 
“den Schwarzen” etc. gesprochen. Allen 
gemeinsam soll die Eigenschaft sein, daß 
sie sich im Gegensatz zu den “aufgeklärten”, 
“zivilisierten” Weißen in den westlichen 
Metropolen “explosionsartig” vermehren. 

Offensichtlich rassistische Zuschreibungen 
- die Frauen dort seien zu dumm, die Pille 
regelmäßig einzunehmen, denen bliebe in 
Ermangelung von TV-Unterhaltung am 
Abend nichts anderes übrig, als sich der 
Vermehrung zu widmen, oder sie seien zu 
ungebildet, die Probleme “der Welt” zu 
erkennen und darin Verantwortung zu 
übernehmen, usw. - unterscheiden sich nur 
graduell von einer weitverbreiteten weiß- 
liberalen, linken oder auch Frauensicht. 

- Rassismus in der feministischen 
Diskussion um internationaie 
Bevöikerungspoiitik 

Wir haben in autonomen FrauenLesben- 
gruppen gegen Bevölkerungspolitik lange 
argumentiert, die Frauen im Trikont seien 
aus ökonomischen Gründen gezwungen, 
viele Kinder zu bekommen, da sie sonst im 
Alter keine Versorgung hätten und da die 
Kinder zum spärlichen Einkommen bei- 
tragen könnten. Damit haben wir pauschal 
allen Frauen eine Form von Rationalität 
unterstellt, ohne zu wissen, ob nicht so 
manche Frau vielleicht auch einfach Lust 
hat, mit Kindern zusammenzuleben. Viele 
von uns empfinden Kinder (zumindest, wenn 
sie nicht als Einzelkinder daherkommen) 
eher als Last, die den Spielraum für 
individuelle Lebensplanung einengt. 
Kinderlosigkeit mag bei uns ein Weg sein, 
sich einer patriarchalen Rollenzuweisung 
zu entziehen. Es geht aber nicht an, pau- 

_ schal Frauen im Trikont ein westliches 
Q Emanzipationsmodell überzustülpen. 

Zudem suchten wir mit einer derartigen 
Argumentation im Grunde genommen nach 
“Entschuldigungen” für etwas, von dem wir 
theoretisch behaupteten (und weiterhin 
behaupten), es sei gar nicht das Problem, 
nämlich die “Anzahl von Kindern pro Frau 

im Trikont”. Damit haben wir uns in eine 
ziemliche Nähe zum demographischen 
Blick der Bevölkerungspolitikerinnen be- 
geben, der Menschen nur als Bestandteile 
einer definierten Bevölkerung wahrnimmt, 
hinter der jede Individualität, alle ganz 
eigenen Wünsche (und Zwänge) ver- 
schwinden. 

- Öko-Rassismus und Kulturdifferenz 

Die Art von “Wohlstand”, wie sie breite - 
weiße - Teile der Bevölkerungen in den 
Industriestaaten genießen, kann nicht für 
alle M enschen auf de r We It erreicht werden, 
ohne daß unsere Umwelt endgültig zerstört 
wird, darin sind sich Viele einig. 
Verschiedene “Auswege” werden ange- 
boten, die allerdings alle die Machtver- 
hältnisse nicht grundsätzlich in Frage 
stellen. 

Die, die diese Segnungen des Fortschritts 
über die ganze Welt verbreiten möchten, 
kommen zu folgendem Schluß: Damit die 
anderen auch unseren Wohlstand genießen 
können, müssen sie weniger werden. 

Andere sehen das Problem “ausge- 
wogener”: Die (anderen) müssen die 
Menschenzahl reduzieren, wir unseren 
Konsum und Schadstoffemission. Da 
weniger Menschen, hier weniger Autos?! 
Mensch so unwichtig dort, wie Auto wichtig 
hier? Welch ein Zynismus und Rassismus 
liegen indieserGleichsetzung. Zumal, wenn 
frau bedenkt, daß der Norden jede Menge 
Mittel hat, den Süden zu zwingen. Da ist der 
weiße Metropolenmensch fein heraus: Er 
kann sein ökologisches Bewußtsein schon 
bewejsen, indem er sich den Kampf gegen 
die “Überbevölkerung” im Trikont auf die 
Fahnen schreibt. 

Der dritte “Lösungsvorschlag” basiert auf 
dem rassistischen Gedanken der “Kultur- 
differenz”. Natürlich, so wird gesagt, können 
nicht alle so in Saus und Braus leben, wie 
die Weißen, aber die anderen kommen ja 
aus einer anderen Kultur, leben eh noch 
naturverbundener, sind ein härteres Leben 
gewöhnt und dergleichen; wirhaben unsere 

Entwicklung, die ihre - kulturell bedingt - 
andere. Ein anschauliches Zitat: “Ein 
Bangladeshi funktioniert fast wie ein 
Solarmobil - mit Sonnenkraft und schad- 
stoffrei. Ein erzwungenermaßen be- 
scheidenes Leben, das uns Westeuropäern 
nicht eben erstrebenswert erscheint, aber 
erstaunlich umweltverträglich ist”, [f] 

- Nachdenken über die Todesraten 

Da sich die Antifertilitätsprogramme nur 
äußerst zäh in statistische Erfolge Um- 
setzen, ist es naheliegend, daß viele 
Entvölkerungspolitikerinnen auch immer 
wieder über steigende Todesraten sin- 
nieren, Die UNFPA wendet, so ist einem 
Interview mit der Direktorin Naifs Sadik zu 
entnehmen, zusätzliche Mittel auf, um über 
die demographischen Konsequenzen von 
AIDS genauere Erkenntnisse zu ge- 
winnen.[2] Der Weltbevölkerungsbericht 
1993 der UNFPA widmet dem Thema AIDS 
ein Kapitel, dessen Resümee lautet: “Die 
Krankheit AIDS als solche wird wahr- 
scheinlich keine langfristigen demo- 
graphischen Auswirkungen haben. Schät- 
zungen der Vereinten Nationen zufolge 
hätte Afrika ■ in einem hypothetischen 
Extremfall, in dem ganz Afrika im selben 
Maß infiziert wäre wie die heute dort am 
schiimmsten betroffenen Gebiete - gegen 
Ende des Jahrhunderts immer noch eine 
Bevölkerungswachstumsrate von etwa 1,8 
Prozent AIDS kann zu einer größeren 
Verbreitung von Kondomen führen, was 
wiederum Auswirkungen auf die Fertiiität 
haben kann. Andererseits", welch ein 
Dilemma, “trägtAIDSzusozialerlnstabilität, 
zu Unsicherheit und Armut bei. Dies 
wiederum sind typischerweise Begleit- 
erscheinungen hoher Geburtenziffern. ” [3] 

“Überbevölkerung” 

und Eugenik (in der BRD) 

Bevölkerungspolitik wird auf der Grundlage 
von Kosten/Nutzen-Analysen in politischer 
und finanzieller Hinsicht betrieben. Im 
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folgenden zwei Beispiele zu der Parallelität 
der Propaganda bezüglich “Überbe- 
völkerung” und Eugenik/Euthanasie in der 
BRD. 

- Leid und Mit-Leid 

Aus der Bioethik-Debatte (und nicht nur 
daher) ist das “schlagende" Argument mit 
dem Leid der anderen bekannt. Aus immer 
noch aktuellem Anlaß sei hier noch einmal 
Klaus Staecks ‘‘Werbespruch” für die 

deutsche Ausgabe des Singer/Kuhse- 
Buches “Should The Baby Live” zitiert: “Es 
gibt kein Recht, Hilflose aus ideologischen 
oder religiösen Gründen im Namen welcher 
reinen Ethiklehre auch immer unnötig zu 
quälen, indem man sie bewußt einem 
verordneten Siechtum aussetzt." [4] 
In eine ähnliche Richtung zielende Stimmen 
gibt es auch aus dem Lager der internatio- 
nalen Bevölkerungskontrolleure: 
“Die Rettung von Kindern (...) [in de r "Dritten 
Welf] müsse zwar therapeutisches Ziel 

des einzelnen Arztes sein, sie könne aber 
nicht zur Richtschnur von Gesundheits- 
politik in unterentwickelten Ländern werden. 
Solche Rettungsmaßnahmen, dazu ge- 
hörten auch Schutzimpfungen, ver- 
größerten letztlich nur das Leid, denn damit 
werde der Zeitpunkt des Hungertodes nur 
hinausgeschoben." [5] 
Beide unterstellen dem anderen Leid (ohne 
jemals gefragt oder zugehört zu haben), sie 
leiden unter ihrem Mit-Leid. “Lösung": 
Abschaffung der vermeintlich oder wirklich 

Ein kurzer Blick in die Geschichte 

Nach dem Zweiten Weltkrieg hat es gut 30 Jahre massiver Propaganda und politischen Drucks seitens einer 
kleinen einflußreichen Bevötkerungspolitik-Lobby und der Regierungen der Industrieländer bedurft, bis die 
“Bevölkerungsexplosion” zum “Weltproblem Nr. 1” avanciert war. 
Während der 50er und 60er Jahre entfalteten in den USA diverse private und industrielle Stiftungen und 
Organisationen eine massive Propaganda und Lobby-Tätigkeit, um Bevölkerungspolitik als Bestandteil us- 
amerikanischer Regierungspolitik zu etablieren. Diese Organisationen standen teilweise in der Tradition der 
eugenischen Bewegung in den USA aus den zwanziger und dreißiger Jahren. Als Beispiel sei die 1948 ins 
Leben gerufene IPPF genannt (International Planned Parenthood Federation), die Nachfolgeorganisation der 
in den 30er Jahren von der Eugenikerin Margret Sanger begründeten PPF (Planned Parenthood Federation). 
Vor allem aber war diese Lobby von den Interessen der Industrie geleitet. Rockefeller z.B. war und ist einer 
der Vordenker für globale Strategien zur Durchsetzung und Sicherung imperialistischer und us-amerikanischer 
Interessen. Weiter seien Organisationen wie z.B. Ford Foundation, Hugh Moore Fund, Population Council, 
AID (Agency for International Development) genannt, die für Propaganda, die Erforschung und Verbreitung von 
Verhütungsmitteln und die Finanzierung einzelner Programme zuständig sind. 
1954 findet in Rom die erste von der UNO einberufene Weltbevölkerungskonferenz statt. 
Die ersten bevölkerungspolitischen Aktivitäten auf der Regierungsebene der USA richten sich vor allem gegen 
den “Hinterhof Mittel- und Lateinamerika: 1964 wird im Rahmen derOAS (Organisation der Amerikanischen 
Staaten) ein “Büro für Bevölkerungskontrolle” eingerichtet. Im gleichen Jahr vergibt der amerikanische 
Kongreß das erste Mal Geldmittel direkt für den Zweck Bevölkerungspolitik - an die US-AID, Die zweite UN- 
Weltbevölkerungskonferenz findet in Belgrad statt. 
Ab 1967/68 werden US-Nahrungsmittelhilfen an die Bedingung geknüpft, nationale Bevölkerungskontroll- 
Programme durchzuführen. 
1969 wird die UNFPA* als erste multilaterale Organisation, die ausschließlich für Bevölkerungspolitik zuständig 
ist, gegründet. Die BRD steht heute mit knapp 30 Mio. US-$ an vierter Stelle der Geberländer für die UNFPA. 
1974 wird die erste Weltbevölkerungskonferenz von der UNFPA in Bukarest abgehalten. Damals - nach 
zwei Jahrzehnten von antikoloniaien Befreiungskämpfen - wiesen noch verschiedene Länder (z.B. Algerien 
und China) die vor allem von den USA geforderte antlnatalistische Politik (Geburtenbeschränkungspolitik, 
d.Red.) als Einmischung in innere Angelegenheiten oder als imperialistische Aggression zurück. Die Wahl des 
Konferenzortes war nicht zufällig: Der Ostblock sollte in die bevölkerungspolitische Strategie der westlichen 
Industriestaaten eingebunden werden. 
1975 tritt ein neues Auslandshilfegesetz in den USA in Kraft: 67 Prozent aller US-Entwicklungshilfegelderfür 
den Gesundheitsbereich müssen von den von diesen Geldern abhängigen nationalen Regierungen in 
bevölkerungspolitische Programme gesteckt werden. 
Bis zur zweiten Weltbevölkerungskonferenz der UNFPA 1984 in Mexico-City war “es” geschafft: Keine 
Regierung im Einflußbereich der kapitalistisch-imperialistischen Mächte machte mehr Front gegen die 
Vorgabe der Geburtenreduzierung im Trikont. Und auch China, das als eines der “überbevölkertsten” Länder 
gilt, verschreibt sich einer antinatalistischen Politik. 
Auf BRD-Regierungsebene sind die GTZ (Gesellschaft für technische Zusammenarbeit) und das BMZ 
(Bundesministerium für Zusammenarbeit) für bevölkerungspolitische Programme auf internationaler Ebene 
zuständig. Auf Nicht-Regierungsebene tummeln sich auf diesem Feld Hunderte von Organisationen, von “Brot 
für die Welt” bis zur kleinen Organisation des berühmt-berüchtigten Reproduktionsmediziners Leidenberger 
(“Paten und Partner^’). 

* UNFPA = United Nations Fund for Population Activities / Fonds der Vereinten Nationen für 
Bevölkerungsaktivitäten. 
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Leidenden, um sich vom Mit-Leiden- 
Müssen zu befreien. 
Das “Mit-Leid” kleidet sich in viele Ge- 
wänder. 2um Beispiel die “fortschrittlichen” 
Sozialarbeiterlnnen, die für die Sterilisation 
von Behinderten eintreten, um ihnen 
sexuelle Beziehungen zu ermöglichen 
(vermehren sollen die sich aber nicht...). 
Oderdie “Feministinnen”, die bevölkerungs- 
politische Interventionen zwecks Emanzi- 
pation der Frauen im Trikont fordern. Die 
Interessen, die hinter den Programmen 
stehen, werden ausgeblendet. 

- “Neue Ethik” und Menschenrechte 

Das Zitat von Klaus Staeck ist auch insofern 
typisch fürdie “bioethische” Diskussion, als 
moralisch/ethische Einwendungen gegen 
die Tötungsabsicht dam it gekontert werden, 
daß es sich um ei n konservatives Festhalten 
an kulturell bedingten und angesichts der 
gesellschaftlichen Realität überkommene 
ethische Grundsetzungen handele. 
Auf der Ebene internationaler Bevölke- 
rungspolitik liest sich das nach der letzten 
großen Flutkatastrophe in Bangladesh z.B. 
so: “Es wird nämlich zu einem fragwürdigen 
Unterfangen, Menschenrechte einzu- 
klagen, wenn ein würdiges Leben nicht 
mehr möglich ist, weil es einfach zu viele 
Menschen gibt." [6] 
Dem ist wohl nichts mehr hinzuzufügen. 

großen Schritt vorwärts getan hinsichtlich 
der Akzeptanzschaffung für bevölkerungs- 
politische Programme, 

Der Population Council z.B. hat eine eigene 
“feministische Abteilung”, Die UNFPA ist 
innerhalb der UN die Organisation mit der 
höchsten Frauenquote bei den Mit- 
arbeiterinnen. Nicht-Regierungsorgani- 
sationen werden zur Mitarbeit und 
“kritischem Input” aufgefordert. Entwick- 
lungspolitische Projekte, die sich besonders 
an den Bedürfnissen von Frauen orien- 
tieren, werden vermehrt durchgeführt. All 
das suggeriert das Ernstnehmen von 
Frauen - und nicht zuletzt schafft es 
attraktive Arbeitsplätze. Anknüpfungspunkt 
sind das Emanzipationsbedürfnis von 
Frauen und das vehemente Interesse von 
Frauen im Trikont, Verhütungsmittel zur 
Verfügung zu haben, um ihre Kinderzahl 
selbst bestimmen zu können. 

Durch die Strategie der Vermischung von 
bevölkerungspolitischer Absicht und 
“feministischet^’ Politik haben die durchge- 
führten Programme in den letzten Jahren 
ein neues Gesicht bekommen. Anstelle des 
Zwangs ist eine viel geschicktere und 
wirksamere Politik der Manipulation 
getreten, hinter der die eigentlichen 
Zielsetzungen und Machtverhältnisse 
immer mehr verschwimmen und schwerer 
angreifbar werden. 

Frauen 

sollen mitmachen... 

Bevölkerungspolitik, mit derdas generative 
Verhalten beeinflußt werden soll, zielt immer 
vorrangig auf Frauen. Dabei spielt es nur in 
zweiter Linie eine Rolle, daß Frauen 
diejenigen sind, die die Kinder gebären. 
Vor allem ist das Ausdruck patriarchaler 

  Macht. 

10 Alle Erfahrungen (und Mißerfolge) der 
vergangenen Jahrzehnte haben bei 
Bevökerungspolitikerinnen zu der “Einsicht” 
geführt, daß ohne die Mitarbeit von Frauen 
keine durchschlagenden Ergebnisse erzielt 
werden können. Über die Einbindung von 
Frauen in ihre Strategien haben sie einen 

Die Einbindung von Frauen in eugenische 
Politik in der Metropole funktioniert nicht so 
sehr über organisatorische Einbindung, 
sondern eher über den Anpassungsdruck 
an die vorgegebenen Denkmuster: “Leid” 
soll verhindert werden, und jede ist für die 
Kosten, die sie der Gesellschaft mit einem 
evtl, behinderten Kind verursacht, verant- 
wortlich. Und nicht zuletzt trägt die für alle 
sichtbare fehlende Unterstützung für 
behinderte Frauen und Männer in unserer 
Gesellschaft dazu bei, daß viele Frauen die 
Selektionspolitik mittels humangenetischer 
Beratung und Pränataldiagnostik ak- 
zeptieren. 

Im September 1994 wird in Kairo die Dritte 
Weltbevölkerungskonferenz der UNFPA 
stattfinden. Die Vorbereitungen der 
Betreiberinnen laufen schon auf Hoch- 

touren. Wir werden in den nächsten 
Monaten mit einer Flut von Propaganda für 
die Abschaffung der Armen statt der Armut 
konfrontiert werden, der wir unsere 
Positionen gegen Bevölkerungspolitik 
entgegensetzen sollten: 
Gegen Selektionspolitik international und 
national. 
Gegen die Zusammenarbeit mit jeglichen 
Bevölkerungspoiitikerinnen und ihren 
Flandlangerinnen. 

Ulla Penselin, Hamburg 
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BEVÖLKERUNGSPOLITIK 

Bevölkerungspolitik 

und Behinderung 

Im September 1994 beginnt in Kairo dieallezehn Jahre stattfindende Weltbevölkerungskonferenz. 
Sie wird einberufen vom Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen. Die Stichworte für das 

Spektakel geistern schon jetzt durch die Medien und sie werden uns nächstes Jahr täglich 
verfolgen: Bevölkerungsexplosion, Geburtenkontrolle, Familienplanung, Wanderungs- 
bewegungen, Sterberate, Überbevölkerung und Ökologie, Selbstbestimmung und Verhütung. 

Während die Probleme des Südens mit dem Wachstum der Bevölkerung begründet werden und 
der Ausweg dieZwei-Kind-Familie sein soll, sorgen sich die Expertinnen der Bevölkerungspolitik 
um das nachwuchsarme Mitteleuropa und propagieren hier die Familie mit zwei gesunden 

Kindern. 

Die Weltbevölkerrungsberichte der UN 
legen die Gründe und Zusammenhänge für 
die Wanderungen der Bevölkerung in die 
Städte oder in andere Regionen differenziert 
dar. Sie werden gesehen als eine “Folge 
der Zerstörung der Existenzgrundlage der 
kleinen bäuerlichen Betriebe durch 
einseitige, exportorientierte Entwick- 
lungspolitik und der entsprechenden Ver- 
nachlässigung der Produktion für den 
eigenen Markt,”'* Trotz dieser Analyse 
werden als Heilmittel für die Not der 
Menschen die Methoden der Familien- 
planung beschworen, um wenigstens 
weitere Menschen ohne Arbeitend Nahrung 
zu verhindern. “Familienplanung wird so 
zum Instrument einer staatlichen Bevöl- 
kerungspolitik, deren oberstes Ziel die 
Reduzierung der Geburtenraten ist. Jedes 
verteilte, verabreichte oder verkaufte 
Verhütungsmittel dient als Maß des 
Erfolges. 52 Kondome, zwölf Pillenzyklen, 
vier Dreimonatsspritzen oder eine Sterili- 
sation werden umgerechnet in mindestens 
eine verhinderte Geburt.”'* 

Die durch Kolonialisierung und Moder- 
nisierung zerstörten traditionellen sozialen 
Systeme zurGeburtenregelungsollendurch 
technokratische Konzepte ersetzt werden. 
Was das bedeutet, beschreibt die Autorin 
Heide Mertens am Beispiel Ruanda, einem 
katholischen Land, in dem sich die 
kirchlichen Einrichtungen an der staatlichen 
Familienplanung beteiligen: “Die Mit- 
arbeiterinnen sind meist nur insoweit 
ausgebiidet, daß sie die richtige Einnahme 
derPiiie erklären können und die wichtigsten 
Gegenindikationen kennen. Andere werden 
nur für das Einsetzen der Spiraie, des 
Impiantats Norplant oder das Verabreichen 
der Dreimonatsspritze geschult. Zur 
Ausbildung der Mitarbeiterinnen gehört die 
sogenannte 'Erziehung zur Familien- 
planung’. Das bedeutet oft nichts anderes 
als die Verbreitung stereotyper Weisheiten 
wie ‘Zwei Kinder - glückliche Familie' oder 
‘Ein Eimer Wasser wiegt leichter als fünf 

Eimer’."'^ An der Armut ändern diese 
Programme nichts. Gleichzeitig wird der 
Beg riff der Sei bstbestim m ung fü r die F rauen 
gefüllt und gekoppelt mit dem Verständnis, 
die Verhütungsmittel der westlichen Welt 
richtig anwenden zu können. Internationale 
Netzwerke und Frauengruppen kritisieren 
diesen Zynismus, der die Geburtenkontrolle 
als die Lösung für soziales und politisches 
Unrecht verkauft. Nahezu unbeachtet 
bleiben angesichts der Ziele der inter- 
nationalen Bevölkerungspolitik die regel- 
mäßigen Hinweise von Kritikerinnen, daß 
es auch auf ihren Konferenzen immer wieder 
Stimmen gibt, die es als Fortschritt 
betrachten, wenn behinderte Kinder schon 
während der Schwangerschaft durch die 
medizinische Technik der Industrieländer 
erkannt und verhindert werden könnten. 

Fast alle Entwicklungstheorien gehen von 
der Überzeugung aus, daß ‘Überbevölke- 
rung’ die Ursache für ‘Unterentwicklung’ 
ist. Das beinhaltet die Aussage, daß die 
Länder der 'Dritten Welt’ ihre Armut selbst 
produzieren und zu verantworten haben. 
Und wenn in der Ursachenforschung der 
demographische Faktor zurücksteht und 
stattdessen der enorme Ressourcen- 
verbrauch der Industriestaaten als Grund 

fürdasNord-Süd-Wirtschaftsgefälle erkannt 
und benannt wird, bleibt die Familienplanung 
- oft verknüft mit sozialen Anreizen oder mit 
Angeboten der Gesundheitsversorgung - 
Mittelpunkt der Aktivitäten. In jüngster Zeit 
erhält dieser Ansatz Unterstützung durch 
die ökologische Argumentation: Aus der 
Tatsache, daß in vielen ‘Dritte Welt’-Ländern 
die Umwelt schon zerstört ist und die 
natürlichen Rohstoffe bereits weitgehend 
erschöpft sind, ergebe sich konse- 
quenterweise die Forderung nach weniger 
Kindern in diesen Regionen. Denn mit der 
ökologischen Katastrophe werde die Frage 
des Bevölkerungswachstums zum welt- 
weiten Problem. Die ‘Bevölkerungs- 
explosion’ hat den gleichen Charakter der 
Bedrohung bekommen wie sie sonst von 
Atomwaffen oder Naturzerstörungen 
ausgeht. Politische und ökonomische 
I nteressensgegensätze wurden erfolgreich 
durch das ‘Problemfeld Bevölkerungs- 
wachstum’ ersetzt, entpolitisiert und 
biologisiert."* 

Die Bevölkerungswissenschaftlerin Gabri- 
ele Wülker notierte in ihrem 1986 in den 
‘Vie rteljah resberichten ’ de r Friedrich-E bert- 
Stiftung erschienenen Aufsatz ‘Zeitbombe 
Nr. 1: Bevölkerung’: Gefährlich sei die 
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‘Bevölkerungsexplosion’, weil sie sich auf 
Räume konzentriere, in denen die Masse 
der Bevölkerung sich ihrer Armut bewußt 
werde, sich Frustration und Unzufriedenheit 
ausbreiten. Zwanzig Jahre zuvor hatte 
Wülkers in ihrer Studie ‘Togo - Tradition 
und Entwicklung’ nach den Gründen für 
das “Unvermögen der Bevölkerung, die 
Stagnation zu überwinden” gefragt, wo es 
doch an "Anstößen zu einer Entwicklung" 
durch die deutsche und französische 
Kolonialherrschaft nicht gefehlt habe. 
Nach ihr hatten die Verzögerungen der 
Entwicklung ihre “Wurzeln primär im 
geistigen Bereich”, es fehle das “Verständ- 
nis für den Zusammenhang zwischen 
Ursache und Wirkung eines sozialen 
wirtschaftlichen Wandels". Zudem sei die 
Bevölkerung passiv, zeige eine unzu- 
längliche Arbeitsdisziplin und wenig 
Interesse an Konsumbedürfnissen. Die 
Soziologin Irmgard Pinn und der Soziologe 
Michael Nebelung ziehen nach der 
Präsentation de r Arbeit von Gabriele Wü Iker 
das Fazit: “Wenn man sich in der Politik, in 
den Wissenschaften und in den Medien 
heute immerhin weitgehend scheut, 
'Unterentwicklung’so offen aus Dummheit, 
Faulheit etc. zu begründen, entspricht 
Wülkers ‘Analyse’ doch zweifellos dem 
vorherrschenden Bild von den ‘unter- 
entwickelten' Völkern. 
Ökonomische Interessen... verbinden sich 
in solchen Vorstellungen mit einer durch 
'traditionelle' Elemente des Rassismus 
geprägten Vorstellung vom Wesen und von 
den Eigenschaften der in der 'Dritten Welt’ 
lebenden Menschen.“ In diesem Sinne 
existiert eine Kontinu ität der M enschenbilder 
in der Bevölkerungstheorie und -politik. 
Ebenso lassen sich Verbindungen zur 
biologischen Anthropologie, zurVerhaltens- 
forschung und Eugenik nachweisen. 
Nach Rasse und Nationalität, nach zu- 
sammengewachsenen Augenbrauen, 
chronischen Erkrankungen oder offenem 
Rücken fragt das Modell für die ‘Erfassung 
angeborener Fehlbildungen’ bei Neuge- 
borenen. Das vom Bundesgesundheits- 
ministerium und der Bundesärztekammer 
abgesegnete Modellprojekt läuft an den 
drei Mainzer Universitätskliniken seit 1989 
ohne Wissen der Eltern. Ob die statistische 
Erfassung und Codierung in sechsstellige, 
EDV-lesbareZiffemkombinationenvonüber 
100 sogenannten Fehlbi Idungen demnächst 
auf Bundesebene ausgedehnt werden soll, 
entscheidet die Medizinalbürokratie 
nächstes Jahr. I n Deutschland werden jedes 
Jahr über 800.000 Menschen geboren. Die 
Bevölkerungsstatistiker sehen diese Zahl 
mit Sorgen. Von Prof. Jürgen Spranger, 
dem Leiferdes MainzerVersuches, stammt 
der Satz:‘‘FürdieGesellschaft sind gesunde 
Kinder um so wichtiger, je weniger Kinder 
sie sich leistet.” Verteidigt wird das 
Datensammeln mit der Unwissenheit nach 
Tschernobyl, weil die Auswirkungen wegen 

12 fehlender Fehlbiidungsregister nicht 
eindeutig zu klären gewesen seien. 

Die Humangenetiker der Gegenwart 
grenzen sich von den Vätern - besser: 
Tätern - ihrer Wissenschaft ab. Mit der 

Eugenik vor, während und nach der Zeit 
des nationalsozialistischen Regimes hat 
nach eigener Anschauung die aktuelle 
Praxis nichts mehr zu tun. Gegenteilige 
Absichten mit Blick auf den Gen-Pool einer 
Bevölkerung heben auf ökologische 
Katastrophen ab, handeln anstelle von 
bekannten Behinderungen und Krankheiten 
mit nebulösen Auffälligkeiten und werden 
verharmlosend Gedankenexperiment 
genannt. Ein Gedankenexperiment des 
Bonner Humangenetikers Prof.Peter 
Proppi ng: “Wirnehmen folgendes Szenario 
an: Ein hoch wirksames chemisches 
Mutagen hat sich infolge einer Groß- 
katastrophe ubiquitär in Luft, Wasser, 
Pflanzen und Tieren auf der ganzen Erde 
ausgebreitet; das Agens ist außerordentlich 
stabil, die Menschen können sich ihm nicht 
entziehen. Die Substanz ist so mutagen, 
daß bei durchschnittlich jeder 25. Person 
eine Neumutation pro Generation in den 
Keimzellen erzeugt wird, die dominant 
erblich ist und eine unbehandelbare 
Krankheit verursacht An der Krankheit 
sterben die Betroffenen mit durchschnittlich 
30 Jahren. Die Mutation kann mit einer 
genetischen Labormethode zuverlässig 
nachgewiesen werden. In dieser Situation 
bliebe der Gesellschaft vermutlich nichts 
anderes übrig, als ihr Hell In eugenischen 
Gegenmaßnahmen zu suchen. Sie würde 
es vermutlich sogar für eine ethische 
Notwendigkeit halten, die Anzahl der 
Mutationen in der Bevölkerung bzw. deren 
Weitergabe an die nächste Generation 
zurückzudrängen. ’’ 
Nach Propping ist ein wahrscheinlich 
bedeutender Trend für die genetische 
Zukunft der Menscheit die freiwillige 
Herabsetzung der Fortpflanzung und 
speziell der Geburt geschädigter Kinder 
nach genetischer Beratung und pränataler 
Diagnostik. 

Am 24.Mai 1985 versammelten sich im 
kalifornischen Santa Cruz auf Einladung 
der Universität und des amerikanischen 
Energieministeriums international aner- 
kannte Wissenschaftlerinnen. Thema der 
Tagung warderPlan, die gesamten Erban- 
lagen des Menschen zu entschlüsseln. Drei 

Milliarden Dollar wurden für das Projekt 
veranschlagt, eine Summe, die nach 
internationaler Zusammenarbeit verlangte. 
Im Oktober 1988 traf sich im spanischen 
Valencia die Elite von 250 Genom- 
Wissenschaftlerlnnen und stellten der 
Öffentlichkeit den internationalen Verband 
‘Human Genome Organisation’ (HUGO) 
vor. Damit hatte der weltweite Wettlauf um 
die Geschäfte mit dem Wissen aus der 
Genomforschung einen gewaltigen Schub 
erhalten. 

Aber es geht nicht nur um finanzielle 
Interessen. Das HUGO-Projekt soll die 
Grundlagen von mehr als 5000 - als solche 
definierten - Erbkrankheiten erforschen. Die 
Ausweitung der Diagnosekriterien auf dem 
Hintergrund der Biologisierung sozialer 
Fragen ist in dem Forschungsprojekt 
angelegt. James Watson, bis vor kurzem 
Koordinator des Human Genome Projekts 
in den USA, ist überzeugt von der 
genetischen Bed ingtheit von Sch izoph renie 
oder Alkoholismus; “Wenn wir denen, die 
zum Alkohollsmus neigen, das sagen 
könnten, könnten wir viel Gutes tun. Für 
Millionen von Eltern wäre es eine große 
Wohltat, wenn sie wüßten, daß es nicht ihre 
Schuld war.”®> 

Am Genome Centerdes Lawrence Berkeley 
National Laboratory in Kalifornien arbeitet 
Charles Cantor. Er hofft auf die Entschlüs- 
selung der im Hirn wirksamen Gene: “Einige 
beeinflussen Stimmung und Gefühle. Ich 
erwarte, daß es uns gelingen wird, daraus 
Medikamente zu entwickeln, die weit besser 
auf Zustände wie Unglücklichsein, De- 
pression, Angst oder Streß einwirken als 
heutige Substanzen. Ich denke, daß Stoffe 
zu begrüßen wären, die das Leben in der 
modernen Gesellschaft angenehmm 
gestalten. Die völlig harmlos sind und die 
einen in gute Laune versetzen, auch wenn 
man gerade mitten in einer überfüllten U- 
Bahn steckt.” 

Die europäischen Wissenschafts-Poli- 
tikerinnen reagierten auf die Heraus- 
forderung des ‘Human Genome Projects’ 
sofort. Im Juni 1990 erhielt das Forschungs- 
programm derEuropäischen Gemeinschaft 
zur Analyse des menschlichen Genoms 
Gültigkeit. Der Sinn des Projektes zur 
Erforschung der menschlichen Erbanlagen 
wurde begründet mit einer Mischung von 
Argumenten, beginnend mit der Behaup- 
tung, vor Erkrankungen schützen zu wollen, 
folgend mit einer eugenisch orientierten 
Argumentation und endend in der voll- 
zogenen Biologisierung gesellschaftlicher 
Probleme. Offen blieb, welche Maßnahmen 
den Ausschluß bestimmter Personen von 
der Fortpflanzung garantieren sollen. 

Der Appell an die Selbstverantwortung, die 
diversen Angebote der Prävention in 
Anspruch zu nehmen, verbunden mit dem 
drohenden Vorwurf der Selbstverschul- 
dung, wenn ein Kind eine vorgeburtlich 
erkennbare Behinderung hat, trägt Früchte. 
Immer mehr scheinbar verantwortungsbe- 
wußte Menschen besitzen ein Präventiv- 
bewußtsein und akzeptieren die Ver- 
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sprechungen der Humangenetik auf ein 
nichtbehindertes Kind. Nach dem Büro für 
Technikfoigen-Abschätzung (TAB) beim 
Deutschen Bundestag sind mit DNA- 
Analysen seit Anfang 1993 bereits 738 
verschiedene Erkrankungen nachweisbar. 
Daß mit dieser Entwicklung die Stigmati- 
sierung behinderter Menschen als ‘nicht 
rechtzeitig erkannt' einhergeht, ist eine 
wenige Jahre alte Behauptung aus der 
Behindertenbewegung, die sich inzwischen 
bewahrheitet hat. 

Die Tendenz zur moralischen Pflicht, kein 
behindertes Kind zu bekommen, ersetzt 
staatliche Anordnungen zur Selektion. Der 
Weg zur ‘Diktatur der Prävention’ ist 
beschritten: Die Medizinrechtlerin und 
frühere Präsidentin der Amerikanischen 
Gesellschaft für Humangenetik, Margery 
Shaw, meint, daß die schwangere Frau 
eine "vorausschauende Rechtsverbindlich- 
keit" für “Akte der Vernachiässigung" 
gegenüber dem Fötus eingeht, falls dieser 
lebend geboren werden sollte. “Vernach- 
lässigen der Mißbrauch des Fötus" läge 
vor, "wenn ein genetisch defekter Fötus” 
absichtlich ausgetragen würde. 

Im ‘Technikfolgen-Abschätzung-Bhef Nr. 
7/1993 des Deutschen Bundestages liest 
sich lapidar: “Eine Nutzung genetischer 
Tests durch Versicherungen kann vordem 
Hintergrund steigender Kosten im Gesund- 
heitswesen und einer Verschärfung der 
Konkurrenz in einem liberalisierten EG- 
Binnenmarkt nicht ausgeschlossen wer- 
den.” 

Eine Haltung dem behinderten Menschen 
gegenüber greift um sich, die dessen 
Existenz als im Grunde unnötig ansieht. 
Kostenträger und schließlich der Staat 
müßten, so sieht es der bekannte 
Rechtsmediziner Wuermeling, “in einem 
demokratischen Gemeinwesen einer 
soichen Haltung Rechnung tragen und die 
Aufwendungen für den einschränken oder 
einstellen, der seinen Abschied nicht 
nimmt." 

Udo Sierck, Hamburg 
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Das nachfolgende Interview mit Anna Bergmann haben wir mit 
freundlicher Genehmigung von Ulrike Baureithel dem FREITAG 
vom 29.10.1993 entnommen. 
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FR EITAG: /n den vergangenen Jahren sind 
die Begriffe "Eugenik" und “Euthanasie” 
wiederverstärktin die öffentliche Diskussion 
gerückt, nicht zuletzt durch die umstrittene 
“Praktische Ethik" des australischen 
Moralphilosophen Singer, der in Europa 
und den USA breites Echo fand. Nun wurde 
kürzlich in “Le Monde" über eine reprä- 
sentative Umfrage in Marseille berichtet, in 
der sich 42 Prozent der befragten Frauen 
im Falle einer schweren Behinderung für 
die Tötung des Neugeborenen ausspra- 
chen. 90 Prozent würden im ersten, 63 
Prozent im zweiten und 47 Prozent im 
dritten Schwangerschaftsdrittel abtreiben, 
wenn sie annehmen müßten, daß ihr Kind 
mit Trisomie 21, dem sogenannten 
Mongolismus, geboren würde. Wie beur- 
teilen Sie ein solches Ergebnis? 

Anna Bergmann: Zunächst möchte ich 
vorausschicken, daß wir heute historisch 
an einem Punkt angelangt sind, wo nicht 
mehr, wie noch im Nationalsozialismus, 
Gesetze, die eine Normierung des “Lebens” 
gewaltsam durchsetzen, von oben dekretiert 
werden müssen. Vielmehr hat sich heute 
über die Popularisierung des wissen- 
schaftlichen Denkens eine Mentalität 
herausgebildet, die die “Machbarkeit des 
Lebens" verinnerlicht hat, gerade auch in 
den Köpfen der Frauen. Die wissenschaft- 
liche Definitionsmacht über unser Leben 

und unsere Wirklichkeit ist inzwischen 
soweit gesellschaftlich anerkannt, daß die 
Medizin durch ihre Techniken eine unhinter- 
fragte prophetische Rolle eingenommen 
hat. Das Image der Medizin, nämlich im 
Besitz einer einzig gültigen objektiven 
Wahrheit zu sein, verleiht ihr gesellschaftlich 
die Position, “behindertes" bzw. “gesundes” 
Leben, was immer das heißen mag, 
Voraussagen zu können, es als “falsches” 
und “richtiges” Leben zu bewerten, um 
schließlich daran Hand anzulegen - und 
zwar immer mit dem prekären Argument, 
menschliches Leiden zu verhindern. 
Heutzutage hat sich das wissenschaftliche 
Denken soweit verallgemeinert, daß fast 
jedes Kind ein Bild von der DNS hat oder 
um den Begriff des Gens und - ich sage mal 
- um seinen gesellschaftlichen Inhalt weiß. 
Plumpe Propaganda, wie sie von den Nazis 
in ihrem Kampf gegen “Erbkrankheiten” 
betrieben wurde, ist hier hinfällig geworden. 
Sie führten propagandistisch noch konkrete 
Menschen vor, indem sie sie filmisch in 
Szene setzten, um ihnen das Lebensrecht 
abzuerkennen. Die moderne Version 
dagegen, die exakt dieselbe Lebens- 
wertvorstellung vertritt und teilweise ja auch 
bis zur letzten Konsequenz der Tötung 
geht, bedient sich einer weitaus ab- 
strakteren Sprache, eines Codes. Hier ist 
nicht mehr vom "defekten Menschen”, dafür 
aber von “defekten Genen" oder wie bei 
Singer von “human vegetable” die Rede. 
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Die Normierung von Leben ist subtiler 
geworden, dafür aber radikaler und auf 
eine gewisse Weise auch totalitärer, weil 
sie mit dem Status der Objektivität versehen, 
jede Möglichkeit des Protests ausschließt. 

Aber das macht das Ergebnis der Umfrage 
doch nicht weniger bestürzend. 

Was die von Ihnen angeführte Untersu- 
chung betrifft, muß man sich fragen, was 
sie eigentlich beweisen soil. Wichtig 
erscheint mir bei der Bewertung einer 
soichen Umfrage, daß hierbei Frauen als 
Hauptbetroffene ins Feld geführt werden, 
obwohl sie gar nicht betroffen sind, denn 
sie haben ja keine behinderten Kinder. Die 
Frage nimmt überhaupt keinen Bezug auf 
die primäre Wirkiichkeit, sie ist fiktiv, abstrakt 
gesteilt und wird auf Basis des verinner- 
iichten medizinischen Menschenbildes und 
seiner Machbarkeitsvorsteilung entsprech- 
end beantwortet. Würde diese Umfrage 
unter Müttern gemacht, die behinderte 
Kinder geboren haben, die also über einen 
ganz individuellen Erfahrungshorizont 
verfügen, - ohne daß ich hier die Mutter- 
Kind-Beziehung giorifizieren woilte -, dann 
fielen die Resultate sicherlich anders aus. 
Aber aliein solche Begriffe wie ‘Trisomie 
21” haben sich ais Meldungen aus dem 
Reich des Satans eingebürgert. Auf dieser 
Ebene suggerieren sie eine “Machbarkeif 
des Lebens, das ais solches gar nicht 
anerkannt wird, da zum Leben derSchmerz, 
bestimmte Leidens- und Krankheitspoten- 
tiale und schließlich auch der Tod dazuge- 
hören. Diese Seite des Lebens verhindern 
zu wollen, läuft auf seine Negation hinaus. 
Die Variationsbreite von Glück und Unglück 
ist so groß, daß sie gar nicht aus dem 
Leben herausgefiltert werden kann. Die 
Zentrierung von Leiden auf “das behinderte 
Kind” ist insofern völlig beliebig und darüber 
hinaus eine hybride Anmaßung gegenüber 
behinderten Menschen. 

Wenn Sie von der “Normierungdes Lebens” 
sprechen, dann meinen Sie alie Methoden, 
durch die heutzutage - insbesondere durch 
Gentherapie und Reproduktionstechno- 
iogie - unerwünschte "Abweichungen” 
eliminiert werden können. Normalerweise 
verbinden wir Begriffe wie Eugenik, 
Euthanasie und Rassenhygiene mit dem 
Nationaisozialismus. In Ihrem Buch zeigen 
Sie jedoch eine Kontinuitätsiinie auf, die 
lange vordem “Dritten Reich"beginnt und 
weit darüber hinausgeht. 

Ja, die EntstehungsgeschichtederEugenik, 
Rassenhygiene und “Euthanasie" ist im 19. 
Jahrhundert verwurzelt, und diese Diskurse 
waren keineswegs ein deutsches Phäno- 
men, sondern ein internationales, das aus 
dem naturwisenschaftlichen Kontext heraus 
entwickelt wurde. Der Begriff “Eugenik” - 
übersetzt: die Lehre vom Wohlgeborensein 
- hatte in den 80er Jahren der englische 

14 Mediziner und Anthropologe Galton 
eingeführt, 1895 taufte der deutsche Arzt 
Ploetz die eugenische Bewegung unterdem 
Namen ‘‘Rassenhygiene”. Das Leitmotiv 
der Eugeniker und Rassenhygieniker 
bestand darin, über die wissenschaftliche 
Erkenntnis menschliches Leiden verhindern 

zu wollen, oder anders ausgedrückt, 
menschliches Glück durch die Verhinderung 
von sogenanntem “erbkranken Nachwuchs” 
wissenschaftlich hervorzubringen. Unter 
Erbkrankheiten fielen damals unheilbare 
Leiden wie Diabetes und Schizophrenie, 
aber auch soziale und sexuelle Ab- 
weichungen wie Homosexualität, Vaga- 
bundieren oder Prostitution. Als “Entartete”, 
wie die Psychiatrie solche “Erbkranke” 
bezeichnete, wurden sie die Zielgruppe der 
Rassenhygieniker und Eugeniker. Ihr 
politisches Engagement richtete sich auf 
die Einführung eines staatlich legitimierten 
Abtreibungs- und Sterilisationsrechts in 
Form der medizinischen und eugenischen 
Indikation. In den 20er Jahren wurde dann 
verstärkt die “Euthanasie” - in der 
Wortbedeutung der “sanfte Tod" - in die 
rassenhygienische Programmatik über- 
nommen. Während im Kaiserreich und in 
den 20er Jahren Rassenhygieniker und 
Eugeniker in den Kliniken durch Steri- 
lisationen und Abtreibungen unter krimi- 
nalisierten Bedingungen durchaus praktisch 
wurden - es gab eine lange Experimentier- 
phase wie heute in der Reproduktions- 
medizin ja auch -, kam das rassen- 
hygienische Programm erst richtig nach 
der nationalsozialistischen Machtüber- 
nahme zum Zuge. Aber auch auf inter- 
nationaler Ebene hatte sich diese Bewe- 
gung etabliert. In den USA gab es 
beispielsweise schon seit 1907 Sterili- 
sationsgesetze, und in der Schweiz wurde 
um die Jahrhundertwende in Irrenanstalten 
ganz offiziell unter rassenhygienischen 
Indikationsstellungen sterilisiert. Insofern 
wurde das eugenische Gesellschaftsmodell 
von den Nationalsozialisten nur aufge- 
nommen und konsequent institutionalisiert. 

Ein wesentlicher Begriff in diesen Konzepten 
war der Begriff des “neuen Menschen". 
Dahinter verbirgt sich die Vorsteliung eines 
möglichen menschlichen Züchtungspro- 
gramms. Wie aber läßt sich erkiären, daß 
der Zuchtgedanke mit dem Setektions- und 
Ausmerzegedanken verkoppeit wurde? 

Die Rassenhygiene und Eugenik verfolgten 
in erster Linie ein Selektionsprogramm über 
medizinische Destruktivität und weniger - 
viele lehnten das sogar ausdrücklich ab - 
über eine regelrechte Züchtung von nur 
ausenwählten Menschen. Auch die Politik 
der Nazis war ja geprägt von Zwangs- 
sterilisation, Heiratsverboten, Zwangs- 
abtreibung und “Euthanasie”. Für die Idee 
des “neuen Menschen”, der über den Weg 
der medizinischen Ausmerze hervor- 
zubringen war, spielte die Evolutionstheorie 
Darwins eine zentrale Rolle. Darwin bot ein 
geschlossenes Erklärungsmodell für eine 
Welt ohne Gott an. Er gab der Natur eine 
Logik, ordnete Mensch und Gesellschaft 
darin gesetzmäßig ein und gab dem Ganzen 
auch noch eine positive Zukunftsver- 
heißung, indem er den von ihm selbst so 
genannten “grausamen Prinzipien" der 
Selektion', auf denen seine Evolu- 
tionsvorstellung beruhte, einen positiven 
Sinn von Fortschritt und Höherentwicklung 
verlieh. Günther Anders hat diese Theorie 
so interpretiert, daß im Darwinismus das 
Leben über den Tod definiert werde, weil 

der Tod der “Schwachen" den Aufstieg der 
“Besseren”, der “Lebenswerteren" ga- 
rantiere. Eine solche Fortschrittsvorstellung 
birgt ganz eindeutig das Menschenopfer in 
sich, das jedoch nicht rituell dargebracht, 
sondern vielmeh rals rationales Natu rgesetz 
theoretisch verankert wurde. 
Die Rassenhygieniker und Eugeniker 
machten den Darwinismus zum Ausgangs- 
punkt ihrer Theorie. Sie gingen davon aus, 
daß z.B, durch die staatliche Gesundheits- 
politik die darwinistischen Gesetze außer 
Kraft gesetzt seien. In der“hemmungslosen 
Vermehrung” der “Schwachen” und 
"Mindenwertigen” sahen sie den Evolutions- 
prozeß bedroht und forderten die In- 
stitutionalisierung der künstlichen, me- 
dizinischen Selektion und zwar nicht nur 
als schlichten Ersatz für die “natürliche 
Zuchtwahl”, sondern sie gaben der 
medizinischen Auslese eine humanere 
Qualität. Das Perfide daran war, daß nun 
behauptet wurde, die Prävention von 
“minderwertigem Leben” schaffe die 
Grausamkeit der “natürlichen Selektion” 
gänzlich aus der Welt. Es ging also nun um 
die Humanisierung des Evolutionspro- 
zesses über Prinzipien der Vernunft, indem 
die Ausmerze nicht an schon lebenden 
Menschen vollzogen wurde, sondern durch 
“Fortptlanzungsauslese”. Der Sozialist und 
Eugeniker Alfred Grotjahn bezeichnete 
seine Strategie zur Fabrikation des “neuen 
Menschen” 1910 als “Rationalisierung der 
Fortpflanzung”. Die Utopie dieses “neuen 
Menschen” entsprach vollends dem Leitbild 
der Industrialisierung, der “vernünftige 
Körper” sollte von alten Schmerz- Leidens- 
und Krankheitspotentialen befreit werden. 
Es ging letztlich um die Fabrikation eines 
naturunabhängigen Maschinenmenschen. 

Vor dem Hintergrund der nationalsozialis- 
tischen Erfahrungen sollte man annehmen, 
daß derart bioiogistisch begründete und 
maschinentheoretisch zugerichtete Men- 
schenbilder ausgedient haben. 

Nein, ganz im G egenteil. Ich habe ja anfangs 
schon darauf hingewiesen, daß sich der 
eugenische Denkstil mehr denn je durch- 
gesetzt hat. Nur muß man dazu eines 
bedenken: Als nationalsozialistische 
Erfahrung steht heute der Holocaust, also 
der Antisemitismus, im Zentrum. Im 
Nationalsozialismus wurden jedoch zwei 
Ausdrucksformen des Rassismus staatlich 
institutionalisiert. Das waren die Rassen- 
anthropologie und die Rassenhygiene bzw. 
die Eugenik. Teilweise waren sie auch 
miteinander verwoben. Diese Verbindung 
kam z.B. bei Mengeles Zwillingsexperi- 
menten in Auschwitz zum Tragen, wo 
jüdische Kinder, Frauen und Männer auf 
grausamste Weise als “Forschungs- 
material” für genetische Fragestellungen 
benutzt wurden. Es gab aber auch die 
Rassenhygiene und Eugenik, die sich mit 
der genetischen “Säuberung” bzw. Selek- 
tion innerhalb der “arischen” Bevölkerung 
befaßte. Sie fand weniger in KZs und 
vielmehr in den medizinischen Institutionen 
statt. 
Ich halte diese Differenzierung in der 
aktuellen “Euthanasie”-Debatte für außer- 
ordentlich wichtig. Für Singer ist es nämlich 
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ein Kinderspiel, sich argumentativ vom 
Holocaust zu distanzieren, zumal er selbst 
Jude ist. Und trotzdem stehen seine Beweis- 
ketten eindeutig in der Tradition national- 
sozialistischer Propaganda. Das eu- 
genische Menschenbild der Nazis lebt also 
fort, und ich betone noch einmal, daß es auf 
internationaler Wissenschaftsebene 
entwickelt worden war. Daher ist es kaum 
verwunderlich, daß die Rassenhygiene und 
Eugenik personell und inhaltlich nach 1945 
ungebrochen, abernunmehrunterm Etikett 
der Humangenetik weiterbetrieben wurde. 
Wissenschaftlich wurde mit dem National- 
sozialismus nicht gebrochen. So war es 
auch möglich, daß zum Beispiel Otmar von 
Verschuer, im Nationalsozialismus Direktor 
eines in die politische Praxis der Rassen- 
politikverwickelten Kaiser-Wilhelm-Instituts 
und, nebenbei, Doktorvater Josef Mengeles, 
seine Schule in Münster in einem der 
größten humangenetischen Zentren der 
BRD weiterführen konnte. 

Die von Ihnen skizzierte “Rationaiisierung 
der Fortpflanzung” nimmt strategisch 
insbesondere die Frauen und ihr Fort- 
pflanzungsverhalten in den Blick und 
versucht es zu kontrollieren. Unter diesem 
Aspekt tauchen Frauen vor allem als Opfer 
auf. Andererseits sind es heutzutage gerade 
Frauen, die humangenetische Unter- 
suchungen, die ja eugenlschen Kriterien 
unterliegen, in Anspruch nehmen. 

Das ist ein grundlegendes Mißverständnis. 
Ich behaupte zwar, daß Frauen das primäre 
Medium dieserRationalisierungsstrategien 
waren, aber ich habe versucht, und darauf 
lege ich großen Wert, mich nicht in einem 
Opfer-Täter-Modell zu bewegen, was das 
G esch lechte rverhältn is betrifft. Eine G ru nd- 
these meines Buches ist es ja gerade, daß 
Männer historisch viel früher als Frauen 
von der gesellschaftlichen Disziplinierung 
zu Maschinenmenschen betroffen waren. 
Insbesondere die Psychiatrie nahm im 
Rahmen ihrer Entartungslehre die männ- 
liche Normierung in die Hand. Der “Kampf 
ums Dasein” war hier ein Schlüsselbegriff 
fürmännliche Normalität-eine grauenhafte 
Vorstellung, wenn man bedenkt, was diese 
Kultur dann wirklich an blutigen Kriegen 
hervorgebracht hat. Die Rationalisierungs- 
strategie ist natürlich eingebunden in unsere 
patriarchale Kultur als ein System der 
Naturbeherrschung, in dem Männer und 
Frauen jeweils auf unterschiedliche Weise 
als Geschlechtswesen negiert werden. Die 
Frauen mit ihrer Gebärfähigkeit wurden 
zum Medium solcher Naturbeherrschung 
und es ging darum, ihre Potenz, Leben 
hervorzubringen, wissenschaftlich zu 
vereinnahmen. 

Also doch das Opfer Frau? 

Nein, das Körperopfer beider Geschlechter 
im Rahmen des bürgerlichen Emanzi- 
pationsentwurfs. Oie Eugenik winkte von 
Anfang an mit derGeburtenkontrolle als ein 
Weg weiblicher Emanzipation. Das Ver- 
trackte daran ist bis heute, daß aus dem 
Motiv dereugenischenNaturbeherrschung 
heraus die neuen Techn iken von Medizinern 
entwickelt, diese dann aber den Frauen 

von Eugenikern als Befreiungsprogramm 
angeboten wurden. All diese Methoden 
waren von Anfang an hochgradig aggressiv 
konstruiert; ich habe das am Beispiel der 
Sterilisationsmethoden, etwa an der 
Tubenquetsche oder an Verbrennungs- 
techniken der Eileiterversucht aufzuzeigen. 
Auch wurden all diesen Techniken, wie das 
in der modernen Medizingeschichte immer 
der Fall war, durch grauenhafte Men- 
schenexperimente erprobt. Ganz aktuell 
hat sich das Spektru m solcher Destruktivität 
in der Reproduktionsmedizin enweitert. 
Diese Gewaltstruktur hat sich sehr subtil 
herausgebildet. Frauen verfügen ja keines- 
wegs frei über Verhütung, sondern sie sind 
auf die Medizin angewiesen und dem 
gynäkologischen Wissen vollständig unter- 
worfen. Frauen sind eingebunden in einen 
medizinischen Apparat, der solche Natur- 
beherrschung verwirklicht. Sie nehmen die 
Gynäkologie und die humangenetischen 
Beratungsstellen in Anspruch, genauso wie 
andere “Patienten” die Krankenhäuser und 
Arztpraxen auch, weil ihnen gar nicht 
anderes übrig bleibt. Wieso sollte das aus- 
gerechnet bei den Frauen anders sein? 

In einem Aufsatz haben Sie kürzlich auf 
den Zusammenhang zwischen Euthanasie 
und dem Erlanger Experiment 1992 auf- 
merksam gemacht. In Erlangen sollte aber 
doch der Embryo der hirntoten Marion Ploch 
gerettet werden. Ist das nicht ein Wider- 
spruch? 

Nein, das ist überhaupt kein Widerspruch. 
Für meine Begriffe stellt es einen radikalen 
Höhepunkt der Naturbeherrschung durch 
medizinische Rationalität nach dem 
Nationalsozialismus dar. Strukturell ähneln 
sich das Experiment und “Euthanasie” darin, 
daß die Definition des “Hirntodes" auf 
derselben Logik basiert wie die Lebens- 
definition der “Euthanasie"-Begründer. Der 
gemeinsame Ausgangspunkt ist die 
menschliche Geistesfähigkeit, die von der 
modernen Medizin im Hirn verödet wird. 
Fehlt bei einem Menschen konstitutionell 
oder wie beim “Himtod” eine so definierte 
“Himfunktion”, gilt er nur noch als “Fleisch- 
klumpen”, dessen Status als menschliches 
Wesen in Frage steht. Entsprechend kann 
er der Tötung - wie bei der Euthanasie - 
oder der medizinischen Ausschlachtung - 
wie bei der Organtransplantation - preisge- 
geben werden. Der “Himtod” wurde erst in 
den 60er Jahren im Zuge der Entwicklung 
der Organtransplantation erfunden, um sie 
ethisch vertretbar zu machen. Hätte man 
diese Definition nicht zweckorientiert 
eingeführt, dann wäre das gesamte Projekt 
Organtransplantation torpediert gewesen, 
weil die Organe nur im lebenden Stadium 
verwertbar sind. Es handelt sich also hier 
um eine rein funktionalistische Definition 
von Menschen, die sich im Sterbeprozeß 
befinden - und ich betone den Prozeß- 
charakter des Sterbens. In unserer Kultur 
ist aber dem Sterben der Kampf angesagt, 
indem es in die Kliniken verlegt worden ist, 
wo es bis zu den schrecklichsten Konse- 
quenzen apparativ zu verhindern versucht 
wird. Wie es heutzutage ein Privileg ist, zu 
Hause zu gebären, ist es auch ein Privileg 
geworden, in seinem eigenen Bett zu 

sterben. 
Vor diesem Hintergrund der institutionali- 
sierten Verneinung des Todes ist die Organ- 
transplantationsmedizin als ein Maschini- 
sierungsprojekt des Lebens und desTodes 
entwickelt worden. Dieses Projekt ist im 
Erlanger Experiment auf doppelte Weise 
zum Höhepunkt gebracht worden. Marion 
Ploch wurde in der Zerstückelungsmanier 
des medizinischen Denkstils in zwei 
Personen - also in einen lebenden Fötus 
und eine Leiche - definiert. Das halte ich für 
pervers, denn ihre Integrität als eine ster- 
bende schwangere Frau wurde aufs Tiefste 
verletzt. WederihrSterben, noch derdavon 
abhängige Fötus - wenn man schon in 
dieser Zerstückelungslogik denkt - wurden 
anerkannt. Statt dessen hat man aus ihr 
einen ein- und ausschaltbaren Maschinen- 
park gemacht und sowohl sie als auch den 
Fötus als seelenlosen “Fleischklumpen” 
degradiert. Marion Ploch wurde dermaßen 
mit Medikamenten vollgepumpt, daß für 
eine etwaige Behinderung die eugenische 
Indikation einkalkuliert wurde. Spätestens 
hier zeigt sich, daß es am wenigsten um 
Lebensrettung ging. Es ging um die natur- 
unabhängige wissenschaftliche Hervorbrin- 
gung von Leben und um die Bemächtigung 
von Leben u nd Tod du rch wissenschafti iche 
Rationalität. Für meine Begriffe ist dieses 
Experiment im Rahmen eines demokra- 
tischen Systems eine der obszönsten Ver- 
dinglichungeneiner schwangeren Frau, die 
sich die Medizin je ausgedacht hat. 
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Der Staat und der Fetus - 

Abtreibung als Qualitätskontrolle 

Zum Thema Bevölkerungspolitik, Qualitäts- 
kontrolle und Abtreibung drucken wi r an dieser 

Stelle einen - inzwischen leider schon etwas 
in die Jahre gekommenen, aber nach wie vor 
wichtigen - Artikel von Sylvia Groth ab. Die 

Entwicklung ging weiter: im Juni 1993 fällte 
das Bundesverfassungsgericht sein Urteil 

zum 218. Zu den möglichen Auswirkungen 
auf die Schwangerschaft ein aktueller Beitrag 
von Roscha Schmidt, den wir freundlicher- 

weise aus der CLIO, Nr. 37/1993 übernehmen 
durften. Wir möchten hierzu auch noch einmal 
auf die Presseerklärung der Berliner Krüppel- 
frauen zum BVG-Urteil hinweisen (randschau 

3/4 ’93, Rückseite). 

Geprüfte Schwangerschaft: 

Zur Geschichte der 

eugenlschen Indikation 

Die eugenische Indikation zum Schwangerschaftsabbruch hat eine neue Qualitätsstufe erreicht: 
Durch die Medthoden der vorgeburtlichen Diagnostik- Untersuchungen an der schwangeren Frau 
über den Zustand des Fötus - werden Diagnosen und Entscheidungskriterien produziert, die 

Frauen vor die Frage stellen, ob sie diesen Fötus austragen oder abtreiben. Die eugenische 
Indikation hat eine Geschichte, die ich aufzeigen möchte. Sie wurde schon Jahrzehnte vor der 
Einführung der pränatalen Diagnostik konstituiert und von den Nationalsozialisten eingesetzt, um 
die Existenz derjenigen zu verhindern, die als lebensunwert bezeichnet wurden. In der Nachkriegs- 

und bundesrepublikanischen Geschichte war sie ausgesetzt, nur um - fast unwidersprochen - 

ihren Eingang in die Reform des 218 1976 zu finden. 

Zum Begriff 

Um die Nähe zur nationalsozialistischen 
Politik der Auslese und Ausmerze zu 
meiden, sprechen Ärztinnen heute auch 

16 häufig von der kindlichen Indikation. Da sie 
jedoch gerade dazu dient, den Fötus nicht 
zu einem Kind werden zu lassen, erscheint 
dieser Begriff wenig zutreffend. Der Begriff 
mütterliche Indikation ist aus den gleichen 
Gründen abzulehnen. Auch embryo- 
pathische Indikation erscheint nicht ange- 

messen, da es nicht nur um während der 
Schwangerschaft erworbene Schädi- 
gungen geht, die nach 218 einen Schwan- 
gerschaftsabbruch nach erstellter Indika- 
tion straffrei zulassen. Deshalb verwende 
ich durchgehend den Begriff eugenische 
Indikation. 

Die eugenische Indikation besagt nach 218 
a des StGB, daß ein Schwangerschafts- 
abbruch nicht strafbar ist, "... wenn nach 
ärztlicher Erkenntnis dringende Gründe für 
die Annahme sprechen, daß das Kind 

infolge einer Erbanlage oder schädlicher 
Einflüsse vor der Geburt an einer nicht 
behebbaren Schädigung seines Gesund- 
heitszustandes leiden wird, die so schwer 
wiegt, daß von der Schwangeren eine 
Fortsetzung der Schwangerschaft nicht 
verlangt werden kann.” In diesen Fällen 
dürfen seit der Zeugung nicht mehr als 22 
Wochen vergangen sein. 
Die eugenische Indikation stellt eine der 
vier Indikationen dar, nach denen ein 
Schwangerschaftsabbruch möglich ist. 
Diese Ausnah men von dem grundsätzlichen 



Verbot der Abtreibung, das der Paragraph 
regelt, werden mit der Zumutbarkeit für die 
Frau begründet. 
Dieser Begriff der Zumutbarkeit erscheint 
zynisch, geht es doch dem Staat im 218 
darum, den Interessengegensatz Frau und 
Frucht zu konstruieren und sich dann zum 
Retter der Frucht zu erheben. Aber diese 
Konstruktion ist hier nicht mein Thema. Mir 
geht es hier um die Besonderheit der 
eugenischen Indikation. 

Im Unterschied zu den drei anderen Indi- 
kationen wird bei der eugenischen Indika- 
tion auf eine individuelle Eigenschaft des 
erwarteten Kindes abgehoben: auf die nicht 
behebbare Behinderung. 
In Strafrechtskommentaren wird darauf hin- 
gewiesen, daß es bei der eugenischen 
Indikation nicht darum ginge, behindertes 
Leben geringerats nichtbehindertes Leben 
einzuschätzen, sondern allein um die 
Zumutbarkeit für die Schwangere und die 
Familie. Dies war nicht immer so, und ich 
halte dies auch nicht für den tatsächlichen 
Grund. Entgegen anderslautenden Erklä- 
rungen wird durch die Praktizierung der 
eugenischen Indikation eine Auswahl unter 
den Föten getroffen, die von einer Bewer- 
tung der Schädigungen legitimiert wird. 

Zahlenmäßig wäre sie eine zu vernach- 
lässigende Indikation zur Abtreibung. Sie 
erhält allerdings Bedeutung durch ver- 
schiedene Entwicklungen: 

A, Die Angriffe der selbsternannten Lebens- 
schülzer auf den 218 richten sich nur 
gegen Schwangerschaftsabbrüche aus 
sozialer Notlage und stellen nie die 
eugenische Indikation in Frage. 

A. Durch verbesserte Techniken der 
vorgeburtlichen Diagnostik an der Schwan- 
geren überden Zustand der Frucht werden 
immer früher erst spät im Leben aus- 
brechende oder auch leichtere Erkran- 
kungen erfaßt. Potentiell werden daher 
immer mehr Frauen vor die Frage gesetellt, 
ob sie nach eugenischer Indikation 
abtreiben sollen, wenn sie ein Kind mit der 
diagnostizierten Behinderung nicht haben 
möchten. 

X Neben der pränatalen Diagnostik 
gewinnen Methoden der pränatalen 
Therapie an Bedeutung. Solche Eingriffe 
am Fötus sind Eingriffe an der Frau. Das 
Recht der Frau auf ihre körperliche 
Unversehrtheitwirddem angeblichen Recht 
des Fötus auf eine schon vorgeburtliche 
Behandlung gegenübergestellt. Gerichte in 
den USA geben dem Fötus das Recht. 
Sollte die Frau nicht zustimmen, kann sie 
entmündigt werden. 

X Der Abschlußbericht der Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe “Fortpflanzungsmedizin” 
sieht vor, daß der Gesetzgeber gezielte 
Maßnahmen zur Geschlechtswahl und zur 
künstlichen Befruchtung mit Spendersamen 
verbieten soll. "... sie sollen ausnahms- 
weise - unter strengen verfahrens- 
rechtlichen Schutzvorkehrungen - zur 
Vermeidung schwerer Erbkrankheiten 
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zugelassen werden .’’ Diese Ausnahme regel 
zur Zulässigkeit der Geschlechtswahl und 
nachfolgender selektiver Abtreibu ng bezieht 
sich auf die an das x-Chromosom 
gebundenen Erbkrankheiten wie z.B. die 
Bluterkrankheit. 

X Die Tötung von Föten (FETOCID) als 
sogenannte Reduktion von Mehrlings- 
schwangerschaften: Frauen, die unfrucht- 
bar sind, erhalten eine nicht ungefährliche 
Hormonbehandlung, die “Supereisprünge", 
also vielfache Eisprünge, auslöst und zu 
Mehrlingsschwangerschaften führen kann 
(bei 1/3 bis 1/8 aller behandelten Frauen). 
Da solche Schwangerschaften mehr 
Komplikationen für die Frau bedeuten wie 
auch eine erhöhte Zahl an Totgeburten und 
behinderten Säuglingen, töten Ärzte Föten 
im Mutterleib durch Injektionen mit 
Kohlendioxyd oder Sekundenkteber. 

X Föten ohne Großhirn (Anencephalie) 
wurden in Münster von Fritz Beller als 
Ersatzteillager zur Organspende miß- 
braucht. 

A Im vermeintlichen Interesse von behindert 
geborenen Kindern wird in den USA gegen 
Arzte geklagt, deren mangelhafte Beratung 
oder Diagnostik einen rechtzeitigen Abbruch 
aus eugenischen Gründen verhindert habe. 
Die Ärzte werden zu Schadenersatz- 
zahlungen oder Unterhalt verurteilt 
(sogenannte “wrongful life cases”). 

Zur Geschichte 

Bis 1933 hatte sich der Paragraph 218 in 
seiner ersten Fassung von 1871 nicht 
geändert. Mit ihm wurde die Abtreibung 
verboten und mit Zuchthaus bestraft. 
Einzige Abmilderung war seit 1926 die 
Einstufung von einem Verbrechen zu einem 
Vergehen, was sich strafmildernd auswirkte. 

Die eugenische Indikation im Jahre 1910 
zuerst benannt zu haben, nimmt Max Hirsch, 
ein führender Frauenarzt seiner Zeit, für 
sich in Anspruch. Es ist jedoch wahr- 
scheinlicher, daß sie schon von früheren 
Sozialdarwinisten und Rassenhygienikern 
Ende letzten Jahrhunderts formuliert wurde. 
Eugenisches Gedankengut fand in den 
verschiedenen politischen Strömungen 
starke Befürwortung. Auch die bürgerliche 
Frauenbewegung übernahm die Haltung, 
zwischen einer vermeintlich produktiven 
und einer vermeintlich unproduktiven 
Existenz eines Menschen zu unterscheiden 
und die als unwert definierten Perso- 
nengruppen selektieren zu wollen. Dererste 
Hinweis, den ich da rauf fand, war von 1908: 
Getrud Bäumer sagte, sie sei zwar gegen 
Abtreibung, aberaus rasssenhygienischen 
Gründen wäre sie doch zu erlauben. 

In der Propagierung eugenischer Gedan- 
ken hatte die Disziplin derGynäkologie und 
Geburtshilfe eine wichtige Funktion. Hirsch 
beschreibt 1926 den Arzt als Gesund- 
heitswächter, der nicht nur Sterilisationen 
bei denen durchführen müsse, die zur 
Fortpflanzung nicht wertvoll genug seien. 

sondern auch aus eugenischen Gründen 
Abbrüche zum Wohle des ganzen Volkes 
machen sollte. Ganz im Sinn der heutigen 
Auffassung der humangenetischen Bera- 
tungsstellen sagt er, dieser Abbruch habe 
nichts mit Rassenhygiene zu tun. Der Arzt 
müsse die Möglichkeit haben, “die ihm 
anvertrauten Familien vor weiterem 
Zuchwachs an minderwertigen und 
asozialen Familienmitgliedern zu be- 
wahren” (Hirsch 1926). Hier deutet sich 
eine Argumentation an, die auch die heutige 
Humangenetik wählt: Der Bezug zur 
Vermeidung von Behinderung zum so- 
genannten Wohl derGesellschafttrittzurück 
gegenüber dem Wohl der individuellen 
Familie, deren Leid angeblich Motiv 
ärztlichen Handelns sei. 

Eine Umfrage von 1932 unter 27 Fachver- 
tretern der Gynäkologie ergab, daß keiner 
die eugenische Indikation abtehnte. “Nie- 
mand hält mehr die Vernichtung eines sicher 
erblich geschädigten Kindes für unbe- 
rechtigt ...” (Bussen 1937,23). 
Erst die Nationalsozialisten verhalten den 
eugenischen Forderungen, die insbeson- 
dere in den 20er Jahren auch von sozial- 
demokratischen Vertretern und nicht mehr 
nur von den Rechten und der Mitte propa- 
giert wurden, zu ihrer Verstaatlichung, Lega- 
lisierung und konsequenten Anwendung. 
Im Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses vom Juli 1933 wurde festge- 
legt, daß auf Grund von neun Diagnosen 
eine Person zwangsweise unfruchtbar zu 
machen sei, wenn nach ärztlichen Wissen 
und mit großer Wahrscheinlichkeit mit 
körperlichen oder geistigen Erbschäden zu 
rechnen wäre. 

Dieses Gesetz fand weitgehende Zu- 
stimmung. Mit einem Änderungsgesetz vom 
26.6.1935 wurde die zwangsweise Ab- 
treibung aus medizinischen wie auch aus 
rassenhygienischen Gründen nachge- 
schoben. Hier findet sich also erstmalig die 
gesetzliche Verankerung der eugenischen 
Indikation. Da diese Legalisierung der 
Zwangsabtreibung auch im National- 
sozialismus schwieriger durchzusetzen war 
als die Sterilisation, wurde sie erst 1935 
bewerkstelligt. 
Während des Krieges wurden Verschär- 
fungen des 218 eingeführt: Zwangsab- 
treibungen an Häftlingen der Konzen- 
trationslager, an polnischen und russischen 
Jüdinnen und Zwangsarbeiterinnen wurden 
legal. Im Jahr 1943 wurde die Todesstrafe 
für Frauen eingeführt, die nach freier 
Entscheidung abgetrieben hatten. Dadurch 
wurde angeblich die Lebenskraft des 
deutschen Volkes beeinträchtigt. 

Nach der Befreiung vom Faschismus wurde 
der 218 in den ersten Jahren sehr liberal 
gehandhabt, die Frauen nach Kriegsende 
am eigenen Leib erfuhren. Im ameri- 
kanischen Militärtibunal wurde das Gesetz 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
und seine Änderungsgesetze 1947 nicht 
als nationalsozialistisches Unrechtgesetz 
verurteilt, da andere Länder auch Sterilisa- 
tionsgesetze gehabt hätten. Nach 1949 
galt der 218 in der Fassung von 1871 mit 
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der Einschränkung, daß nach dem 
Reichsgerichtsurteil von 1927 ein Schwan- 
gerschaftsabbruch nach medizinischer 
Indikation straffrei möglich war. 

Eine genaue Überprüfung derHandhabung 
der eugenischen Abtreibung in den 
Nachkriegsjahren en/vies sich als schwierig. 
Wichtig wäre, die Diskussion in den 
Wohlfahrtsverbänden zu verfolgen. So 
gründete sich ab 1951 in der Inneren Mission 
(1957 in Diakonisches Werk umbenannt) 
ein eugenischer Arbeitskreis, in dem unter 
anderen Verschuer und Pastor Schlaich, 
die auch in den dreißiger Jahren den 
Fachkonferenzen zur Vorbereitung der 
Krankemorde angehört hatten, Mitglieder 
waren. 
Eine Durchsicht der gynäkologischen Zeit- 
schriften derfünfzigerundfrühen sechziger 
Jahre ergab, daß die eugenische Indikation 
weitgehend abgelehnt wurde. 
Es gibt allerdings Hinweise auf Schwanger- 
schaftsabbrüche bei Fruchtschädigungen, 
die ohne gesetzliche Grundlage durchge- 
führt wurden. Kepp hält die Entscheidung 
für oder gegen einen Abbruch für eine 
Aufgabe des ärztlichen Berufes, die ihm 
niemand (also weder der Gesetzgeber noch 
die betroffene Fraul) abnehmen könne oder 
solle. Er sieht die Schwangerschafts- 
unterbrechung nach kindlicher Indikation 
bei schweren Mißbildungen, schweren 
Erbkrankheiten und schweren Strahlen- 
schäden der Frucht als grundsätzlich 
erforderlich an. 

Die Medikamentenkatastrophe des von 
Grünenthal hergestellten Contergan lenkte 
die Aufmerksamkeit der Ärzte und Human- 
genetiker ab 1967 von erblichen Schädi- 
gungen auf die Giftstoffe, die von außen auf 
eine Frucht einwirken. Auch hierin liegen 
bestimmt Gründe für die wachsende 
Akzeptanz einer eugenischen Indikation. 

Ein Regierungsentwurf zur Änderung des 
218 von 1962 enthielt nureine medizinische 
Indikation "... über eugenische Indikation 
ist kaum diskutiert worden. Das wird ver- 
ständlich, wenn man bedenkt, wie sehr 
eine derartige Diskussion durch die Tötung 
unwerten Lebens im 3. Reich belastet war.” 
(Baumann 1971,20) 

Demgegenüber enthielten beide Gesetz- 
entwürfe zur Änderung des 218 1969 die 
eugenische Indikation. Bezeichnend ist, daß 
zu diesem Zeitpunkt in den gutachterlichen 
Stellungnahmen zu diesen Entwürfen die 
Frage, ob eine solche Indikation eingeführt 
werden sollte, nicht gestellt wurde. In den 
Anhörungen problematisierten z.B. die 
Frauenaktion 70, die Humanistische Union 
oder der Sozialistische Frauenbund dies 
nicht. Einzig die Deutsche Bischofs- 
konferenz und Manfred Hirsch, damals so- 
zialdemokratischer Bundestagsabge- 

jo ordneter, sprachen sich dagegen aus. 
® Während erstere eine Ausweitung der 

Indikationen über eine Einführung der 
eugenischen fürchteten, lehnte letzterer sie 
unterdem Aspekt der deutschen Geschichte 
des Nationalsozialismus ab. 

BisheuteistdieEinführungdereugenischen 
Indikation, die 1976 in den reformierten 
218 einging, außer von den Krüppelfrauen 
unwidersprochen geblieben. In den vielen 
Büchern zum Abtreibungsparagraphen 
bleibt sie nur am Rande und aus ihrer 
geschichtlichen Entstehung herausgerissen 
benannt. 

Wie ist ihre 

Einführung zu erklären? 

Die eugenische Indikation in der BRD ist 
von der Entwicklung der pränatalen 
Diagnostik nicht zu trennen. Der zeitliche 
Rahmen von 22 Wochen, in dem ein 
Abbruch straffrei bleibt, ist an der Frucht- 
wasseruntersuchung orientiert. 
Humangenetische Beratungsstellen, die ab 
Ende der 60er Jahre nach Modellversuchen 
eingerichtet wurden, begründen ihre 
Existenz wie folgt; Sie seien als Eckpfeiler 
der Vorsorgemedizin zur Vermeidung der 
Geburt eines aus genetischen Gründen 
kranken Kindes anzusehen. Die Beratung 
könne als wesentlicher Faktorderprimären 
Prävention den täglichen Zustrom (!) 
behinderter Neugeborener mit einer 
genetischen Krankheit wirksam reduzieren. 

Humangenetische Beratung sieht sich 
selbst als eine geburtenfördernde Institu- 
tion. Durch zuverlässige Beratung und 
Diagnosen ermutige sie Eltern, die aus 
Angst vor einem behinderten Kind kein 
Kind haben wollten, sich auf eine ‘geprüfte’ 
Schwangerschaft einzulassen. 

Der Humangenetiker Murken, München, 
behauptet, daß die Fortschritte In der 
Genetik den Blick für genetisch bedingte 
Leiden so geschärft hätten, daß es dem 
Gesetzgeberbei der Neuregelung des StGB 
möglich wurde, die kindliche Indikation in 
den Rechtfertigungsgrund des 218 a StGB 
einzubeziehen. Indem Murken die Fort- 
schritte der Technik als Motiv für den 
Einbezug der eugenischen Indikation indie 
Reform des Abtreibungspragraphen 
beschreibt, verschleiert er die Interessen, 
die die Geburten Behinderter verhindern 
wollen. 

“WerdieZahl seiner Kindernicht dem Zufall 
überläßt, wird sich auch Gedanken über 
die Gesundheit der gewünschten Kinder 
machen.” (Murken, 1978, 314) In diesem 
Sinne wird genetische Beratung mit der 
möglichen Konsequenz des selektiven 
Abbruchs zu einer einfachen Vorsorge, die 
verständlicher Teil moderner, planender 
Lebensführung scheint. 

So wird die Angst von Frauen und Männern 
vorbehinderten Kindern ausgenutzt, uman 
Frauen zu experimentieren und neue Tech- 
nikenderQualitätskontrolle durchzusetzen. 
Frauen übernehmen diese Maßstäbe, die 
sich an der Leistungsfähigkeit orientieren. 
Leistungsfähigkeit wird über Qualitäts- 
kontrollen durchzusetzen versucht. Qualität 
heißt Nicht-Behinderung. Solche Maß- 
nahmen grenzen Behinderte, aber auch 
Schwache und Kranke, aus. Die eugenische 
Indikation, die als Zwangsmaßnahme in 
einem totalitären Staat eingerichtet wurde, 
wird heute freiwillig von den allermeisten 
Männern und Frauen befünvortet, ja, für ihr 
Recht gehalten. 

Die eugenische Indikation kann heute auch 
dazu dienen, Umweltschädigungen zu 
individualisieren. Jede Frau geht einzeln 
zur Beratung und fragt: Ist mein Fötus 
geschädigt? Wir sind in einer vertrackten 
Lage: Frauen werden als Mörderinnen 
hingestellt, wenn sie selbst bestimmen, ob 
sie ein Kind haben wollen oder nicht, und 
Frauen werden schon heute als verant- 
wortungslos bezeichnet, wenn sie sich 
gegen pränatale Diagnostik - oder für ein 
behindertes Kind - entscheiden. 

Es ist bemerkenswert, daß die eugenische 
Indikation als eine Zwangsabtreibung 
eingeführt wurde und heute Frauen sich 
freiwillig diesen Untersuchungen unter- 
ziehen. Wirsindfürdie Streichung des 218, 
auch wegen der eugenischen Indikation. 
Damit wäre nämlich die Normierung von 
menschlichem Leben aus dem Straf- 
gesetzbuch gestrichen. 

Sylvia Groth, Feministisches 
Frauen Gesundheits Zentrum, Berlin 

(Leicht korrigierte Fassung von 1988) 
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§ 218 - URTEIL: Auswirkungen 

auf die Schwangerschaft 

Nach dem Urteilsspruch zum 218 wurde bisher vor allem die veränderte Finanzierung des 
Abbruches breit diskutiert. Von ebenso großer Bedeutung ist jedoch, daß das Urteil auch enorme 
Auswirkungen auf die gewollte Schwangerschaft einer Frau haben wird. 

Das Urteil zum 218 wird von Frauen unter- 
schiedlich bewertet. Einige sehen darin 
einen Teilerfoig, andere eine Katastrophe 
für Frauen, ich sehe in diesem Bundes- 
verfassungsgerichtsurteit eine gezielte 
Demütigung von Frauen. 

Bisher konzentrierten sich die Kommentare 
zu dem Urteiiauf die Frage der Finanzierung 
des Schwangerschaftsabbruchs. Das ist 
ein wichtiger Punkt, aber noch viei 
bedeutsamer ist, daß nun höchstrichteriich 
Grundsätze festgeschrieben wurden, die 
dem Embryo Menschenwürde zusprechen 
und Abtreibung zu einer Tötungshandlung 
erklären. Mit diesen Grundsätzen wird der 
staatliche Zugriff nicht nur auf die 
Abtreibung, sondern auf die gewollte 
Schwangerschaft legitimiert. Schwanger- 
schaft ist eine intime und sinnliche Erfahrung 
von Frauen. Diese Erfahrung wird ihnen 
enteignet. 
Frauen werden damit nicht als ein mit 
Rechten ausgestatteter Mensch anerkannt, 
sondernsie werden auf ein Gebärgefäß 
reduziert, welches kontrolliert werden muß. 
Bevor Abtreibung als Tötung entworfen 
wurde, wurde die Leibesfrucht von 
Medizinern und Biologen als Leben definiert. 
Diese Definition legten sie aufgrund von 
Forschungen an Frauen fest. Aus na- 
turwissenschaftlicher Sicht ist Leben alles, 
was sich teilen und vermehren kann, also 
auch jede Zelle, jede Bakterie. Diese 
biologische Definition machtfürdas soziale 
Leben der Frau allerdings keinen Sinn. Sie 
ist deshalb erst recht nicht in der 
Rechtsprechung anwendbar. 
Dem sezierenden Blick der Forscher folgte 
die bildliche Ver-öffentlichüng der Leibes- 
frucht. Embryonen werden 1000-fach 
vergrößert und damit der Blick auf die Frau 
verstellt. Alle kennen die Bücher, in denen 
die Entwicklung der Leibesfrucht in 
Einzelheiten und in Farbe dargestellt ist. 
Auf diesen Bildern gibt es nur noch 
Riesenembryos, die ein eigenes Leben zu 
haben scheinen. Die Frau sehen wir 
höchstens in der Einleitung und zum Schluß 
des Buches. Sie ist nicht mehr erkennbar 
und scheinbar gar nicht der Mittelpunkt. 
Auch gibt es Bücher, in denen Psychologen 
den Frauen erzählen, was ire Leibesfrucht 
angeblich empfindet. Mit diesem Öffent- 
lichmachen derSchwangerschaft wird diese 
dem Zugriff der gesamten Gesllschaft 
preisgegeben und damit der Intimsphäre 
der Frau enthoben. Zu Experten machen 
sich Ärzte, Psychologen, Pädagogen. Staat 
und Juristen bewachen die Leibesfrucht. 
Der Körper der Frau ist zum öffentlichen 

Raum geworden. Die Frau wird auf ein 
biologisches Brutgefäß reduziert, sie selbst 
scheint Nebensache zu sein. 

Die naturwissenschaftliche Definition von 
Leben macht sozial keinen Sinn, sie ist eine 
künstliche Konstruktion, Trotzdem - oder 
gerade deshalb - berufen sich die 
Abtreibungsgegner (einschließlich der 
Verfassungsrichter) auf sie. Sie erwecken 
damit dem Eindruck, daß das Abtreibungs- 
verbot eine logische Folgerung davon sei, 
daß es sich bei der Leibesfrucht um Leben 
handele. Tatsächlich ist es aber umgekehrt: 
es steht nicht zuerst die Definition von 
Leben,sonderneswirdzuerstdie We rtu n g 
gesetzt, daß “Abtreibung = Tötung” sei und 
erst in der Folge eine Definition vom Embryo 
als ein menschliches Leben getroffen, um 
diese Wertung zu legitimieren. 

es gibt gesellschatlich keine einheitliche 
Anschauung üer Abtreibung, es stehen sich 
unteschiedliche Auffassungen und un- 
terschiedlich verteilte gesellschaftliche 
Macht gegenüber. Im Fall des 218 hatten 
Frauen nicht die Macht, ihre Position, die 
mehrheitlich die freie Entscheidung über 
die Schwangerschaft war, politisch durch- 
zusetzen. Das Gesetz spiegelt lediglich 
diese politischen Machtverhältnisse wider, 
nicht aber objektivierbare Wertungen. Der 
Vorwurf, Abtreibungsbefürworter würden 
gegen Prinzipien der Menschenwürde 
verstoßen und Grundwerte der Gesellshaft 
mißachten, entbehrt jeder Grundlage. 
Neu dagegen ist, daß in unserer nicht reli- 
giösen Gesellschaft religöse Anschauungen 
einer Minderheit in den Rang von Ver- 
fassungsurteilen erhoben werden. 

Tötungsideologie 

Die Richter haben in der Urteilsbegründung 
ein totalitäres Konzept entwickelt, welches 
eine flächendeckende Indotrination über 
Abtreibung als Tötungshandlung vorsieht. 
Zu dessen Verstärkung werden gesell- 
schaftliche Institutionen und Einrichtungen 
in diese Politik eingebunden. Beratungs- 
stellen, Ärztinnen, medizinische Fachkräfte, 
Sozialarbeiterinnen, Presse, Einrichtungen 
der gesundheitlichen Beratung und 
sexuellen Aufkläung sind nun verpflichtet, 
an der “Schutzaufgabe gegenüber dem 
ungeborenen Leben” mitzuwirken. “Der 
Schutzauftrag verpflichtet den Staat ferner, 
den rechtlichen Schutzanspruch des 
ungeborenen Lebens im allgemeinen 
Bewußtsein zu erhalten und zu beleben.” 
(Leitsätze, 2) 

Die bedeutet eine Gesinnungskontrolle der 
ganzen Gesellschaft. Sie widerspricht 
zutiefst den demokratischen Grundsätzen 
der Meinungsvieltalt. 

Die Definition des Embryo als schätzens- 
wertes Leben hat somit Bedeutung weit 
über die Abtreibung hinaus. Sie legitimiert 
staatlichen Zugriff auf die gesamte 
Schwngerschaft, so daß Zustände zu 
enwarten sind, wie sie bereits aus den USA 
bekannt sind: Dort wurden Frauen zu 
körperlichen Eingriffen wie Kaiserschnitten 
gezwungen, als sie sich weigerten, riefen 
Krankenhausärzte das Gericht an, weiches 
kurzerhand die Frauenentmüdigte und dann 
gerichtlich die Operation “zum Wohle des 
Kindes” durchsetzte. Aber wir brauchen 
gar nicht so weit zu fahren. Im vergangenen 
Jahr erlebten wir in Erlangen die medi- 
zintechnische Fortsetzung derSchwanger- 
schaft an einer hirntoten Frau. 

Solche Zwangsmaßnahmen werden mit 
diesem Urteil nicht nur möglich, sondern 
sie scheinen geradezu geboten, da der 
Schutz des ungeborenen Lebens auch 
gegenüber den Interessen und Bedürf- 
nissen der Schwangeren vorgeht und gegen 
sie durchgesetzt wird. In Zukunft sie also 
ärztliche Zwangsmaßnahmen an der 
schwangeren Frau, z.B. Fruchtwasser- 
untersuchungen, Operatinen am Fötus usw. 
legitimiert. 

Das Urteil zum 218 bedeutet für Frauen 
einen Tiefschlag gegen ihr Recht auf 
Selbstbestimmung, spricht Behinderten ihr 
Recht auf Dasein ab. (Ohne dieses jetzt 
weiter ausführen zu können: Ich beziehe 
mich auf die eugenische Indikation, welche 
bei nicht der Norm entsprechenden 
Embryos eine Abtreibung vorsieht. - vergl. 
Clio 29: Eugenische Indikation, Was ist 
Leben) Es setzt Frauen, die abtreiben 
wollen, Demütigungen und Erniedrigungen 
aus. Unter Inkaufnahme von Demokratie- 
verlust ist im Urteil eine Kontrolle von Frauen 
und Gesinnungskontrolle der ganzen 
Gesellschaft durchgesetzt worden. Das 
Urteil hat viele weitreichende Konse- 
quenzen für Frauen. Es ist in seiner jetzigen 
Fassung nichtakzeptabel, so daß unbedingt 
für die Abschaffung des 218 weitergekämpt 
werden muß. 

Roscha Schmidt, Berlin 

Übernommen mit freundlicher Geneh- 
migung aus Clio Nr. 37/1993 
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FEHLBILDUNGSREGISTER 

Ein Netz von 

Überwachungszentren 

Vor wenigen Monaten geisterten Berichte über die Entstehung von sog. 'Fehlbildungsregistern 
durch die Presse. Ludger Weß aus Hamburg hat sich des Themas angenommen und beschreibt 
in seinem nachfolgenden Bericht Kontinuitäten und Hintergründe. 

“Von der Wiege bis zur Bahre - Formulare, 
Formulare" lautete der kollektive Stoßseuf- 
zer von Krankenschwestern, Hebammen 
und Medizinern während des “Dritten 
Reichs". Die NS-Gesundheitsbürokratie 
hatte mit Hilfe vielfältiger Meldebögen, die 
an die lokalen Gesundheitsämter oder an 
besondere reichsweit operierende Stellen 
abgeliefert werden mußten, innerhalb 
weniger Jahre ein engmaschiges Netz der 
gesundheitlichen und sozialen Über- 
wachung geknüpft. Die Gesundheitsämter 
führten seit 1934 Erbkarteien, in denen 
“Erbkrankheitsverdächtige” und ihre 
Familien sowie nach der Einführung der 
“Ehetauglichkeitszeugnisse” auch Ehe- 
willige und Bewerber um Ehestandsdar- 
lehen erfaßt waren. Ab 1935/36 kamen die 
in den Heil-und Pflegeanstalten im Rahmen 
der “erbbiologischen Bestandsaufnahme" 
erhobenen Daten hinzu. Einen dritten 
Erfassungsschwerpunkt bildeten die 
“kriminalbiologischen” Erhebungen in 
Zuchthäusern, Gefängnissen und Arbeits- 
anstalten. Ab 1936 wurde diese Registrie- 
rung um die sogenannten Gemeinschafts- 
fremden ergänzt. Zwar hatte die erbbio- 
logische Erfassung der Bevölkerung auch 
ihre Grenzen - Kompetenzwirrwarr, 
nachlassendes politisches Interesse und 
technische Probleme der Bewältigung der 
Datenflut machten die geplante zentrale 
Auswertung zunichte - aber die Konse- 
quenzen für die Betroffenen waren furcht- 
bar. Gefahndet wurde in den Gesundheits- 
ämtern, Reichsausschüssen und Sammel- 
stellen nach Menschen mit körperlichen, 
geistigen und sozialen Auffälligkeiten, 
denen dann administrative Zwangsmaß- 
nahmen drohten: Heiratsverbote, Sterili- 
sierung, “Entmannung", Zwangsabtreibung, 
Sicherheits- und Anstaltsverwahrung, 
Einweisung ins Konzentrationslager. 
Eine verhängnisvolle Allianz aus Wissenr 
schaftlern, Sozialpolitikern und Gesund- 
heitsbürokraten wollte die “erbliche 
Belastung des deutschen Volkes” verringern 
und Kosten sparen. Ende 1939 schließlich 
wurde die Meldepflicht für “mißgestaltete 
usw. Neugeborene” eingeführt ■ zunächst 

20 für Neugeborene und Kinder im Alter bis zu 
drei, später dann bis zu 16 Jahren. Ein 
“Reichsausschuß zur wissenschaftlichen 
Erfassung erb- und anlagebedingter 
schwerer Leiden" sammelte die Mel- 
debögen. Die Gutachter dieser Zentrale 
entschieden überdas Schicksal derKinder, 

die zur weiteren Beobachtung oder zur 
Tötung in “Kinderfachabteilugen” ein- 
geliefert wurden. Mindestens 6.000 Kinder 
wurden mit diesem Verfahren umgebracht. 
Die 1934 begonnene "erbbiologische 
Bestandsaufnahme” hat, so läßt sich 
konstatieren, ideologisch und bürokratisch 
den Weg in die Anstaltsmorde geebnet, die 
- so war es geplant - öffentliche Ver- 
waltungspraxis werden sollten. 

Diese historische Erfahrung, daß Er- 
fassungsprojekte, die auf die Identifizierung 
von bestimmten Gruppen abzielen, immer 
auch zu admin istrativen Maßnahmen führen 
und sozialpolitische Konsequenzen haben, 
zwingt zu einem geschärften blick auf 
heutige Projekte. 
In aller Stille sind in den letzten Jahren 
sozialmedizinische Datensammlungen 
begonnen worden, die auf eine Gesamt- 
beobachtung des Lebens abzielen. Erstein 
relativ neues Modellprojekt erregte in den 
letzten Monaten einiges Aufsehen. Seit 
Ende 1989 werden in Mainz alle Neu- 
geborenen aus drei Kliniken gründlichst 
untersucht und bei festgestellten “Fehl- 
bildungen” in einer Datei gespeichert. Über 
12.000 Babies sind bislang untersucht 
worden; bei etwa 700 davon wurde eine 
“klinisch relevante Mißbildung” konstatiert. 
Das Projekt wird von der Landesregierung 
finanziert, ein paralleles Vorhaben, das seit 
Mitte 1992 in Magdeburg läuft und dessen 
Daten ebenfalls in Mainz ausgewertet und 
gespeichert werden, wird vom Bundes- 
gesundheitsministerium finanziert. 

Nach Auffassung des rheinland-pfälzischen 
SPD-Sozialministers Galle und der Bundes- 
ärztekammer soll dieses Fehlbildungs- 
register möglichst rasch auch in anderen 
Bundesländern eingeführt werden. Die 
bereits seit langem bestehende Meldepflicht 
für Fehlbildungen wird nämlich nicht 
eingehalten, weil Ärzte und Hebammen die 
vorgesehene Rubrikaufdem Entbindungs- 
zettel meist unausgefüllt lassen, so daß in 
der amtlichen Statistik nur 10% aller 
Fehlbildungen erfaßt werden. Geplant ist 
daher, diese Meldepflicht "durch ein Netz 
von Überwachungszentren sinnvoll und 
effektiv zu ersetzen. Das Prinzip der 
multizentrischen Überwachung entspräche 
dem der Überwachung von Luft-, Wasser- 
und Bodenqualitäten...’’, heißt es in einer 
Kurzbeschreibung des Projekts. Geplant 

sind etwa zehn solcher “perinataiogischen 
Zentren”, in denen etwa 50.000 Kindern, 
das sind ca. fünf Prozent aller in der 
Bundesrepublik geborenen Kinder erfaßt 
würden. Damit wollen sich Wissenschaftler 
und Gesundheitsbürokratie vorerst begnü- 
gen, Ein flächendeckendes Fehlbildungs- 
register hält die Bundesärztekammer für 
z.Z. finanziell und politisch nicht durchsetz- 
bar. 
Aus dem in dem Mainzer Pilotprojekt 
verwendeten Erhebungsbögen geht her- 
vor, daß auch die kleinsten “Auffälligkeiten” 
der Neugeborenen erfaßt werden; Zu den 
“Fehlbildungen” zählen auch so unschein- 
bare Merkmale wie angewachsene Ohr- 
läppchen, auffällige Muttermale, Kerben 
und Grübchen im Gesicht oderzusammen- 
gewachsene Augenbrauen. Neben diesen 
Daten und denen der Schwangerschaft 
und des Geburtsverlaufs wird auch eine 
Reihe von anderen Einzelheiten erhoben: 
Rauchen die Eltern, hat die Mutter während 
der Schwangerschaft Alkohol, Drogen oder 
Medikamente zu sich genommen? Welche 
Berufe üben die Eltern aus? Gibt es 
berufsspezifische Risiken? Doch dam it nicht • 
genug: Aus welchem Land kommen die 
Eltern? Wie ist ihre - so wörtlich - “Rassen- 
zugehörigkeit"? Ist die Mutter allein- 
erziehend? Wieviele Geburten, Fehl- 
geburten und Abbrüche hatte sie? Welches 
Ergebnis brachten pränatale Unter- 
suchungen? 
Jürgen Spranger, Professor für Kinderheil- 
kunde an der Universität Mainz und Leiter 
des Projekts, und seine Mitarbeiterin 
Annette Queißer-Luft verteidigen ihre 
Sammelwut mit dem hohen wissenschaft- 
lichen Anspruch des Projekts. Internationa! 
sei eben in Katalogen festgelegt, was eine 
Abweichung sei: “Und es gibt reichlich 
Normwerte, wo man für verschiedene 
Rassen, muß man sagen, also Schwarze, 
Weiße, Asiaten, Normwerte hat, wie weit 
die Augen nun auseinander sind, wie lang 
die Finger sind, wie groß die Menschen 
sind..."Und zu den “Risikofaktoren” zählen 
die Mainzer Wissenschaftler vor allem die 
Zahl der Kinder und die Konstitution, das 
verhalten und den Status der Eltern. 
Queißer-Luft hält es für wissenschaftlich 
gesichert, daß das Fehlbildungsrisiko beim 
ersten Kind niedriger ist als beim vierten 
oder fünften. Eltern, die selbst mit Fehl- 
bildungen behaftet seien, stellten ebenfalls 
ein erhöhtes Risiko dar, ebenso Alkohol-, 
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Nikotin- und Drogenkonsum. “Fehlbil- 
dungen", so ergänzt Sprenger, “entstehen 
keineswegs nur durch Umwelteinflüsse; es 
hat sie bereits gegeben, lange bevor es 
Chemie werke, Müllverbrennungsanlagen 
oder Hauptverkehrsstraßen gab. Warum 
also sollten wir uns auf die Umwelt 
beschränken und so gravierende Faktoren 
wie soziale Deprivation oder das Fehlver- 
hatten der Menschen außer acht lassen?“ 
Auf diese Weise, so wird deutlich, iäßt sich 
mit Hilfe der gesammelten Daten vor allem 
präventionsmedizin isch ope deren. An hand 
der Risikofaktoren können Hochrisiko- 
gruppen ermittelt werden, die dann zur 
Beratung aufgefordert werden können, eine 
Art “aktive Beratung", die im Ausland 
teilweise bereits praktiziert wird. Minister 
Galle teilte denn auch im Landtag mit, daß 
das Register der “gezielten Vorsorge" die- 
nen solle. Zu diesem Eindruck führt auch 
der Venweis auf das Sozialgesetzbuch V, 
den der wissenschaftliche Beirat der 
Bundesärztekammer in seinen Empfeh- 
lungen zur "Erhebung von Fehlbildungen” 
gibt. Er leitet aus der dort festgeschriebenen 
Verpflichtung der Krankenkassen zu 
Prävention und Gesundheitsberichter- 
stattung nachgeradezu eine Verpflichtung, 
zumindest aber eine Berechtigung zur 
Einführung derartiger Register ab. 

Der Anspruch des wissenschaftlichen Bei- 
rats beschränkt sich nicht auf die Erhebung 
der Fehlbildungen in den zu schaffenden 
“perinatologischen Zentren”. Neben einer 
koordinierten Datenerhebung in diesen 
Zentren sei die “systematische Er- 
schließung vorhandener und sich ergän- 
zender Datenquellen” nötig. Hierzu zählen 
vor allem die bereits bundesweit eingeführ- 
ten neo- und perinataologischen Erhe- 
bungen sowie die pränatalen Chromo- 
somenuntersuchungen. 

Seit einigen Jahren wird der größte Teil der 
Geburten und der Neugeborenen in der 
Bundesrepublik mit entsprechenden 
Fragebögen erfaßt. Auch hier we rden neben 
detaillierten medizinischen Einzelheiten 
Nationalität, Schulbildung, Familienstand 

und Beruf der Mutter bzw. des “Ernährers 
der Familie” festgehalten und gespeichert 
- in Hamburg bei der Kassenärztlichen 
Vereinigung. Die Bundesärztekammer 
möchte diese Erhebung enweitern und die 
Daten zentral zusammenführen. 
Da die inzwischen verbreitete Pränatal- 
diagnostik häufig zur Abtreibung von tat- 
sächlich oder vermeintlich fehlgebildeten 
Feten führt, müssen “zur Erhebung 
möglicher genetischer Gefährdungen der 
Gesamtbevölkerung oder speziell expo- 
nierter Teilpopulationen (...) daher auch 
die Ergebnisse von pränatalen Chromo- 
somen- und Ultraschalluntersuchungen 
Brücksichtigung finden”, heißt es weiter. 
Eine bundesweite Zusammenfassung 
dieser Daten - jährlich etwa 50.000 
pränatale Chromosomenuntersuchungen, 
davon die meisten inzwischen durch 
niedergelassene Ärzte durchgeführt - wird 
bereits durch eine Arbeitsgruppe des 
Berliner Humangenetikers Kart Sperling 
vorbereitet. Auch hier sollen "relevante 
Angaben” über die Mutter gespeichert 
werden. Als Nebenprodukt erhofft man 
sich “Trendanalysen über mögliche 
Veränderungen des Inanspruchnahme- 
verhaltens'’. Auch die humangenetischen 
Zentren werden nicht vergessen, schließ- 
lich werden hier “relativgroße Zahlen auch 
seltener Fehlbildungen beobachtet". Hier 
sollen die Daten aus humangenetischen 
Beratungen und ggf. pathologische 
Befunde an abgetriebenen Feten wei- 
tergegeben wrden. 

Traum des wissenschaftlichen Beirats ist 
die übergreifende, einheitliche Doku- 
mentation, die Medzinern und Politikern 
endlich ein “kontinuierliches Monitoring des 
Fehlbildungsgeschehens" ermöglichen 
würde. 

Datenschutzrechtiich und ethisch sieht der 
Beirat keine Probleme, hält allerdings fest, 
daß die ausführlichen Untersuchungen an 
den künftigen Zentren nur nach ein- 
gehender Information und Zustimmung der 
Schwangeren oder Wöchnerin stattfinden 
sollten. Auch müsse das Recht auf Nicht- 

wissen beachtet werden. In Mainz, so bleibt 
festzuhalten, werden die Eltern über die 
Erfassung ihrer Kinder nicht informiert - die 
Erhebung sei, so Spranger ebenso wie der 
Datenschutzbeauftragte von Rheinland- 
Pfalz, anonym und daher datenschutz- 
rechtlich nicht relevant. 
Allerdings werden Geburtsdaten des Kindes 
und seiner Eltern, Geburtsnummer, Klinik 
und Postleitzahl des Wohnortes festgehalten 
- genug Daten also, um eine Rück- 
wärtsidentifizierung der Erfaßten zu ermög- 
lichen. Dies ist auch für das geplante große 
Fehlbildungsregister beabsichtigt. Da die 
Daten allein nämlich nur eine Häufung von 
Fehlbildungen, nicht aber deren Ursachen 
aufklären können, sollen neben öko- 
logischen Studien auch Fall-Kontroll-Studien 
und Einzelbeobachtungen möglich werden, 
denn: "Zeigt sich bei der Anaiyse der 
anonymisierten Daten, daß zur Abklärung 
auffälliger Auswertungsergebnisse Zusatz- 
untersuchungen erforderlich werden, für 
deren Durchführung ein Personenbezug 
benötigt wird (...), so muß hierzu mit Hilfe 
von Referenznummern über den jeweils 
betreuenden Arzt das Einverständnis der 
Betroffenen zur weiteren Datenerhebung 
eingeholt werden." Völlig im Dunkeln 
verbleibt vorläufig noch der Umgang der 
Kassen mit den Daten, die ihnen ebenso wie 
einer zukünftigen zentralen erfassungs- und 
Auswertungsstelle zufließen - allerdings 
ohne anonymisiert worden zu sein. 

Die Sammelwut von Daten im Gesundheits- 
wesen ist grenzenlos geworden. Die jetzt 
geborenen Kinder werden in einem bisher 
nicht gekannten Ausmaß medizinisch 
überwacht und registriert: Geschichte und 
Lebensdaten ihrer Eltern, Schwangerschaft, 
Chromosomenbefunde, Geburt, erste 
Klinikaufenthalte und die Vorsorgeunter- 
suchungen werden festgehalten. Alle 
bisherige Erfahrung lehrt, daß solche 
Projekte Bratungs-, Therapie- und sozial- 
politische Handlungszwänge erzeugen, die 
angesichts der Entwicklungen im Gesund- 
heitswesen Anlaß zu ernsten Befürchtungen 
geben. Eltern mit Fehtbildungen gelten 
ebenso wie Frauen mit bereits zwei oder 
drei Kindern in Zukunft als Risikogruppe. 
Sie werden - schreiten derartige Projekte 
fort - in Zuku nft verstärktem Druck ausgesetzt 
sein, medizi nische Beratungs- u nd Therapie- 
vorstellungen zu akzentieren. Erinnert sei 
an den ersten großen Referentenentwurf 
zum Embryonenschutzgesetz, der die Miß- 
achtung ärztlicher Empfehlungen durch die 
Schwangere als “Embryoschädigung” 
strafrechtlich sanktionieren wollte. Den 
Kindern wiederum drohen Diagnosen und 
Entwicklungsprognosen auf den Leib 
geschrieben zu werden, aus denen es kein 
Entkommen mehr gibt. 

Es wird allerhöchste Zeit, daß sich die 
Betroffenen über die Tatsache ihrer 
Regelerfassung und die Zielrichtung der 
damit verbundenen Auswertungspro- 
gramme klar werden und über die Ver- 
wendung ihrer Daten entscheiden. 

Ludger WeB, Hamburg 
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RISIKO - MANAGEMENT 

Gesellschaftliche 

Geburten-KontroUe 

Bevölkerungspolitik auf die ieise, 'saubere' Art in der Bundesrepublik; das Ineinandergreifen 

verschiedener Kontroil- und Überwachungssysteme beschreibt im folgenden Jan Kuhlmann aus 
Bremen. 

Wir erleben gerade das Zusammen- 
wachsen eines Risiko-Management- 
Systems für Schwangerschaften und 
Geburten. 
Risiko-Management bedeutet, daß erst 
Daten über große Menschengruppen 
gesammelt werden. Wissenschaft und 
Statistik leiten daraus mehrere Kategorien 
von Menschen ab, die gleiche oder 
unterschiedliche Risiken haben. Je nach 
Zugehörigkeit zur Risikogruppe, in die man 
eingeordnet wird, werden von den Einzelnen 
unterschiedliche Leistungen gefordert, 
ihnen Rechte eingeräumt oder verweigert, 
ihnen Eigenschaften zugeschrieben und 
Verhaltensnormen vorgegeben. Das soll 
dazu dienen. Gefahren zu vermeiden und 
Ressourcen auszuschöpfen. 

Menge und Qualität des menschlichen 
Nachwuchses werden zukünftig mit drei 
Systemen kontrolliert und gesichert: mit 
dem “Schutzkonzept” des Bundesver- 
fassungsgerichts gegen Schwanger- 
schaftsabbruch, mit den Datenbanken zur 
Erhebung angeborener “Fehlbildungen” 
gemäß den Empfehlungen der Bundes- 
ärztekammer, und mit der Gesundheits- 
Chipkarte der Krankenkassen und Ärzte- 
verbände. 

Es ist fast anzunehmen, daß die Initiato- 
rinnen jedes der drei Systeme von den 
anderen kaum wissen. Aber alle Planungen 
sind Ausdruck einer gesellschaftlichen 
Stimmung, eines Trend zum Risiko- 
Managment durch Kontrolle und Ver- 
waltung." 

Das “Schutzkonzept” des 

Bundesverfassungsgerichts 

Der § 218-Entscheidung 1993*> liegt die 
Einschätzung des Verfassungsgerichts zu- 
grunde, daß “Männer wie Frauen vielfach 
ihre eigenen Lebensvorstellungen über- 
bewerten und diese auch dann nicht 
zurückzustellen bereit sind, wenn es bei 

22 objektivem Nachvollziehen ihrer indi- 
viduellen Lebenssituation zumutbar 
erscheint."(Grür]de, D.H.4.). Gegen diese 
um sich greifende Haltung setzt das Gericht 
die Pflicht des Staates, ein “Schutzkonzept" 
für das “ungeborene Leben” zu venwir- 
klichen. Von Staat und Beratungsstellen 

müssen “die Personen in 
das Schutzkonzept ein- 
bezogen werden, die - sei 
es positiv, sei es negativ - 
in einem Schwanger- 
schaftskonflikt auf den 
Willen der Frau Einfluß 
nehmen können." Außer 
dem Arzt seien das “Per- 
sonen des familiären und 
des weiteren sozialen 
Umfelds einer schwan- 
geren Frau", wie der 
Erzeuger, die Eltern von 
Minderjährigen und die 
Vermieter und Arbeit- ' 
gebet der Frau. Für die Venwandten und 
Partner seien “strafbewehrte Verhaltens- 
gebote und -verböte unerläßlich", um sie 
anzuhalten, die Frau nicht zum Abbruch zu 
“drängen" und ihr während der Schwan- 
ge rschaft “den Ihnen zumutenden Beistand 
(...) nicht in verwerflicher Weise vor- 
zu0f7t/7a/fen”.FürVermieterundArbeitgeber 
ist “zu prüfen”, ob vergleichbare Sanktionen 
auch gegenüber Personen des weiteren 
sozialen Umfeldes vorzusehen sind". 
(Gründe, D.III.I.b., D.VI.2,a„ D.VI.2.b.) 

Nicht nur der Körper der Frau gehört zum 
Umfeld des Fötus, den der Staat kontrolliert. 
Auch auf ihre sozialen Beziehungen, zu 
Ehemann, Eltern, Vermieter und Arbeitge- 
ber, muß sich die Zwangsberatung be- 
ziehen, sie sollen einbezogen werden. Zur 
ständigen Wirkungskontrolle des Schutz- 
konzeptes sollen zum einen die Protokolle 
dienen, die bei der Zwangsberatung 
angefertigt werden. In ihnen werden 
Informationen zu “hinzugezogenen dritten 
Personen” anonym festgehalten. Zum 
anderen müsse der Staat dafür sorgen, 
"daß die für die Beurteiligung der Wirkungen 
des Gesetzes notwendigen Daten plan- 
mäßig erhoben, gesammelt und ausge- 
wertet werden. Verläßliche Statistiken (...) 
über die relativen Quoten, die sich aus dem 
Verhältnis der Abbruchzahl zur Gesamtbe- 
völkerung, zur Zahl der Frauen im 
gebärfähigen Alter, zur Zahl der Schwanger- 
schaften oder der Lebend- und Totgeburten 
Insgesamt errechnen", seien dazu “uner- 
läßlich". (Gründe, E.IV.1 .c.) 

Andererseits erklärt das Gericht die 
“embryopathische Indikation" für “recht- 
mäßig”. Das heißt, wenn die Frau ein 
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behindertes Kind zur Welt bringen würde, 
darf sie “rechtmäßig” abtreiben. Bemer- 
kenswert ist eine - gegenüber der ersten 
Abtreibungsentscheidung - radikalisierte 
Sprache. Die Verfassungshüter erklären 
jetzt, daß “die Tötung des einzelnen Lebens" 
bei “Unzumutbarkeit" “edaubt" sei. “Der 
Rechtsstaat darfeine Tötungshandlung(...) 
zum Gegenstand seiner Finanzierung 
machen, wenn sie rechtmäßig ist". (Gründe, 
Dtll.2.b.bb., E.V.2.b.) Damit erklärt das 
Gericht gleichsam nebenher die Tötung 
behinderterNeugeborenerfür“rechtmäßig”. 
Auch eine “Euthanasie auf Krankenschein” 
erscheint denkbar, wenn das Leben von 
Behinderten förderen Umfeld “unzumutbar” 
wird," 

Datenbank zur Erhebung 

von “Fehfbildungen”: 

Flächendeckende Über- 

wachung der Embryo- 

Qualität 

In einer Empfehlung des wissenschaftlichen 
Beirats der Bundesärztekammer wird 
vorgeschiagen, flächendeckend die 
Ergebnisse von Vorsorgeuntersuchungen 
von Schwangeren und von Untersuchungen 
an Neugeborenen in Datenbanken zu 
erfassen. Das Ziel besteht darin, “Ri- 
sikofaktoren” bei den Eltern zu entdecken, 
die statistisch mit dem Auftreten von 
“Fehlbildungen” bei den Neugeborenen in 
Verbindung gebracht werden können. Als 
Ziel wird genannt, “die möglichen Zu- 
sammenhänge zwischen Umwelt und 
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Eine Entscheidung 
mit gesundem Menschenverstand 

? Mit moinir Unterschrift bestätig« ich. daß ich bei der 
J ausstellenden Krankenkasse versichert bin. 
1 Diese Veraichertenkarte ist nicht übertragbar. 

Die neue Krankenversicherungskarte 

Krankheit zu beobachten und die Grund- 
lagen zur Vorbeugung beziehungsweise 
Verhütung solcher Zusammenhänge 
bereitzustellen. ” 

Die Ergebnisse der Erhebung können bei 
der Abtreibungs-Beratung des Arztes, und 
in den Vorsorgeuntersuchungen und 
humangenetischen Beratungsstellen 
benutzt werden. Näheres hierzu im Artikel 
von Ludger WeB in dieser Ausgabe der 
Yandschau’. 

Gesundheits-Chipkarte 

Beginnend mit dem 4. Quartai 1993 werden 
alle Mitglieder der gesetzlichen Kranken- 
kassen, also 85 % der Bevölkerung, mit 
einer Krankenversicherungs-Chipkarte 
ausgestattet. Auf der Chipkarte sollen 
zunächst nur Versichertendaten stehen, 
keine medizinischen Daten. Aber das soll 
sich ändern. Nach den erklärten Absichten 
derKrankenkassenund Ärzteve rbände sol I 
die Karte später auch Gesundheitsdaten 
speichern. Krankenkassen und Ärz- 
teverbände achten schon heute darauf, 
daß eine technische Kompatibilität zur ge- 
planten “Gesundheits-Chipkarte” gesichert 
ist. 

In die deutschen Chipkarten sollen dann 
auch “Mutterpässe” integriert werden. So 
fordert es ein Memorandum zur Chipkarte, 
das von der wissenschaftlichen Creme der 
deutschen medizinischen Informatiker, von 
führenden Konzernen (IBM, Siemens, 
Dornier) und Ärztefunktionären unterstützt 
wird. 
Aberauch ohne eine Erweiterung der Karte 
kann die Vor- und Nachsorge bei Schwan- 
gerschaft und Geburt bald computer- 
kontrolliert werden. Denn die jetzt aus- 
gegebene Karte soll dazu dienen, Mel- 
dungen über die Behandlung der Ver- 
sicherten maschinenlesbar von der 
Arztpraxis in die Computer der Ärztever- 
einigungen und Krankenkassen zu schik- 
ken. Dort kann per EDV geprüft werden, ob 
Schwangere und Kleinkinder die vor- 
geschriebenen Vor- und Nachsorge- 
untersuchungen absolvieren, und welche 
Ergebnisse diese haben. Bei regelmäßiger 
Teilnahme am Programm winken der Frau 
Beitragsermäßigungen, bet Nichteinhaltung 
hagelt es Nachfragen von Arzt und Kran- 
kenkasse. 

Schwangerschaftsvor- 
sorge bedeutet heutzu- 
tage oft eine Untersu- 
chung auf “genetische Ri- 
siken” und andere “Risiko- 
faktoren”, um die Geburt 
behinderter Kinder mög- 
lichst durch rechtzeitige 
Abtreibung zu verhindern. 

Ist dann das Kind geboren, 
beginnt die zweite Phase 
der “fürsorglichen Be- 
lagerung” der Frauen. 
Schon in den heutigen 
Papier-Mutterpässen ge- 
hören zur Untersuchung 
von Kleinkindern eine 

Vielzahl penibler Tests, ob die Entwicklung 
der Kinder “planmäßig” verläuft. Zukünftig 
werden Abweichungen vom vorgegebenen 
Muster der “normalen Entwicklung” gleich 
dem neuen Erdenbürger zugeschrieben: 
im Computer der Krankenkasse oder auf 
der Chipkarte. Spätere gesundheitliche 
Probleme des Kindes oder des Er- 
wachsenen erscheinen dann - wegen der 
“frühkindlichen Entwicklungsstörung" - in 
einem ganz neuen Licht, Besonder bei 
Zuhilfenahme der “Risikofaktoren” der 
Eltern. Eines Tages werden das “Informa- 
tionen”, die mitbestimmen, welche Schule 
man besuchen, welchen Job man anstreben 
kann, und ob und mit wem jemand selbst 
wieder Kinder in die Welt setzen soll. 

Fürsorgliche 

Belagerung der Frauen 

Anders als in früheren Krisenzeiten, 
kommen die neuen Kontrollprogramme 
ohne Zwang aus. Sie erscheinen als mehr 
oder wenigerfreundliche Hilfsangebote. Sie 

sind “nur zum Besten” der Frau und des 
Kindes. Es gibt keine direkt Angegriffenen, 
die sich beschweren könnten. 

Eine Kritik ist nur von einem “moralischen”, 
unmodernen Standort aus möglich. Die 
Frage ist, ob wir uns anpassen können an 
eine Welt, in der die von Senta Trömel- 
Plötz so genannten “gespenstischen 
Utopien der Männer" schrittweise ver- 
wirklicht werden. 

Jan Kuhlmann, Bremen 

Anmerkungen: 
Vgl. dazu Kuhlmann, Jan: Bürger auf Karten, 

Totalerfassung durch sozialökologische Ratio- 
nierung, in: Blätter (ür deutsche und inte mationale 
Politik, November 1993, S. 1333 -1346 

BVerfG vom 28.5.93,2 BvF 2/90, Europäische 
Grundrechte-Zeitung 1993, S. 229 ff. 

Verglichen mit dem Abtreibungsurteil 1975, 
steht der größeren fundamentalistischen 
Aggressivität der Meh rheit eine zah m gewordene 
Kritik gegenüber. 1975 hatte die Richterin Rupp- 
von Brünneck im gemeinsamen Sondervotum 
mit dem Richter Simon (BVerfG E 39, S. 68 ff, 80) 
noch geschrieben; “Nach Auffassung der 
unterzeichnenden Bichterin ist die Weigerung 
der Schwangeren, die Menschwerdung der 
Leibesfrucht in ihrem Körper zuzulassen, nicht 
allein nach dem natürlichen Empfinden der Frau, 
sondern auch rechtlich etwas wesentlich anderes 
als die Vernichtung selbständigen Lebens." In 
den Sondervoten derdrei dissentierenden Richter 
zum neuen Abtreibungsurteil stimmen diese 
dagegen dem Ausgangspunkt, die Abtreibung 
sei “Tötung” von "Leben” ausdrücklich zu. 
Dadurch entziehen sie einem möglichen 
Widerspruch gegen ‘Euthanasie’ selbst den 
Boden und werden zu Mittätern bei der - im 
wahrsten Sinne des Wortes - mörderischen 
Konsequenz der Mehrheit. 
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ORGANTRANSPLANTATION 

Der kontrollierte Tod 

Wer an Apparaten hängt, kostet viel und bringt wenig, in Zeiten der ökonomischen Durchdringung 
aller Lebensbereiche ist das immerein Grund, “lebensverlängernde Maßnahmen ” (zu deutsch: die 

Behandlung) zu beenden. Doch sterbende Menschen sind nicht nur teuer, sondern auch wertvoll; 
Jedenfalls ihre Organe, solange sie funktionierren. Dieser Umstand kann darüber entscheiden, 
wann der/die Sterbende “abgeschaltet” bzw. für tot erklärt wird. Erika Feyerabend über den 

“kontrollierten Tod” als letzte Konsequenz der Menschenverwertung. 

Weltweit werden heutzutage Sterbenden - 
zu Hirntoten erklärten Menschen - Organe 
weggenommen. Die Transplantations- 
medizin braucht das Sterben der einen, um 
die medizinisch hergestellte Therapie- 
hoffnung der anderen zu erfüllen. 

Diese Medizin hat hauptsächlich ein 
Problem: den Mangel an Organen, um 
“Überleben-zu-machen”. Laut Eurotrans- 
plant, dereuropäischenOrgan-VerteilungS" 
Agentur, wurden 1992 in der BRD 2034 
N ieren transplantiert, der behauptete Bedarf 
wurde mit 9839 veranschlagt. 518 Herzen 
wurden ortsgewechselt, 1307 hätten es 
sein sollen. 
Für die USA wird in der Zeit zwischen 1988 
und 1991 von UNOS, der dortigen 
Verteilungs-Organisation, eine 55% 
Steigerung der Anzahl von Transplan- 
tationskandidaten verzeichnet, 1993 sollen 
30.000 potentielle Empfänger registriert 
worden sein. 
Diese Menschen sterben nicht mehr an 
ihren Krankheiten, sondern versterben auf 
den Wartelisten - in Ermangelung von 
Organ-Ersatzteilen. 

Zu wenige aber scheiden aus dem Leben 
unter Erfüllung der geltenden Hirntod- 
Kriterien, und nicht alle sind bereit, ihren 
Wunsch, selbst und unversehrt ihr Leben 
zu beschließen, den Bedarfsprognosen und 
Apparatekapazitäten derTransplantations- 
zentren zu opfern. Zusätzlich werden die 
Verbesserung der Autosicherheit, die 
Anschnall- und Helmpflicht, in den USA die 
Verschärfung der Gesetzgebung zum 
Waffenbesitz, verdächtigt, zur Reduzierung 
des "Spender-Aufkommens” beizutragen. 
Ohne das mörderische Verkehrswesen 
wäre der derzeitige Ausbau des Trans- 
plantationswesens undenkbar. 

Der mittels Statistik und Heilungsver- 
sprechungen geschaffene "Mangel” soll 
behoben werrden. in Pittsburgh (USA) 
versucht man d ie “kontrol I ie rt” ve rstorbenen 
Herztoten (im Fachjargon Non-Heart- 
Beating-Cadaver-Donors, abgekürzt 
NHBCDs) benutzbar zu machen, um den 
“Organ-Pool” zu erhöhen. Prognostiziert 
werden bereits jetzt Steigerungsraten von 
20 - 25 %. 

Pittsburgh: Supermarkt 

der Körperstücke 

Pittsburgh ist eines der weltgrößten 
Transplantationszentren. Alle 18 Stunden 
wir hier It. Touristenführer ein Organ ver- 
pflanzt. Die ehemalige Stahlstadt hat den 
Wechsel von der Schwerindustrie zur 
Körperindustrie geschafft. Im Stadtteil Oak- 
land arbeiten rund 20.000 Menschen in 
verschiedensten medizinischen For- 
schungszentren, Krankenhäusern, Trans- 
plantationsabteilungen, Vor- und Nach- 
sorge-Diensten für Organempfänger, 

Jede/r hier weiß um die Nutzarmachung 
des Sterbens. In Bussen und auf Reklame- 
tafeln wird in großen Lettern geworben: “Do 
your part - sign your donor card” - 
Unterzeichnen Sie Ihren Spendeausweis. 
Oder: “Make a gift of life” - Schenke Leben. 
In die Schlagzeilen geriet Pittsburgh zuletzt 
mit einem medizinischen Experiment. Bei 
einem 5jährigen Mädchen wurden gleich 7 
Organe auf einmal ausgewechselt. Das 
Kind verstarb zwei Monate nach der 
Operation. 

1991 wurde in den USA die nationale 
Verteilung von Körperstücken verändert. 
Die großen Zentren beklagen seither den 
Rückgang der “Organzufuhr”, denn nun 
muß erst auf lokaler und regionaler Ebene 
der “Bedarf an Organen in den jeweiligen 
Hospitalen nachgefragt werden, bevor auf 
nationaler Ebene die großen Zentren 
bedient werden. 
Die Umstrukturierung wurde bezeich- 
nenderweise in der “Pittsburgh Business 
Times” wie folgt kommentiert: “Dr. (ein 
Transplantations-Chirurg) und andere 
glauben, daß das förderale Regulations- 
system zur Organbeschaffung und Ver- 
teilung ... Pittsburghs Rolle als ein Zentrum 
der Transplantationschirurgie ... de- 
montieren wird und statt dessen das 
Überleben neuer, kleiner Zentren im Lande 
unterstützt ... Der Kampf um Organe 
zentriert sich auch um Geld. Transplan- 
tationschirurgie, erzeugt große Teile 
des Einkommens von Krankenhäusern, wie 
auch transplantationsbedingter Dienste.”' 

Euthanasie 

zur Verwertung 

“Der Kampf um Organe” zentriert sich um 
den “verwertbaren Faktor” (Primo Levi) im 
herztoten Menschen. 
Zwei Methoden werden praktisch erprobt. 
Die Regionale Organbank in Illinois 
bemächtigt sich der Körperstücke nach dem 
“unkontrollierten Tod"^ Menschen, die in 
der Notfallabteilung eines Krankenhauses 
landen, werden augenblicklich nach dem 
Herstillstand stückweise gekühlt. Ohne 
Einwilligung des/der Betroffenen oder 
Angehörigen werden Katheder in Nieren 
und Bauchraum gelegt. So werden “in situ” 
- im Körper - Nieren mittels Kühlflüssigkeit 
konserviert. Danach werden die Ver- 
wandten in Kenntnis gesetzt und die   
Organwegnahme erbeten. Eite zum 
Handeln ist geboten, um eine Schädigung 25 
derOrganezu vermeiden. Lange Debatten 
mit Angehörigen machen die Körperstücke 
unbrauchbar. 
Eine andere Verfahrensweise ist die 
“Organentnahme von herztoten Spendern, 
bei denen Zeit und Ort des Todes kontrolliert 
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wurden”.^ Im Pittsburgher Stadtgebiet 
wurden auf diese Weise bei 8 Patientinnen 
15 Nieren und 4 Lebern “abgeerntet” - wie 
es im englischen Sprachgebrauch heißt. 

In den “Pannwitzblick” (Prime Levi) der 
Medizin geraten Menschen mit Muitipler 
Sklerose, schweren Atmungs- und Herz- 
erkrankungen und Hirnverletzte, die die 
gängigen Hirntod-Kriterien nicht erfüllen. 
Essind Patientinnen, die des Lebens müde 
sind; die “wegen ihrer Lebensqualität 
angefragt (haben), lebensverlängernde 
Maßnahmen abzubrechen” und “die 
Abgabe ihrer Organe erwünschen”.^ Noch 
lebend werden sie in den OP gefahren; 
noch lebend werden siefürdie Explantation 
vorbereitet. Eine Medikation während der 
Entwöhnung vom Beatmungsgerät soll “nur 
bei demonstriertem Bedarf® erfolgen. Zwei 
Minuten nach Herzstillstand kann die 
Organbeschaffung beginnen. Überlegt wird 
die Teilkühlung am lebenden, ggf. be- 
wußten, Menschen vor der Behand- 
iungsunterbrechung. 

Eine genauere Betrachtung der wirklichen 
Vorgänge verstärkt den Schrecken; 
Der erste Patient verstarb nicht augen- 
blicklich nach Behandlungsbeendigung. 
Sein langsames Sterben war organ- 
schädigend. 
Der zweite Versuch betraf eine 48jährige 
Frau mit schwerer MS. Als auch sie nach 
20minütiger Entwöhnung spontan atmete, 
schlug der zuständige Chirurg eine 
Entwöhnung innerhalb weniger Minuten vor, 
um das Sterben auf die vorschriftsmäßige 
Zwei-Minuten-Spanne zu zwingen. 
Der dritte Patient wurde 20 Minuten nach 
Behandlungsunterbrechung für tot erklärt, 
obwohl ein Pulsdruck “entdeckt werden 
konnte”. “Die Organbeschaffung verlief 
ohne Zwischenfälle”® 
Der vierte Patient blieb nach Wieder- 
belebung komatös. Von ihm wird nur 
berichtet: “Acht Tage nach Aufnahme ... 
war der Patient noch nicht tot, aber alle 
bemerkten, daß er kongnitive Funktionen 
nicht wiedererlangen könnte,”^ Auch hier 
verlief die Organbeschaffung ohne Zwi- 
schenfälle. 

Verwertungsethik 

Vier Jahre lang waren mehrals 100 Experten 
damit beschäftigt, dem "kontrollierten Tod” 
bei lebensmüden Menschen zum Zwecke 
ihrer Verwertung die “ethischen” Weihen 
zu verleihen. Ad hoc-Kommittees, hos- 
pitaleigene und übergeordnete “Ethik"- 
Komm ittees d iskutierten in d iesem Zeitraum 
die Nutzbarmachung der Lebensmüden, 
MitderVerabschiedungdessog. Pittsburgh- 
Protokolls im Jahr 1992 liegen nun 
administrative und verfahrenstechnische 
Richtlinien vor. Elf Monate nach dessen 
Verabschiedung fand die erste Or- 

26 ganentnahme bei einem solchen Patienten 
statt. Mit der Veröffentlichung im Kennedy 
Institute of Ethics ist auch die internationale 
Debatte eröffnet. 

Die Kontrolle des “kontrollierten Todes” ist 
auf Berichts-Formblätter für potentielle 

Spender gebannt. Das dient der Ver- 
meidung des Vorwurfs, man betreibe hier 
aktive Euthanasie, die in den USA verboten 
ist. Die Beendigung sog. lebenserhaltender 
Maßnahmen ist gängige Praxis. Per 
Mehrheitsbeschluß einer Gruppe von 
Intensivmedizinern gilt nun das zwei- 
minütige Aussetzen des Pulses als 
ausreichend fürdieTodesbestimmungund 
kann im Formblatt dokumentiert werden. 
Wie beim Hirntod auch, orientiert sich die 
Definition des Todes an der Verwertbarkeit 
der Eingeweide. 

Wie bei herrschender Transplantations- 
praxis scheint die “informierte Zustimmung" 
des/der Betroffenen oder Angehörigen alles 
weitere zu legitimieren. Handelnde Ärzte 
gelten nur als Erfüllungsgehilfen des 
Patientinnen-Willens. Mit der Dokumen- 
tierung dieses Willens im vorbereiteten 
Formblatt ist der Verantwortung Genüge 
getan. Der Pittsburgher Intensivmediziner 
DeVita meint: “Später in diesem Meinungs- 
bildungsprozeß wurde erkannt, daß voll 
informierte Zustimmung durch potentielle 
Spender oder einen Angehörigen Behand- 
lungsweisen akzeptabler machen, die sonst 
offensiv verurteilt würden. Solche Behand- 
lungenschließen Maßnahmen vor dem Tod 
ein, die zu Gunsten des Empfängers 
unternommen werden, z.B. Transport in 
den OP und Anbringen der Kanülen für die 
Kühlflüssigkeit vor dem Tod."® 

Was aber heißt “informierte Zustimmung” 
in einer Stadt, in der die Nützlichkeit des 
Sterbenden an unzähligen Plakatwänden 
prangt; was bedeutet sie in einem Land, in 
dem ein Krankenhausaufenthalt die 
gesamte soziale Existenz gefährden kann; 
was in einerWelt, in der Fitness als höchstes 
Ideal und Gesundheit als herstellbares Gut 
gilt? 

“Leben machen”- 

“Sterben machen” 

Der Vortrag von Michel Foucault, “Leben 
machen und sterben lassen. Die Geburt 
des Rassismus”, von dem im folgenden die 
Rede ist, beschäftigt sich u.a. mit der Frage: 
Wie kann eine - von Foucault Biomacht 
genannte - Politik um den individuellen und 
den Bevölkerungskörper noch sterben 
lassen und töten? Diese Macht hat sich 
doch des “Lebens” angenommen, der 
Verlängerung seiner Dauer, der Op- 
timierung seines Verlaufs, der Beseitigung 
aufgetretener Mängel. 
Hier greift, so Foucault, der Rassismus. 
Seine Aufgabe ist es u.a. "tatsächlich 
zwischen meinem Leben und dem Tod des 
Anderen eine Beziehung zu errichten, die 
keine Beziehung militärischer oder 
kriegerischer Konfrontation ist, sondern eine 
Beziehung biologischen Typs: “Je mehrdie 
minderwertigen Rassen verschwinden, je 
mehr die anormalen Individuen eliminiert 
werden ..., umsomehr werde ich - nicht als 
Individuum, sondern als Spezie - leben.”... 
Der Tod des anderen ... wird das Leben im 
allgemeinen gesünder und reiner machen 
... der Rassismus, das ist die Ak- 

zeptabilitätsbedingung des Tötens in einer 
Normalisierungsgesellschaft.”® 

Prof. Eigier vom Klinikum Essen hat in 
seinem Vortrag am 16.11.93 anläßlich des 
26. Ärztetages im Bistum Essen die Ansicht 
vertreten, daß die gegebene Lebenszeit 
des Menschen 110 Jahre betrage. Die 
Medizin im allgemeinen und die Trans- 
plantationsmedizin im besonderen wolle 
den Tod nicht abschaffen, sondern die 
genetisch gegebene Lebenszeit gewähr- 
leisten. 

Wer aber muß sterben, um die wahnwitzige 
Idee einer maximalen Lebensdauer mit 
optimaler “Qualität” im Bevölkerungskörper 
zu erfüllen? Der zum hoffnungslosen 
Kranken Erklärte? Der/Die Behinderte? Der 
Mensch, dem es nach Lebensqualitäts- 
tabelle (im Fachjargon LQ-Index) an selbiger 
mangelt? Der/Diejenige, die nicht mehr 
therapierbar sein soll? Inden Niederlanden 
wird aktive Euthanasie durchgeführt. Da 
die Organbeschaffung von Herztoten hier 
nicht durch die Pittsburgher“Restriktionen” 
beeinträchtigt werde, könne man von einer 
noch größeren Steigerung der Anzahl 
transplantabler Organe in der Zukunft 
ausgehen. 
Die Kehrseite dessen, was Medizin 
“Überleben-Machen” nennt, ist das 
“selektive Töten” von Menschen, ist die 
planmäßige industrielle Verarbeitung des 
menschlichen Leibes. 

Erika Feyerabend 
(Genarchiv Essen, FINRAGE) 
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10 vgl. M. DeVita et.al.: History of Organ 
Donation by Patients with Cardial Death, 
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PROJEKTFINANZIERUNG 

Sozialsteuer zum selbst 

bestimmten Leben Behinderter 

Ein Instrument zur finanziellen Umverteilung 

Geld für förderungswürdige Projekt aus dem Bereich der Bewegung für Selbstbestimmtes Leben 
ist in diesen Zeiten nur schwer zu kriegen. Mit einer - zumindest für die Krüppel- und Behin- 

dertenscene - reiativ neuen idee, versucht jetzt die Interessengemeinschaft für Seibstbestimmtes 
Leben Deutschland e.V. - ISL einen Finanzfond zu schaffen, der in erster Linie den Zentren für 
Seibstbestimmtes Leben zugute kommen soil. Ottmar Miles-Paul beschreibt im Nachfoigenden 
als einer der Mitinitiatoren Sinn und Zweck einer soichen Einrichtung. 

Weshalb 

eine Sozialsteuer? 

Wenn wir uns die staatliche Behinderten- 
poiitikder ietzten Jahrzehnte in der Bundes- 
republik genauer betrachten, wird uns 
schneii bewußt, daß hier eine Poittik betrie- 
ben wurde, die weniger die Interessen von 
uns Behinderten in den Mitteipunkt steilt, 
sondern vielmehr vorrangig den Interessen 
der Wohlfahrtsverbände, Institutionsbetrei- 
bern oder den sogenannten Fürsprechern 
der Behinderten zugeneigt ist. Wie wäre es 
sonst zu erklären, daß trotz der Vergabe 
von hunderten von Milliarden DM während 
der letzten Jahrzehnte in Deutschland 
immer noch ein solch totalitäres System 
der Aussonderung und Diskriminierung 
behinderter Menschen vorherrscht. Hun- 
derttausende von behinderten Menschen 
leben immer noch in Sondereinrichtungen, 
die öffentlichen Verkehrsmittel sind trotz 
enormer Abgaben nach dem Schwer- 
behindertengesetz an die Verkehrsbetriebe 
immer noch kaum für Gehbehinderte 
zugänglich und die Behindertenorga- 
nisationen werden fast ausschließlich von 
Nichtbehinderten beherrscht. Demge- 
genüber erhalten Projekte, die von 
behinderten Menschen selbst betrieben 
werden, in der Regel kaum eine aus- 
reichende Förderung durch den Staat. 
Konkreten Forderungen der Betroffenen 
nach einem selbstbestimmten Leben 
werden Worthülsen entgegengesetzt und 
der Bewegung für Gleichstellungsgesetze 
wird die Hoffnung auf ein behutsam zu 
veränderndes Bewußtsein Nichtbehinderter 
vorgegauckelt, anstatt daß endlich ent- 
sprechende Gesetze verabschiedet wer- 
den, die uns eine Handhabe gegen Diskrimi- 
nierungen einräumen. 

Kurzum leben viele behinderte Menschen 
trotz erheblicher Geldmittel, die durch den 
Staat aus den Steuergeldern eingesetzt 
werden, immer noch in menschenun- 

würdigen Lebensbedingungen, die Nicht- 
behinderte sich nicht bieten lassen würden, 
und der Traum von einem möglichst selbst- 
bestimmten Leben in der Gemeinde ist für 
viele sogar noch ein ungeträumter Traum, 
weit die erdrückende Lobby der Behütung 
und deren Abhängigkeit dies kaum zuläßt. 
All dies wird durch unsere Steuergelder 
fortgeführt und tagtäglich fester zementiert. 
Diese Verwendung der Mittel ist nicht in 
unserem Sinne und bedarf daher einer 
konsequenten Gegenlobby, die dafür 
sorgen muß, daß die Gelder, die eigentlich 
zur Unterstützung von sozial Benachteilig- 
ten gedacht sind, in die richtigen Bahnen 
geleitet werden, die von den Betroffenen 
selbst geteert und kontrolliert werden. Daß 
dies möglich ist, zeigt uns ein Blick über 
unsere Grenzen hinaus nach Polen, wo 
z.B. 5 von 7 Beiratsmitgliedern des dortigen 
Rehabilitationsfonds, der aus einer Aus- 
gleichsabgabe zustandekommt, selbst 
behindert sind. 

Alternativen 

sind vorhanden 

Wenn wir diese Kritikzum Ausdruck bringen 
wird uns in der Regel entgegengehalten, 
daß die Sondereinrichtungen gerade für 
schwerer behinderte Menschen dringend 
notwendig sind und daß Diskriminierungen 
nicht durch Gesetze beseitigt werden 
können. Die Selbstbestimmt Leben 
Bewegung behinderter Menschen, die sich 
während der letzten Jahre beeinflußt durch 
die internationale Entwicklung und ein 
beharrliches Vorantreiben ihrer Ideen einige 
Freiräume schaffen konnte, um neue 
Ansätze in der Behindertenarbeit in die 
Praxis umzusetzen, hat diese Argumente 
der Aussondererin weiten Bereichen durch 
praktische Beispiele Lügen gestraft. Uns 
behinderten Menschen wurde in der Ge- 
schichte immer wieder vorgehalten, was 
wir alles nicht können, was nicht möglich ist 



und was sich nicht durchsetzen läßt, ohne 
es auch nur einmal zu versuchen. Immer 
wieder sind wir gegen diesen Strom der 
Entmutigung und Erniedrigung ange- 
schwommen und haben vom einen zum 
anderen Male die Skeptiker und Ausson- 
de rer Lügen gestraft und bewiesen, daß 
ein selbstbestimmteres Leben behinderter 
Menschen mit adäquaten Unterstützungen 
eben doch möglich ist. 
Modelle wie die Seibstorganisation der 
Persönlichen Assistenz {Behinderte ais 
Arbeitgeberinnen ihrer Assistentinnen), die 
schuiische Integration Behinderter oder die 
ermächtigende Beratung von Behinderten 
für Behinderte in den Zentren für selbst- 
bestimmtes Leben durch Behinderte selbst 
sind Unterstützungs- und Lebensformen, 
die wir uns z.T. gegen den erbitterten 
Widerstand von staatiichen Stellen und 
Rehabilitationsfachleuten erkämpfen 
mußten. Mangelnde Zuschüsse von 
Kommunen, dem Bund und den Ländern, 
die Schwierigkeit behindertengerechte 
Büroräume zu finden und bezahlen zu 
können oder die mangelnde Bereitschaft 
von traditionellen Trägern mit uns zu 
kooperieren, haben uns nicht davon abge- 
halten, unseren Weg zu gehen, zu humpeln 
oder zu rollen und wieder und wieder zu 
beweisen, daß es eben doch möglich ist, 
daß wi r uns gegenseitig dabei u nte rstützen, 
selbstbestimmter in unseren Gemeinden 
zu leben. Heute existieren in der BRD 12 
Zentren oder Initiativen zum selbstbe- 
stimmten Leben Behinderter, die den Kampf 
gegen die Windmühlen der Stahlhelme in 
der Behindertenbürokratie führen und oft 
nicht wissen, ob sie nächstes Jahr noch 
genug Geld zur Weiterführung ihrer Arbeit 
haben. Einige weitere Initiativen befinden 
sich in den Startlöchern, ähnliche Angebote 
von Behinderten selbst anzubieten. So wie 
es uns immer wieder gepredigt wurde, daß 
es nicht ratsam ist oder nicht funktioniert, 
daß Behindertenorganisationen aus- 
schließlich von den Betroffenen selbst 
geführt werden, ist es nun auch an derzeit, 
zu zeigen, daß wir Behinderten selbst 
wesentlich effektiver über die Vergabe von 
finanziellen Mitteln urteilen können und auch 
die entsprechende Macht dazu bekommen 
müssen. 

Während wir also genügend Ideen, erfolg- 
versprechende und international längst als 
praktizierbar erwiesene Unterstützungs- 
modelle haben, gezielt an der Fortbildung 
von weiteren aktiven behinderten Menschen 
arbeiten und eine Anzahl von hoch- 
motivierten selbst Betroffenen Streite rl n nen 
für unsere Bewegung haben, fehlt es uns 
schlichtweg häufig an den Mitteln diese 
Projekte konsequent voranzutreiben und 
erhebliche Verbesserungen für behinderte 
Menschen zu schaffen, von den Energien 
die verloren gehen ganz zu schweigen, die 
die stetige Unsicherheit über die Weiter- 
finanzierung der Arbeit mit sich bringt. 

Mit der Gründung des Förderfonds “Sozial- 
steuer zum selbstbestimmten Leben Behin- 
derter” wollen wir ein Instrument schaffen, 
daß diesem Mißstand entgegenwirkt und 
die Mittel beschafft, die notwendig sind, um 

unsere Angebote auszubauen und ent- 
sprechende staatliche Finanzierungen zu 
bekommen, so daß dadurch letztendlich 
eine Gegenlobby gegen die dominanten 
Anbieter in der Behindertenarbeit ge- 
schaffenwird, die von uns Betroffenen selbst 
getragen wird. 

Wie funktioniert 

die Sozialsteuer? 

Die Sozialsteuer ist eine freiwillige Zahlung, 
die entweder monatlich, viertel-, halbjährlich 
oder jährlich an den Verein “Sozialsteuer 
zum selbstbestimmten Leben Behinderter” 
entrichtet wird. Um eine gezielte und 
vorausschauende Förderung betreiben zu 
können, wird eine monatliche Zahlung vor- 
geschlagen, d ie entwerte r di rekt vom Arbeit- 
geber überwiesen oder per Dauerauftrag 
bzw. Einzugsermächtigung abgebucht wird. 
Als Richtwert wird hierbei 10 % der 
Lohnsteuer angestrebt, was jedoch indi- 
viduell entschieden werden und bis zur 
einmaligen Zahlung an den Sozialsteuer- 
verein variieren kann. Der Vorteil einer 
solchen regelmässigen Zahlung besteht 
darin, daß es sich um einen regelmässig 
eingehenden Festbetrag handelt, der es 
dem Förderfond ermöglicht, auch länger- 
fristige Förderungen vorzunehmen, so daß 
Einstellungen von Behinderten über 
Sonderprogramme zur Förderung der Be- 
schäftigung Behinderter wahrgenommen 
werden können. Für die geleisteten Mittel 
wird bis zum 31.1. des folgenden Jahres 
eine Spendenbescheinigung ausgestellt, 
so daß die geleisteten Mittel von der Steuer 
absetzbar sind. 

Wer und was 

wird gefördert? 

Wieviele Projekte vom Sozialsteuerverein 
in welcher Höhe gefördert werden können 
hängt natürlich entscheidend davon ab, 
wieviele Menschen bereit sind, den Sozial- 
steuerverein zu unterstützen. Aus den 
Einnahmen von 1993 wird u.a. der erste 
Förderpreis zum selbstbestimmten Leben 
Behinderter an das Berliner Zentrum für 
selbstbestimmtes Leben vergeben, der mit 
3.000 DM dotiert ist und dem Berliner 
Zentrum für seine weitere Arbeit zu Gute 
kommt. Die Behindertenzeitschrift “die 
randschau” wird ebenfalls vom Sozial- 
steuerverein gefördert, sowie der Gleich- 
stellungsfond des Initiativkreises Behin- 
derter für die Herausgabe von “Behinderte 
in Action”. Last but not least wird es uns in 
diesem Jahr auch möglich sein, die 
Herausgabe eines Infos zum selbstbe- 
stimmten Leben Behinderter durch die 
Interessenvertretung “Selbstbestimmt 
Leben" Deutschland - ISL e.V. zu fördern. 
Grundsätzlich soll der Fond Projekte unter- 
stützen, die den von der ISL e.V. formu- 
lierten Grundsätzen des Selbstbestimmten 
Lebens Behinderter entsprechen, also von 
Behinderten selbst durchgeführt und von 
Behinderten selbst kontrolliert werden und 
dazu geeignet sind, die Gleichstellung und 

Selbstbestimmung Behinderter zu fördern. 
Die Förderung des Aufbaus eines flächen- 
deckenden Netzes von Beratungszentren 
zum selbstbestimmten Leben Behinderter 
ist dabei das Vorrang ige Ziel dieses Fö rder- 
fonds, so daß dementsprechend auch nur 
Arbeitsplätze für Behinderte aus Mitteln 
des Fonds gefördert werden. 
Ein Föfderrat, der sich ausschließlich aus 
Betroffenen selbst zusammensetzt, ent- 
scheidet über die Vergabe der Mittel und 
das weitere Vorgehen des Fördervereins, 
derdurch einen 3köpfigen Vorstand voran- 
getrieben wird. Dieser Förderrat wird alle 5 
Jahre gewählt und arbeitet eng mit der 
Interessenvertretung “Selbstbestimmt 
Leben”Deutschland-ISLe.V.-zusammen. 

Was bietet der Fond 

den Mitgliedern 

Neben der Möglichkeit durch die Förderung 
aktiv am Ausbau der Selbstbestimmt Leben 
Bewegung behinderter Menschen teil- 
nehmen zu können und damit neue Wege 
in der Behindertenarbeit und -politik mit 
voranzutreiben, veröffentlicht der Sozial- 
steuerverein in Kooperation mit der Inte- 
ressenvertretung “Selbstbestimmt Leben” 
Deutschland - ISL e.V. - ein regelmässig 
erscheinendes Info, das über neue Ent- 
wicklungen in Sachen Selbstbestimmung 
Behinderter informiert, einen Überblick über 
die Vergabe der Mittel gibt und geförderte 
Projekte vorstellt. 

Jede/r ist wichtig! 

Entgegen dem weitverbreiteten Glauben, 
daß einzelne Personen nichts bewegen 
können, zählt beim Sozialsteuerverein jedes 
Mitglied. Durch die Förderung dieses Fonds 
kann eine Grundlage für eine neue Initiative, 
die behinderte Menschen unterstützt, 
selbstbestimmter zu leben und die für 
unsere Rechte kämpft geschaffen oderauch 
einfach Solidarität gezeigt werden. Durch 
selbst noch so kleine Beiträge können neue 
Funken entstehen, die so manches 
Engagement zum Erglühen bringen können 
und hoffentlich bald einen Flächenbrand 
hinsichtlich der Förderpraxis in der 
Behindertenarbeit auslösen, der eindeutig 
Initiativen von Behinderten selbst bevor- 
zugt. 

Tragt mit dazu bei, daß mit dem Sozial- 
steuerverein nicht nur ein Instrument ge- 
schaffen wird, durch das die Initiativen für 
ein selbstbestimmtes Leben in der BRD 
gestärkt werden können, sondern vor allem 
auch, daß wir die traditionellen Fonds für 
Behinderte herausfordern, endlich mit ihren 
entmündigenden und uns bevormunden- 
den Strukturen Schluß zu machen und 
Behinderte selbst darüber entscheiden 
lassen, wohin die Gelder fließen. Die Zeit 
der Sorgenkinder muß endlich durch eine 
Zeit selbstbestimmter und gut organisierter 
behinderter Menschen ersetzt werden. 
Packen wir’s an! 

Ottmar Miles-Paul, Kassel 



Filme 

F I L M B E S P R E C H U N G 

Langer Gang - 

Ein Film von YiimazArslam 

Am 9. September sollte der Film “Langer Gang” in den deutschen Kinos anlaufen. Jedoch mußte 
die/der Interessierte schon sehr versiert sein, um überhaupt eine Vorsteilung mitzubekommen. 

Nur wenige Kinos haben ihn bisher kurzzeitig in ihr Programm aufgenommen. Sicherlich ist dieser 
Film keiner von denjenigen, derdie Scharen anlocken kann-kein unbeschwerter Unterhaltungsfilm. 
Vielmehr ist es ein Fiim, der nachdenklich stimmt, der viele Nichtbehinderte in eine unbekannte 

Welt führt. 

“Langer Gang” ist das Erstlingswerk des 
Fiimstudenten Yiimaz Arsian und trägt 
unverkennbar starke autobiographische 
Züge. Der Regisseur lebte jahrelang im 
Rehabilitationszentrum für körperbehin- 
derte Kinder und Jugendliche in Neckar- 
gmünd bei Heidelberg. Er schildert das 
Leben der behinderten Bewohnerinnen 
innerhalb der kalten Betonmauern einer 
Sondereinrichtung, ihr Ausgeschlossensein 
aus der Welt der “Anderen”. Die “Anderen”, 
die Nichtbehinderten, tauchen in dem Film 
’(im Vor- und Abspann) als Besucher auf, 
die durch das Heim geführt werden und die 
ein trügerisches Bild präsentiert bekommen. 
Durch die Unterbringung und "Förderung" 
im Reha-Zentrum würden die Behinderten 
lernen, “ihre Erlebnisfähigkeit zu entfalten” 
und “an ein möglichst selbständiges Leben 
in unserer Gesellschaft herangeführt”. 
Diesen Worten wird Glauben geschenkt, 
wünscht man sich als Außenstehender 
doch, daß es “die Behinderten gut haben”. 
Zweifel an ihrem Wohlergehen kommen 
bei den Besuchern nicht auf; man müßte ja 
Vieles hinterfragen und hinter die Fassade 
blicken. 
Aus derßinnenperspektive sieht das Leben 
in der Institution längst nicht mehr so rosig 

aus. Der Film erzählt Geschichten, Ge- 
schichten von heranwachsenden Jugend- 
lichen, die aufgrund ihrer körperlichen 
Behinderung in einer “abgeschlossenen 
Welt" leben müssen. Jugendliche, die die 
gleichen Probleme wie ihre nichtbehin- 
derten Altersgenossen haben, die jedoch 
durch ihr Eingeschlossensein in ein Heim 
viel mehr auf ihr Außenseitertum konzen- 
triert sind. Jugendliche, die in einer sehr 
intensiven Gefühlswelt leben, die Ge- 
borgenheit suchen und Gewalt ausüben - 
die verletzen, um nicht selbst verletzt zu 
werden. Jugendliche, die unter Bedin- 
gungen leben müssen, wo ihnen nicht die 
notwendige menschliche Wärme entgegen- 
gebracht wird. Das Ausgeschlossensein 
aus der “normalen” Welt führt zur Schaff ung 
einer eigenen Welt, einer Welt, die auf 
hauchdünnen Säulen steht, die jeden 
Moment zusammenzubrechen droht. 
Mißlungene und gelungene Selbstmord- 
versuche, die Flucht in Drogen, der Ausweg 
in den Wahnsinn - unter den Bedingungen 
der Einsamkeit und Kälte sind es Aus- 
Wege, die Gelegenheit zum Entkommen. 
Selbst derZusammenhalt unterden ‘ Ausge- 
stoßenen” kann die Ausweglosigkeit des 
Einzelnen nicht verhindern. 

Arslan hat einen äußerst beeindruckenden 
realistischen Film gemacht. Er hat mit 
Laienschauspielern gearbeitet. Frauen und 
Männer, die genauso wie er im Reha- 
bilitationszentrum ihre schulische Aus- 
bildung gemacht haben. Frauen und 
Männer, die Erlebtes in überzeugender 
Weise darstellen. Arslan hat auf den ersten 
Blick einen “Behindertenfilm” gedreht. Aber 
es ist eine neue Form des “Behinderten- 
films”, anders als bei dem Filmemacher 
Wolfram Deutschmann. “Langer Gang” ist 
die sensible Beschreibung des Lebens in 
einer Sondereinrichtung. Er ist kein lauter 
Protest - die Bilder, die Personen, ihre 
Bewegungen und Handlungen spechenfür 
sich selbst. Sie erzählen Geschichten, die 
weit in die Vergangenheit zurückführen, 
beispielsweise wenn die schwarze Ame- 
rikanerin Juana im kalten Treppenvorraum 
im Rollstuhl sitzend Blueslieder singt, die 
Lieder der schwarzen Sklaven. 

“Langer Gang” beschreibt das Leben 
behinderter Menschen aus ihrer Perspektive 
- selbstbewußt und nicht beschönigend. 
Die intensive Gefühlswelt Jugendlicher wird 
nachempfunden. Eine Gefühlswelt, die die 
meisten Jugendlichen durchleben, egal ob 
behindert oder nicht. Ein einfühlsamer Film, 
der die Probleme Jugendlicher in den 
Mittelpunkt stellt und ihr Ausgegrenztsein. 
Von daher ist es bei näherer Betrachtung 
auch kein “Behindertenfilm”. Es kommt 
immer auf den Blickwinkel an. 

Für alle, die die Gelegenheit bekommen, 
daß “Langer Gang” in den Kinos ihrer Stadt 
gezeigt wird - sie sollten sich auf den Film 
einlassen und auf einen Abend einstellen, 
an dem alte Erinnerungen wiederbelebt 
werden (ob an die eigene Jugendzeit oder 
die Zeit in einem Behindertenheim, spielt 
keine Rolle!). 

I Anneliese Mayer, Marburg 

LANGER GANG, Kamera: Izzet Akkay, 
Schnitt: Bettina Böhler, Musik; Ralph Gral, 
Ton: Michael Hemmerling, Eine o-Produk- 
tion, im Verleih von: wild okapi film, 
Kreuzbergstr. 43, 10965 Berlin, Tel.: 030/ 
785 03 76, dispo: 030 / 785 02 17 
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FIND AND DESTROY 

Über Oliver Tolmeins Buch “Wann ist der Mensch ein Mensch?” 

Oliver Tolmein 

WANN IST 

DER 

M E N3CH 

EIN 

MENSCH 

9 ■ 
Ethik auf Abwegen 

awöHtt 

Hanser 

Oliver Tolmein hat nach “Geschätztes 
Leben” ein weiteres Buch vorgeiegt, in dem 
ersicherneutmit der “Lebenswett'-Debatte 
beschäftigt. "Wann ist der Mensch ein 
Mensch?” erscheint auf den ersten Blick 
wie eine erweiterte und aktuaiisierte Neu- 
aufiage des Vorgängerbandes. Von diesem 
unterscheidet sich das neue Buch jedoch 
durch eine veränderte Fragesteliung. 
Während Tolmein in “Geschätztes Leben" 
vor aliem den Ist-Zustand und aktuelle 
Tendenzen beschreibt, beschäftigt er sich 
nun verstärkt mit deren ideologischer Be- 
gründung. 

“Wann ist der Mensch ein Mensch?” ist ein 
Buch gegen einen Zeitgeist, der sich unter 
anderem durch bestimmte Legitimations- 
muster auszeichnet; Muster, die Herr- 
schaftsverhältnisse negieren, indem sie die 
bürgerlich-demokratische Gesellschaft als 
idealtypisches Marktverhältnis beschreiben. 
In diesem Verständnis gibt es keine Mäch- 
tigen mehr, sondern nur noch Anbieter- 
Innen, deren Verantwortung sich darauf 
beschränkt, die Nachfrage möglichst opti- 
mal zu befriedigen. Und Nachfrage besteht 
zweifellos: Nach pränataler Diagnostik mit 
anschließender selektiver Abtreibung 
ebenso wie nach ökonomischer Ver- 
wendung knapper Ressourcen. Vor allem 
aber besteht Nachfrage nach der Aussicht, 
bei all dem ein reines Gewissen zu behalten. 
Diese Marktlücke wird von der Bioethik 
ausgefüllt und zwar offensichtlich zur 
Zufriedenheit ihrer Auftraggeberinnen. 
Tolmein interessiert sich vor allem für die 
(neue?) Rolle der Ethik in einerGesellschaft, 
die Fragen der Moral dem Markt überläßt. 
Seine ebenso faktenreiche wie engagierte 
Analyse stellt dabei gerade dieses Bild vom 
herrschafts- und verantwortungsfreien 
Markt infrage, spürt Interessen und Macht- 
verhältnisse auf. Dabei gelingt es ihm, 
weitgehend ohne personalisierte Feind- 
bilder und ohne Verschwörungstheorien 
auszukommen. Ersucht nicht nach dunklen 
Mächten, die aus dem Hintergrund die 
Menschen manipulieren, sondern nachdem 
gesellschaftlichen Konsens, der Leidfreiheit 
zum obersten Ziel hat und die Machbarkeit 
von Glück als selbstverständlich vor- 

  aussetzt. Tolmein fragt nach Haltungen 
und Einstellungen, die z.B. den einzelnen 

30 Arzt, aber auch die einzelne Patientin zu 
Mitspielerinnen bei der Durchsetzung der 
umfassenden Selektion werden lassen. 

Der Autor hat eine Vielzahl von Gesprächen 
geführt, mit Ärztinnen, Humangene- 
tikerl nnen, Krankenschwestern ebenso wie 

mit Patientinnen und Angehörigen. Viele 
seiner professionellen Gesprächspart- 
nerinnen sind mehr oder weniger expo- 
nierte Anhängerinnen des Selektions- 
gedankens. Ertrifft bei diesen Gesprächen 
nicht auf Zombies und Finstermänner bzw. 
-trauen, sondern auf Menschen, die nicht 
gelernt haben, mit Krankheit, Tod oder 
Behinderung umzugehen, die aber zugleich 
die Definitionsmacht über den Wert eines 
Menschenlebens besitzen. Ihre Aussagen 
sind oft erschreckend, gerade weil sie so 
“normal” sind - und weit sie Macht haben. 
Sie sind selbst in einem Geflecht von 
eigenen Ängsten, gesellschaftlichen Forde- 
rungen und beruflichem Ehrgeiz befangen. 
In ihrem professionellen Selbstverständnis 
erscheint Behinderung fast immer als 
Dokument des Versagens, mit dem man 
nicht konfrontiert werden möchte. 

Tolmein läßt sich in den Gesprächen auf 
seine Gegenüber ein. Es ist nicht sein 
Interesse, sie zu denunzieren; manche von 
ihnen besorgen dies durch zynische Wort- 
wahl allerdings selbst, wenn etwa das Ziel 
der pränatalen Diagnostik lapidar mit “find 
and destroy” beschrieben wird. Andererseits 
erscheint es subjektiv durchaus glaub- 
würdig, wenn z.B. ein Mitautor der 
“Einbecker Empfehlungen” versichert, sein 
Ziel sei es gewesen, den praktizierten 

Wildwuchs beim “Liegenlassen" von Neu- 
geborenen einzudämmen. (Von makabrer 
Komik ist es nebenbei, wenn ein anderes 
Kommissionsmitglied fürdie Herausnahme 
der Glasknochenkrankheit aus der Todes- 
liste plädiert, weil er zufällig von einem 
Betroffenen gehört habe, der als Autor und 
Schauspieler arbeite - gemeint ist wohl 
Peter Radtke. Die Überlebenschance von 
behinderten Neugeborenen hängt also von 
der Zeitungslektüre der mit der Kriterien- 
bildung betrauten Medizinerinnen ab). 

Aus dem Widerspruch zwischen mora- 
lischem Empfinden und dergeübten Praxis 
erwächst das Verlangen nach klaren Regeln 
bei der Entscheidung, welches Leben 
erhalten werden soll. Dieses Bedürfnis 
bedient die Bioethik, die ausdrücklich auf 
eine praktische Anwendung angelegt ist. 
Die Auseinandersetzung mit dieser Art von 
Gebrauchsphilosophie isteine derzentralen 
Passagen des Buches. Am Beispiel Peter 
Singers zeigt Totmein eindrucksvoll die 
argumentative Beliebigkeit auf, mit der 
dieser “Boulevardphilosoph” (Franz Chris- 
toph) jeden Gedanken aufnimmt, der ihn 
seinem Ziel näherbringt, die Ermordung 
behinderter Menschen zu rechtfertigen. 
Dabei dient das schlechte Bestehende 
(Pflegenotstand, die Praxis des “Liegen- 
lassens”) zur Rechtfertigung von Ver- 
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brechen, die keine mehr sein soiien. Nicht 
mehr die Reaiität wird an moralischen 
Maßstäben gemessen, sondern die Moral 
an die Verhältnisse angepaßl. 

Tolmein begreift die Enttabuisierung der 
“Euthanasie" auch als Teil der allgemeinen 
Relativierung der NS-Verbrechen; die 
Erinnerung an die rassenhygienische 
Funktion von Eugenik und Euthanasie im 
Faschismus erweist sich als hinderlich für 
einen Staat, der bei der Durchsetzung seiner 
eigenen Ziele wieder verstärkt auf totalitäre 
Machttechniken zurückgreifen möchte. “Die 
Auseinandersetzung um die Ideen eines 
an sich wenig originellen Denkers {gemeint 
ist Peter Singer, Th. Sch.) haben exem- 
plarischen Charakter bekommen, weil sich 
dabei, wie in einem Brennglas, ganz 
unterschiedliche Interessen und Gefühle 
konzentrieren lassen: Das Interesse an der 
Umwertung der nationalsozialistischen 
Vergangenheit, die Intensivierung der 
Kostensenkungsdebatte im Gesund- 
heitswesen, das kontinuierliche Ressen- 
timent gegen Behinderte und die ... 
wachsende Angst vor dem eigenen Tod.” 
(S, 59) 

An anderer Stelle - bei der Debatte um das 
“Erlanger Baby" - gibt das Buch Einblick in 
die unterschiedlichen Fraktionen der Bio- 
ethikszene, die sich verschiedenerBegrün- 
dungen bedienen (mal wertkonservativ- 
lebensschützerisch, mal technokratisch- 
liberal - für jede/n etwas), sich aber im Ziel 
einig sind. Am Beispiel der hirntoten Marion 
P. macht Tolmein deutlich, daß es der 
Bioethik um weit mehr geht als um Kriterien 
für die die Vernichtung von “Ballastexis- 
tenzen”; diese Philosophie stellt sich viel- 
mehr in den Dienst einer staatlichen 
Bevölkerungspolitik, die eine umfassende 
Kontrolle über alle menschlichen Lebens- 
prozesse anstrebt. Sie gibt dieser Politik 
definitorische Hilfestellung, etwa indem sie 
die Feststellung des Todes den Erforder- 
nissen der Transplantationsm edizi n an paßt 
(Hirntod) und innere Widersprüche durch 
verschleiernde Begrifflichkeiten kaschiert 
(Fötus als “Kind”, der Mutterleib als “fetales 
Umfeld”). 

Nirgendwo sonst tritt der staatliche Macht- 
anspruch über den (weiblichen) Körper 
deutlicher zutage als in der Herabwürdigung 
einersterbenden Frau zur Gebärmaschine. 
Gerade hier entlarvt sich die Beteuerung, 

die moderne Medizin reagiere nur auf die 
Wünsche der Patientinnen, als Zwecklüge. 
Dabei übersieht Tolmein keineswegs, daß 
die massenhafte Inanspruchnahme tech- 
nischer Möglichkeiten diese Entwicklung 
erst ermöglicht hat. Er zeigt aber auch, daß 
die behauptete Wahlfreiheit in Grenz- 
situationen Fiktion ist, wenn etwa eine 
schwangere Frau der geballten Autorität 
von Expertinnen gegenübersteht. (Unver- 
ständlich ist mir der Vorwurf von Götz Aly in 
der “taz”, Tolmein ignoriere die gesell- 
schaftliche Behindertenfeindlichkeit und sei 
allein auf staatliche Machenschaften fixiert. 
Mir scheint es eher ein weiterer Grund, 
übereine Zeitung nachzudenken, die lieber 
eine Anzeige für das Singer/Kuhse-Buch 
samt wohlwollender Besprechung abdruckt, 
als z.B. einen Bericht über Aktionen gegen 
die Pflegeversicherung). 

Wie ein Freilandversuch mit Singers 
“Praktischer Ethik” muten teilweise die 
Verhältnisse in den Niederlanden an, wo 
Tolmein die Euthanasiepraxis recherchiert 
hat. Dort sind rund 40% der Todesfälle 
nach offiziellen Angaben Folge ärztlicher 
Entscheidungen, ca. 1000 Menschen sind 
jährlich Opfer“nichtfreiwilliger" Euthanasie. 
Bei der Lektüre der niederländischen 
Zustände wirkt die Perspektive aus 
deutscher Sicht merkwürdig verschoben: 
Versuchte die hiesige Krüppelbewegung 
(wenn auch erfolglos), die “Lebenswert"- 
Debatte zu verhindern, so wäre es dort 
schon ein Gewinn, wenn diese endlich in 
Gang käme, um den stillschweigenden Kon- 
sens aufzubrechen, der die Tötungspraxis 
stützt. Besonders engagiert verteidigt wird 
diese Praxis bemerkenswertenweise von 
den optimistischen, linksliberalen Ver- 
treterinnen der 68er Generation. Wer sich 
wie Tolmein als Euthanasiegegner zu 
erkennen gibt, ohne gläubiger Christ zu 
sein, stößt auf Ersfaunen und Unverständ- 
nis. Ähnliches berichtet Tolmein übrigens 
auch aus der BRD; die Affinität mancher 
linkerGlücksvorstellungen zu gesellschafts- 
sanitären Utopien gehört zu den nicht 
aufgearbeiteten Kapiteln der Geschichte - 
auch das ist eine Erfahrung, die der 
ausgewiesene Linke Tolmein bei seinen 
Recherchen gemacht hat. 

“Wann ist der Mensch ein Mensch” ist keine 
erfreuliche Lektüre und kann es auch nicht 
sein. Trotzdem entgeht der Autor der 
Versuchung, in Resignation oderFatalismus 

zu verfallen. Er hat einige Wochen in 
Neugeborenenstationen und bei der 
Palliativmedizin hospitiert, hat zahlreiche 
Gespräche mit Betroffenen geführt; seine 
Reportagen sind vorsichtige Annäherungen 
an die Möglichkeit eines anderen Umgangs 
mit Krankheit, Behinderung und Tod. 
Tolmein hat dafür kein Patentrezept, und 
dies würde auch seinem Credo wider- 
sprechen. Er läßt Widersprüche und 
Ambivalenzen zu, sowohl bei seinen 
Gesprächspartnerinnen als auch bei sich 
selbst. Was er einfordert, ist die An- 
strengung, sich ohne pauschalisierende 
Kriterien auf das jeweils konkrete Leben 
einzulassen. Gegen die Singer’sehe 
Katalogethik stellt er eine “intuitive Ethik”, 
die dem Einzelnen seine Verantwortung 
nicht abnimmt. Entsprechend kritisch setzt 
er sich mit allen Versuchen auseinander, 
Lebensqualität von außen zu beurteilen, 
z.B. anhand standardisierter Fragebögen. 
Die Erfahrungen aus Großbritannien geben 
ihm recht, wo derartige Beurteilungen dazu 
dienen, einzelnen Patienten z.B. Organ- 
transplantationen zu verweigern. 

Ein wesentliches Verdienst des Buches 
besteht darin, daß es Verbindungen herstellt 
und Dinge zusammendenkl, die in der 
Öffentlichkeit getrennt diskutiert werden. 
Tolmein setzt die Debatte um Selektions- 
kriterien in Beziehung zur allgemeinen 
feehindertenfeindlichkeit und zu sozial- 
politischen Tendenzen der Privatisierung 
und Entsolidarisierung. Das mörderische 
Zusammenspiel von gesellschaftlicher 
Verdrängung und ökonomischem Kalkül ist 
sein eigentliches Thema. “Die Diskussion 
um Werte ist zu einer um den Wert 
geworden. Die Opferder Rationierung sind 
dieselben, deren Tod auch in der Eutha- 
nasie’- Debatte als erwünscht angesehen 
wird” (S.167). Oliver Tolmeins Buch 
entkleidet die “Lebenswerf-Diskussion ihrer 
sentimentalen Maskierung und macht eines 
ganz deutlich: Wer über die Vermeidung 
von Leiden redet, meint in aller Regel die 
Vermeidung von Kosten, 

Thomas ScHMiDT, München 

Oliver Tolmein: 
Wann ist der Mensch ein Mensch? 
München Wien, 1993 
Carl Hanser Verlag 
ISBN 3-446-17560-1 
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AOK- 

Bevölkerungs 

Politik 

GBiWUWltT 7 

Fetisch Gesundheit, mit den neben- 
stehenden Motiven soll die Bevölkerung in 
Plakatform durch die Allgemeinen Orts- 
krankenkassen bombadiert werden. 

mocfieft w!i. 

In einem internen Strategie-Papier heißt 
es: 

MT JUNG 

"Um eine maximale öffentliche Wirkung zu 
erreichen, erscheinen die Motive der 
Präventions-Anzeigen auch unübersehbar 
im Straßenbild als Großflächen-Plakate. 
Sie erfüllen die Anforderungen, die an ein 
kommunizierendes Plakat gestellt werden: 
Sie fallen jedem auf, sind unübersehbar 
und prägen sich ein." 

Bevölkerungspolitische Maßnahmen sind 
aufs engste mit einem Schönheits- und 
Gesundheitsideal verbunden, daß sich in 
den nebenstehenden Anzeigen wieder- 
finden läßt. Der Widerstand gegen Bevöl- 
kerungspolitik beginnt in unserem Bewuß- 
sein.inderWahrnehmungderManipulation. 
Und endet... 

Ihre GesunQtieil mochsn wh 

GESUNDHCltMjiCHT SCHÖN 
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1 
Ich erkläre hiermit den Beitritt zum Verein 'Sozieleteuer'. 

Mit meinem Beitrag unterstütze ich Projekte der ' selbstbestimmt- 
Leben-Bewegung' behinderter Menschen, insbesondere den Aufbau von 
flachendeckenden, unabhängigen Beratungsstellen für behinderte Men- 
schen. 

IKK, Vornuc, bin. Organliition 

Heusninaer Telefon 

Postleitzahl, yohnort Geboren «■ 

behindert/nichtbehindert   
Ort, Oatiin Unterschrift 

Ich bitte um die Zusendung der derzeitigen Geschäftsordnung und der 
regelmäßigen Informationsschrift, aus der sich Art und Umfang der 
unterstützten Projekte für ein selbstbestimmtes Leben behinderter 
Menschen ergibt. 
Mir ist bekannt, daß ich zum Ende eines Quartals meine Unterstützung 
jederzeit kündigen kann. 

Ort, Datiin Unterschrift 

Bitte wahlweise Punkt I oder II ausfüllen 

I. 
Antrag zur Überweisung einer Sozialsteuer (Bruttolohn orientiert) 
Sehr geehrter Arbeitgeber, bitte überweisen Sie bis auf Widerruf von 
meinem Lohn/Gehalt monatlich folgenden Betrag 

O 10 % der Lohnsteuer 
□ anderer Betrag:   DM monatlich 

an den Verein 'Sozialsteuer', Luitpoldstr. 42, 91052 Erlangen: 
Bank für Sozialwirtschaft, BLZ: 700 205 00, Kontonr,: 8814101 

Arfaeitgeber 

Strafle, Hau80UMer„ Postleitzahl, Ort 

Ort, DatLin Unterschrift 



II. 
Ermächtigung zum Einzug von Sozialsteuer durch Lastschriften - fFalls 
der Arbeitgeber den Lohnabzug verweigert). 
Hiermit ermächtige ich den Verein 'Sozialsteuer' widerruflich, die von 
mir zu entrichtenden Zahlungen wegen einer monatlichen 

Sozialsteuer 

in Höhe von  DH 

monatlich zu Lasten meines Girokontos: 

Bank 

KontD^Hr.: Banklaitiahl 

durch Lastschrift einzuziehen. 
Wenn mein Konto die erforderliche Dec)cung nicht ausweist, besteht 
seitens des oben genannten Kreditinstituts keine Verpflichtung zur 
Einlösung. 

HaMf Vornam«, bXHa Organisation 

Strafte« Nausnuwaer Telefon 

Post 1eftzahl« Uohnort Geboren aa 

Ort, Datun Unterschrift 

Uber meine jährliche Zahlungen wird mir vom Verein 'Sozialsteuer' eine 
steuerabzugsfähiqe Spendenbscheinigung ausgestellt, diese wird mir bis 
spätestens zum 31.01. des Folgejahres, an meine folgende Anschrift, 
(falls von der oben angegebenen Adresse abweichen), zugesandt, 
per Verein ist beim Finanzamt Erlangen unter der Steuernummer 
186/88486 eingetragen und als vorläufig mildtätig anerkannt. 

StraBe, BauBnuMier, PoatleitiBhl, Ort 

Aufnabmeantrag bitte im Original an den Verein 'Sozialsteuer' senden. 
Verein "Sozialsteuer'' 
Luitpoldstraße 42 
91052 Erlangen 



Name: 

Vomfirntti 

StraS«: 

Hinweis gern. § 26 Abs, 1 Bundesdatenschutzgesetz: 
Die Abonnentinnen der 'randschau' sind in einer Adres- 
sendatei gespeichert, die mit Hilfe der elektronischen 
Datenverarbeitung geführt wird. 
Hinweis gern. § 4 Abs. 3 Postdlenst-Datenschutzver- 
ordnung (PD-DSV): Mit der Unterschrift wird gleichzeitig 
das Einverständnis erklärt, daßdie Post berechtigt ist, eine 
neue Bezugsadresse dem Vertrieb mitzuteiien. 

Dalum Unterachrift 

BIttl 
flu»r«tch«nd 
rrank^ran! 
Anaoa atari; 
Müllälmar! 

Postkarte 

die randschau 

Abo & Vertrieb 

Mombachstraße 17 

341 27 Kassel 



Mich will ‘die randsc/iau'abonnieren und zwar als Schwarzschrift- oder, 
nicht nur für blinde und sehbehinderte Abonnentinnen, aufgelesen als 
Cassetten-Exemplar. Die Abo-Bed)ngungen sind denkbar einfach: Ge- 
zahlt wird Im voraus für4 Ausgaben (Erscheinungsweise vierteljährlich) 
durch Überweisung auf das Konto von 'krüppeltopla' e.V. bzw. durch 

' '' Übersendung eines Verrechnungsschecks oder Bargeld. Nach Ablauf 
r«' i der 4 Hefte (bzw. Cassetten) gibt es eine Rechnung für die 4 folgenden 

Exemplare. 

ii Ich will das Schwarzschrift-Abo der 
‘randschau'iür 25,00 DM (Ausland 35,00 
DM). 

Ill IchwilldasCassetten-Aboder‘randschau' 
f ü r 30,00 D M. (Sc h warzsc h rift p lus C assette 
40,00 DM). 

Ill Nee, ich will erst einmal ein Probeexemplar 
der ‘randschau‘(2,00 DM in Briefmarken). 
i|i Schwarzschrift Ii Cassette 

liil Ich spende für das Projekt ‘die randschau'. (Spenden sind steuerlich absetzbar! Bei 
Spenden bis 100,00 DM gilt der Überweisungsträger als Spendenbescheinigung. Ab 100,00 
DM gibt es eine Spendenbescheinigung zum Jahresende.) 

Ich habe den Betrag von DM 

II überwiesen auf das Konto, Nr.: 
1009 422 bei der Stadtsparkasse Kassel 
(8L2 520 501 51) 

Ii in Scheinen belgelegt 

ii als Scheck belgelegt 


